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DER PRÄFEKT      Generalsekretariat 
FÜR DAS DEPARTEMENT MOSELLE 
        Direktion Koordination 
Freiheit       und territoriale Unterstützung 
Gleichheit 
Brüderlichkeit 
 
 

ERLASS DCAT / BEPE / Nr. 2020-196 
vom 23. NOV. 2020 

 
zur Umweltgenehmigung für den Betrieb einer Produktionseinheit  

für biobasierte Carbonsäuren durch die Gesellschaft AFYREN NEOXY 
am Standort der Plattform CARLING – SAINT-AVOLD 

 
 

Der Präfekt für das Departement Moselle 
Ritter im nationalen Orden der Ehrenlegion 

Ritter des nationalen Verdienstordens 
 
 
GESTÜTZT auf das Umweltgesetzbuch (Code de l’Environnement), insbesondere Buch I, 
Titel VIII sowie Buch V, Titel I und III; 
 
GESTÜTZT auf die Richtlinie Nr. 2010/75/EU vom 24.11.2010 über Industrieemissionen 
(integrierte Vermeidung und Verminderung der Umweltverschmutzung), die sogenannte IED-
Richtlinie; 
 
GESTÜTZT auf den Durchführungsbeschluss (EU) 2016/902 der Kommission vom 30. Mai 
2016 zur Festlegung der Schlussfolgerungen zu den besten verfügbaren Techniken (BVT) 
gemäß der Richtlinie 2010/75/EU des Europäischen Parlaments und des Rates für eine 
einheitliche Abwasser-/Abgasbehandlung und einheitliche Abwasser-/ 
Abgasmanagementsysteme in der Chemiebranche; 
 
GESTÜTZT auf das geänderte Dekret Nr. 2004-374 vom 29. April 2004 betreffend die 
Vollmachten des Präfekten, die Organisation der staatlichen Dienststellen in den Regionen 
und Departements, insbesondere seinen Artikel 45; 
 
GESTÜTZT auf das Dekret vom 29. Juli 2020 betreffend die Ernennung von Hrn. Laurent 
TOUVET, Präfekt für das Departement Moselle; 
 

GESTÜTZT auf die Nomenklatur der überwachungsbedürftigen Anlagen; 
 
GESTÜTZT auf die Nomenklatur der Anlagen, Bauwerke, Arbeiten und Tätigkeiten, die in 
Anwendung der Artikel L.214-1 bis L.214-6 des Umweltgesetzbuches genehmigungs- oder 
meldepflichtig sind; 
 
GESTÜTZT auf den geänderten Ministerialerlass vom 23. Januar 1997 bezüglich der 
Begrenzung von Lärmemissionen in die Umwelt durch überwachungsbedürftige Anlagen für 
den Schutz der Umwelt (Installations Classées pour la Protection de l’Environnement/ICPE); 
 
GESTÜTZT auf den geänderten Ministerialerlass vom 02. Februar 1998 bezüglich 
Wasserentnahmen und Wasserverbrauch sowie Emissionen jeglicher Art bei 
genehmigungspflichtigen überwachungsbedürftigen Anlagen für den Schutz der Umwelt; 
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GESTÜTZT auf den geänderten Ministerialerlass vom 11. September 2003 bezüglich der 
Anwendung des Dekrets Nr. 96-102 vom 02. Februar 1996 zur Festlegung der allgemeinen 
Vorschriften, die auf Sondierungen, Bohrungen, die Herstellung von Brunnen oder 
unterirdischen Bauten Anwendung finden, die in Anwendung der Artikel L.214-1 bis L.214-3 
des Umweltgesetzbuches meldepflichtig sind und in die Rubrik 1.1.1.0 der Nomenklatur 
fallen, die dem geänderten Dekret Nr. 93-743 vom 29. März 1993 als Anlage beigefügt ist; 
 

GESTÜTZT auf den geänderten Ministerialerlass vom 20. April 2005 bezüglich der 
allgemeinen Vorschriften, die auf meldepflichtige überwachungsbedürftige Anlagen, die in 
eine oder mehrere der Rubriken Nr. 1436, 4330, 4331, 4722, 4734, 4742, 4743, 4744, 4746, 
4747 oder 4748 fallen, oder für Rohöl gemäß einer der Rubriken Nr. 4510 oder 4511 
Anwendung finden; 
 
GESTÜTZT auf den Ministerialerlass vom 29. September 2005 bezüglich der Bewertung und 
Berücksichtigung der Eintrittswahrscheinlichkeit, der Kinetik, der Intensität der Auswirkungen 
und der Schwere der Folgen potenzieller Unfälle in Gefahrenstudien für 
genehmigungspflichtige überwachungsbedürftige Anlagen, den sogenannten PCIG-Erlass; 
 
GESTÜTZT auf den geänderten Ministerialerlass vom 31. Januar 2008 bezüglich des 
Registers und der jährlichen Meldung der Emissionen und der Verbringung von Schadstoffen 
und Abfällen; 
 

GESTÜTZT auf den Ministerialerlass vom 19. Dezember 2008 bezüglich der allgemeinen 
Vorschriften, die auf meldepflichtige überwachungsbedürftige Anlagen Anwendung finden, 
die in die Rubrik Nr. 1434 fallen; 
 
GESTÜTZT auf den geänderten Ministerialerlass vom 22. Dezember 2008 bezüglich der 
allgemeinen Vorschriften, die auf meldepflichtige überwachungsbedürftige Anlagen, die in 
eine oder mehrere der Rubriken Nr. 1436, 4330, 4331, 4722, 4734, 4742, 4743, 4744, 4746, 
4747 oder 4748 fallen, oder für Rohöl gemäß einer der Rubriken Nr. 4510 oder 4511 
Anwendung finden; 
 
GESTÜTZT auf den Ministerialerlass vom 07. Juli 2009 bezüglich der Modalitäten für Luft- 
und Wasseranalysen in überwachungsbedürftigen Anlagen für den Schutz der Umwelt und 
der Referenznormen; 
 

GESTÜTZT auf den geänderten Ministerialerlass vom 25. Januar 2010 bezüglich der 
Methoden und Kriterien für die Beurteilung des ökologischen Zustandes, des chemischen 
Zustandes und des ökologischen Potenzials der Oberflächengewässer, der in Anwendung 
der Artikel R.212-10, R.212-11 und R.212-18 des Umweltgesetzbuches erlassen wurde; 
 
GESTÜTZT auf den Ministerialerlass vom 11. März 2010 bezüglich der 
Zulassungsmodalitäten für Labore oder Einrichtungen für bestimmte Arten von 
Probenahmen und Analysen bei der Emission von Stoffen in die Atmosphäre; 
 
GESTÜTZT auf den geänderten Ministerialerlass vom 04. Oktober 2010 bezüglich der 
Prävention von Unfallrisiken in genehmigungspflichtigen überwachungsbedürftigen Anlagen 
für den Schutz der Umwelt; 
 
GESTÜTZT auf den geänderten Ministerialerlass vom 31. Mai 2012 zur Festlegung der Liste 
der überwachungsbedürftigen Anlagen, die in Anwendung von Artikel R.516-1 Punkt 5 des 
Umweltgesetzbuches zur Bestellung finanzieller Garantien verpflichtet sind; 
 
GESTÜTZT auf den geänderten Ministerialerlass vom 31. Mai 2012 bezüglich der 
Modalitäten der Festsetzung und Aktualisierung der Höhe der finanziellen Garantien für die 
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Absicherung der überwachungsbedürftigen Anlagen und der zusätzlichen Garantien im Fall 
der Umsetzung von Maßnahmen zum Management der Verschmutzung von Böden und 
Grundwasser; 
 
GESTÜTZT auf den Ministerialerlass vom 14. Dezember 2013 bezüglich der allgemeinen 
Vorschriften für Anlagen, die gemäß der Rubrik Nr. 2921 der Nomenklatur der 
überwachungsbedürftigen Anlagen für den Schutz der Umwelt registrierungspflichtig sind; 
 
GESTÜTZT auf den geänderten Ministerialerlass vom 01. Juni 2015 bezüglich der 
allgemeinen Vorschriften für Anlagen, die gemäß wenigstens einer der Rubriken 4331 oder 
4734 der Nomenklatur der überwachungsbedürftigen Anlagen für den Schutz der Umwelt 
registrierungspflichtig sind; 
 
GESTÜTZT auf den geänderten Ministerialerlass vom 05. Dezember 2016 bezüglich der 
Vorschriften für bestimmte meldepflichtige überwachungsbedürftige Anlagen, unter anderem 
die Rubrik 2171; 
 
GESTÜTZT auf das Rundschreiben vom 10. Mai 2010, in dem die methodischen Regeln für 
Gefahrenstudien, die Beurteilung des Ansatzes zur Verringerung des Risikos an der Quelle 
und die Präventionspläne für technologische Risiken (Plan de Prévention des Risques 
Technologiques / PPRT) in überwachungsbedürftigen Anlagen in Anwendung des Gesetzes 
vom 30. Juli 2003 zusammengefasst sind; 
 
GESTÜTZT auf den Präfekturerlass DCL Nr. 2020-A-27 vom 24. August 2020 zur Erteilung 
der Zeichnungsvollmacht an Herrn Olivier DELCAYROU, Generalsekretär der Präfektur 
Moselle; 
 
GESTÜTZT auf den mit dem Präfekturerlass Nr. 2013-DLP/BUPE-297 vom 22. Oktober 
2013 genehmigten Präventionsplan für technologische Risiken in der Umgebung der 
Anlagen der Gesellschaften ARKEMA France, PROTELOR, SNF und TOTAL 
PETROCHEMICALS FRANCE, die auf dem Gebiet der Gemeinden SAINT-AVOLD und 
L’HÔPITAL angesiedelt sind; 
 
GESTÜTZT auf das Schreiben der Präfektur vom 15. Mai 2017, in dem die Association des 
Industriels de la Plate-forme de CARLING – SAINT-AVOLD (AIPCSA) als gemeinsame 
Leitungs- und Führungsstruktur, die in Anhang 2 der im vorgenannten Absatz bezeichneten 
Regelung für Präventionspläne für technologische Risiken (PPRT) erwähnt ist, anerkannt 
wird; 
 
GESTÜTZT auf den Antrag der Gesellschaft AFYREN NEOXY, die zum damaligen Zeitpunkt 
ihren Geschäftssitz in: Biopôle Clermont-Limagne, 63360 SAINT BEAUZIRE hatte, der am 
20. November 2019 eingereicht wurde und mit dem die Erteilung der Umweltgenehmigung 
zum Betrieb einer Afynerie@ (Produktionseinheit für biobasierte Carbonsäuren) auf der 
Plattform CARLING – SAINT AVOLD in 57500 SAINT-AVOLD beantragt wurde, sowie das 
zugehörige Dossier; 
 
GESTÜTZT auf die Stellungnahmen der verschiedenen in Anwendung der Artikel R.181-18 
bis R.181-32 des Umweltgesetzbuches konsultierten Dienststellen und Einrichtungen; 
 
GESTÜTZT auf die Stellungnahme der Umweltschutzbehörde vom 06. April 2020; 
 

GESTÜTZT auf den Beschluss des Vorsitzenden des Verwaltungsgerichtes Straßburg vom 
02. Juni 2020 betreffend die Bestellung des Anhörungsleiters; 
 
GESTÜTZT auf den Präfekturerlass vom 09. Juni 2020 zur Einleitung eines öffentlichen 
Anhörungsverfahrens mit einer Dauer von 5 Wochen in der Zeit vom 30. Juni 2020 bis zum 
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03. August 2020 einschließlich in den Gemeinden CARLING, DIESEN, HOMBOURG-HAUT, 
L’HÔPITAL, LONGEVILLE-LES-SAINT-AVOLD, PORCELETTE, SAINT-AVOLD, 
VÖLKLINGEN (Deutschland); 
 
GESTÜTZT auf die Erledigung der Formalitäten im Zusammenhang mit dem Aushang der 
Bekanntmachung in diesen Gemeinden; 
 

GESTÜTZT auf die Veröffentlichung dieser Bekanntmachung in zwei lokalen Zeitungen: 
Républicain Lorrain am 13. Juni und 01. Juli und Affiches d’Alsace et de Lorraine am 09. und 
30. Juni 2020; 
 
GESTÜTZT auf die Stellungnahme des Gemeinderats der Gemeinde DIESEN und die 
Stellungnahmen der anderen konsultierten Gebietskörperschaften, die als Befürwortung 
angesehen werden, da innerhalb der festgesetzten Fristen keine Antwort eingegangen ist; 
 
GESTÜTZT auf das Anhörungsregister und die Stellungnahme des Anhörungsleiters; 
 
GESTÜTZT auf die Erledigung der Formalitäten im Zusammenhang mit der 
Bekanntmachung auf der Internetseite der Präfektur Moselle; 
 
GESTÜTZT auf das Synthesedokument, Fassung 01 vom 27. Juli 2020, das die 
vorzulegenden Angaben enthält, die im Rahmen der Prüfung von der Gesellschaft AFYREN 
NEOXY in Beantwortung der E-Mail der Inspektion vom 23. Mai 2020 an die Inspektion 
übermittelt wurden, und ihre Aktualisierungen bis zur Fassung 04b vom 28.09.2020; 
 
GESTÜTZT auf den Abschlussbericht der Gesellschaft Atelier des Territoires (Diagnose von 
Fauna-Flora vom August 2020), der am 04.09.2020 per E-Mail an die Inspektion übermittelt 
wurde; 
 

GESTÜTZT auf den allgemeinen Lageplan (vertraulich) C4833-T-PI-00-
001_05_Implantation-generale_Key-Plan, Fassung 5 vom 14.10.2020, der am 14.10.2020 
per E-Mail übermittelt wurde (und die Lage der ICPE-Rubriken angibt), und alle Pläne von 
Anhang 8 (vertraulich) des oben bezeichneten Antragsdossiers, das am 11.09.2020 
aktualisiert wurde, mit E-Mail vom 14.09.2020 übermittelt und am 16.09.2020 persönlich 
übergeben wurde; 
 

GESTÜTZT auf den Handelsregisterauszug (Kbis) vom 09.09.2020, der am 16.09.2020 nach 
der Änderung der Anschrift des Geschäftssitzes per E-Mail an die Inspektion übermittelt 
wurde; 
 
GESTÜTZT auf das Schreiben vom 16.09.2020 an den Präfekten für das Departement 
Moselle, der das Management von Schwerprodukten betrifft; 
 
GESTÜTZT auf die E-Mail des SDIS (Service Départemental d’Incendie et de Secours / 
Abteilung für Brandbekämpfung und Rettungsdienste des Departements) vom 16.09.2020 
betreffend die Berechnung des Brandschutzes, die aktualisiert wurde und in Anhang 6 des 
oben erwähnten Synthesedokumentes vorgelegt wird (als Ersatz für die Berechnung in 
Anhang 20 des oben erwähnten Genehmigungsantrags); 
 
GESTÜTZT auf das Schreiben von ARKEMA, Referenz: ENV/FLT/L032/20, vom 01.10.2020, 
betreffend die Behandlung der Abwässer/Abgase der Gesellschaft AFYREN; 
 
GESTÜTZT auf die Aktualisierung von Anhang 25 (MMR) des Begleitdossiers zum oben 
bezeichneten Genehmigungsantrag, die mit E-Mail vom 09.10.2020 übermittelt wurde; 
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GESTÜTZT auf die E-Mails von AFYREN NEOXY vom 09.10.2020, in denen der Ausschluss 
des Phänomens der Explosion eines Fermenters durch Domino-Effekt begründet wird und in 
denen in diesem Zusammenhang insbesondere das Protokoll von ISO-INGENIERIE 2020-
10-09-CRreunion Afyren.docx übermittelt wurde; 
 
GESTÜTZT auf die E-Mail des SDIS vom 12.10.2020, in der bestätigt wird, dass ein interner 
Operationsplans (POI), wie vom Antragsteller vorgeschlagen, vorgeschrieben wird; 
 
GESTÜTZT auf die E-Mail von DREAL/SEBP vom 13.10.2020, in der der Vorschlag von 
AFYREN NEOXY vom selben Tag bestätigt wird, der die vorgeschlagene Fläche für die 
Einrichtung eines geeigneten Managements der Wechselkröte betrifft; 
 
GESTÜTZT auf die E-Mail von AFYREN NEOXY vom 14.10.2020, in der nachgewiesen 
wird, dass keine Überdruckgefahr in der gasförmigen Phase der Fermenter existiert; 
 
GESTÜTZT auf alle Informationen, die der Antragsteller während des E-Mail-Austausches 
oder im Verlauf der Sitzungen während des gesamten Verfahrens der Inspektion vorgelegt 
hat; 
 
GESTÜTZT auf den Bericht und die Vorschläge der Inspektion für überwachungsbedürftige 
Anlagen vom 26. Oktober 2020; 
 

GESTÜTZT auf die Stellungnahme, die nach der elektronischen Konsultation des 
Departementrates für Umwelt, gesundheitliche und technologische Risiken, die vom 03. 
November bis zum 10. November 2020 durchgeführt wurde, abgegeben wurde; 
 
GESTÜTZT auf den Entwurf des Erlasses, der dem Antragsteller am 18. November 2020 zur 
Kenntnis gebracht wurde; 
 

GESTÜTZT auf die E-Mail des Antragstellers vom 19. November 2020, in der er seine 
Anmerkungen zum Entwurf des Erlasses und zu den Vorschriften vorlegt; 
 
in Erwägung der Tatsache, dass der Betrieb einer Produktionseinheit für Carbonsäuren 
durch Fermentation einer Genehmigung gemäß der Nomenklatur der 
überwachungsbedürftigen Anlagen für den Schutz der Umwelt unterliegt und die 
Durchführung des Projektes daher ein Genehmigungsverfahren rechtfertigt; 
 
in Erwägung der Tatsache, dass die Genehmigung nur erteilt werden kann, wenn die 
Gefahren und Belästigungen durch Maßnahmen vermieden werden können, die im 
Präfekturerlass festgelegt sind; 
 
in Erwägung der Tatsache, dass die dem Betreiber vorgeschriebenen Maßnahmen die 
Ergebnisse der Konsultationen, die in Anwendung der Artikel R.181-18 bis R.181-32 des 
Umweltgesetzbuches durchgeführt wurden, und die im Rahmen der öffentlichen Anhörung 
eingegangenen Anmerkungen berücksichtigen und geeignet sind, die Belästigungen und 
Gefahren zu vermeiden, die von den Anlagen ausgehen, insbesondere in Zusammenhang 
mit atmosphärischen und wässrigen Ableitungen; 
 
in Erwägung der Tatsache, dass die besten verfügbaren Techniken zur Begrenzung der 
Auswirkungen auf die Umwelt berücksichtigt wurden; 
 
in Erwägung der Tatsache, dass die in der Verordnung über den oben erwähnten 
Präventionsplan für technologische Risiken vorgeschriebenen Bedingungen erfüllt sind, um 
die Durchführung eines solchen Projektes in einer „grauen Zone“ zu ermöglichen, und der 
Präfekturerlass diese Bestimmungen festlegt; 
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in Erwägung der Tatsache, dass die gesetzlichen Bedingungen für die Erteilung der 
Genehmigung erfüllt sind; 
 
nach Anhörung des Antragstellers; 
 
auf Vorschlag des Generalsekretärs der Präfektur Moselle 
 
 

GIBT FOLGENDEN ERLASS HERAUS 
 
 
 

TITEL 1 – GELTUNGSBEREICH DER GENEHMIGUNG 
UND ALLGEMEINE BEDINGUNGEN 

 
KAPITEL 1.1 – BEGÜNSTIGTER UND GELTUNGSBEREICH DER GENEHMIGUNG 

 
Artikel 1.1.1 – BETREIBER UND INHABER DER GENEHMIGUNG 
 
Unter Vorbehalt der Beachtung der Vorschriften des vorliegenden Erlasses wird der 
Gesellschaft AFYREN NEOXY (SIREN-Nr. 841 603 350), Geschäftssitz: 9-11, Rue 
Gutenberg, Zone du Brezet in 63100 CLERMONT-FERRAND, die Genehmigung erteilt, auf 
dem Gebiet der Gemeinde SAINT-AVOLD, auf der Chemie-Plattform CARLING – SAINT-
AVOLD die in den folgenden Artikeln beschriebenen Anlagen zu betreiben. 
 
Artikel 1.1.2 – IN DER NOMENKLATUR NICHT ERFASSTE ANLAGEN, 

MELDEPFLICHTIGE ANLAGEN ODER REGISTRIERUNGSPFLICHTIGE 
ANLAGEN 

 
Die Vorschriften des vorliegenden Erlasses finden ebenfalls auf die sonstigen Anlagen oder 
Ausrüstungen Anwendung, die im Unternehmen betrieben werden, die unabhängig davon, 
ob sie in der Nomenklatur aufgeführt sind oder nicht, aufgrund ihrer Nähe zu oder ihrer 
Verbindung mit einer genehmigungspflichtigen Anlage zu einer erheblichen Änderung der 
von dieser Anlage ausgehenden Gefahren oder Belästigungen führen können, so wie dies in 
Artikel L.181-1 des Umweltgesetzbuches vorgesehen ist. 
 
Die Bestimmungen der bestehenden Ministerialerlasse bezüglich der allgemeinen 
Vorschriften, die auf meldepflichtige überwachungsbedürftige Anlagen anwendbar sind, 
finden auf die meldepflichtigen überwachungsbedürftigen Anlagen Anwendung, die im 
Unternehmen vorhanden sind (siehe Artikel 1.2.1. dieses Erlasses), sofern diese 
allgemeinen Vorschriften nicht im Widerspruch zu den Vorschriften stehen, die im 
vorliegenden Erlass festgelegt sind. 
 
Die Bestimmungen der bestehenden Ministerialerlasse bezüglich der allgemeinen 
Vorschriften, die auf registrierungspflichtige überwachungsbedürftige Anlagen anwendbar 
sind, finden auf die registrierungspflichtigen überwachungsbedürftigen Anlagen Anwendung, 
die im Unternehmen vorhanden sind (siehe Artikel 1.2.1. dieses Erlasses), sofern diese 
allgemeinen Vorschriften nicht im Widerspruch zu den Vorschriften stehen, die im 
vorliegenden Erlass festgelegt sind. 
 
 

KAPITEL 1.2 - ART DER ANLAGEN 
 
Artikel 1.2.1 – LISTE DER ANLAGEN, DIE UNTER EINE RUBRIK DER 

NOMENKLATUR DER ÜBERWACHUNGSBEDÜRFTIGEN ANLAGEN 
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ODER EINE RUBRIK DES NOMENKLATUR „WASSERGESETZ“ 
FALLEN 

 
Die Anlagen, die unter eine Rubrik der Nomenklatur der überwachungsbedürftigen Anlagen 
fallen, sind in der folgenden Tabelle aufgeführt: 
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Rubrik 
Nr. 

Bezeichnung 
Aktuelle  

Einstufung* 
Kapazität 

1630 

Natron- oder Kalilauge (Verwendung oder 
Lagerung) 
 
Die Flüssigkeit enthält mehr als 20 Gew.-% 
Natrium- oder Kaliumhydroxid. 
 
Die Gesamtmenge, die in der Anlage vorhanden ist, 
beträgt: 
 
1. mehr als 250 Tonnen  

A vertraulich 

2170 

Düngemittel, Bodenhilfsstoffe und Kultursubstrate 
(Herstellung) aus organischen Stoffen, mit 
Ausnahme der Rubriken 2780 und 2781: 

 

1. Bei einer Produktionskapazität von 10 t/Tag oder mehr 

A vertraulich 

2265 

Essigfermentation in flüssigem Milieu (Einsatz eines 
Verfahrens) 

 

Das Gesamtvolumen der Reaktoren oder Fermenter 
beträgt: 
 

1. mehr als 100 m
3
 

A vertraulich 

3410-b 

Herstellung von organischen Chemikalien in 
industriellen Mengen durch chemische oder 
biologische Umwandlung, z.B.  

 

b) sauerstoffhaltige Kohlenwasserstoffe, insbesondere 
Alkohole, Aldehyde, Ketone, Carbonsäuren, Ester und 
Ester-Gemische, Azetate, Äther, Peroxide und 
Epoxidharze 

A  vertraulich 

3430 

Herstellung von Düngemitteln 

 

Herstellung von Düngemitteln auf Phosphor-, Stickstoff- 
oder Kaliumbasis in industriellen Mengen durch 
chemische oder biologische Umwandlung (einfache 
Düngemittel oder Verbindungen) 

A vertraulich 

2921-a 

Verdunstungskühlung durch Wasserdispersion in 
einem Luftstrom, der durch mechanische oder 
natürliche Belüftung erzeugt wird (Anlagen): 

 
a. die maximale abgeführte Wärmeleistung beträgt 
3.000 kW oder mehr 

E vertraulich 

4331 

Feuergefährliche Flüssigkeiten der Kategorie 2 oder 
Kategorie 3, mit Ausnahme der Rubrik 4330. 

Die Gesamtmenge, die in den Anlagen, einschließlich 
unterirdischen Hohlräumen, vorhanden ist, beträgt: 

 
2. 100 Tonnen oder mehr, aber weniger als 1.000 
Tonnen 
 
Untere Mengenschwelle im Sinne von Artikel R.511-10: 
5.000 t 

Obere Mengenschwelle im Sinne von Artikel R.511-
10: 50.000 t 

E vertraulich 

1434-1 

Feuergefährliche Flüssigkeiten, Flüssigkeiten mit 
einem Flammpunkt zwischen 60°C und 93°C

(1)
, 

schwere Heizöle und Rohöle, mit Ausnahme der 
Flüssigkeiten, die in der Rubrik 4755 aufgeführt 
sind, sowie der anderen Alkoholika (Füll- oder 
Verteilanlage, mit Ausnahme von Tankstellen, die 
unter die Rubrik 1435 fallen) 

 
1. Anlagen zur Beladung von Tanklastfahrzeugen, zum 
Befüllen von mobilen Behältern, mit einem maximalen 
Durchsatz der Anlage von 

DC vertraulich 
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b) 5m

3
/Stunde oder mehr, aber weniger als 100 m

3
/h 

 
(1)

 mit Ausnahme solcher, bei denen bei einer von dem 
für überwachungsbedürftige Anlagen zuständigen 
Minister anerkannten Prüfung auf selbstunterhaltende 
Verbrennung negative Ergebnisse erzielt wurden. 

1436 

Flüssigkeiten mit einem Flammpunkt zwischen 
60°C und 93°C

(1)
, mit Ausnahme von Alkoholika 

(Lagerung oder Verwendung) 

 

Die Gesamtmenge, die in den Anlagen, einschließlich 
unterirdischen Hohlräumen, vorhanden ist, beträgt: 
 
2. 100 Tonnen oder mehr, aber weniger als 1.000 
Tonnen 
 
 (1)

 mit Ausnahme solcher, bei denen bei einer von dem 
für überwachungsbedürftige Anlagen zuständigen 
Minister anerkannten Prüfung auf selbstunterhaltende 
Verbrennung negative Ergebnisse erzielt wurden. 

DC vertraulich 

2171 

Dung, Düngemittel oder Kultursubstrate (Lager), 
die organische Stoffe enthalten und kein 
Nebengebäude eines landwirtschaftlichen 
Betriebes sind 

 
Lager von mehr als 200 m

3
 

D vertraulich 

4330 

Feuergefährliche Flüssigkeiten der Kategorie 1, 
feuergefährliche Flüssigkeiten, die auf einer 
Temperatur über ihrer Siedetemperatur gehalten 
werden, andere Flüssigkeiten mit einem 
Flammpunkt unter oder gleich 60°C, die auf einer 
Temperatur über ihrer Siedetemperatur oder unter 
besonderen Behandlungsbedingungen gehalten 
werden, z.B. unter hohem Druck oder hoher 
Temperatur. 
 
Die Gesamtmenge, die in den Anlagen, einschließlich 
unterirdischen Hohlräumen, vorhanden ist, beträgt: 
 
2. 1 Tonne oder mehr, aber weniger als 10 t 

DC vertraulich 

2910 

Verbrennung, mit Ausnahme der Tätigkeiten, die 
unter die Rubriken 2770, 2771, 2971 oder 2931 
fallen, und von überwachungsbedürftigen Anlagen, 
die unter die Rubrik 3110 oder andere Rubriken der 
Nomenklatur fallen, bei denen die Verbrennung an 
der Schmelze, dem Brennen oder der Behandlung 
der Eingangsstoffe in einer Mischung mit 
Verbrennungsgasen beteiligt ist. 

 

A. Wenn ausschließlich (alleine oder als Gemisch) 
Erdgas, Flüssiggase, Biomethan, Heizöl, Kohle, schwere 
Heizöle, Biomasse, wie unter a) oder b) (i) oder b) (iv) 
der Definition von Biomasse festgelegt, 
Sägenebenprodukte und Abfälle aus der mechanischen 
Bearbeitung von Rohholz, wie unter b) (v) der Definition 
von Biomasse festgelegt, Biomasse aus Abfällen im 
Sinne von Artikel L. 541-4-3 des Umweltgesetzbuches 
oder Biogas aus überwachungsbedürftigen Anlagen 
gemäß der Rubrik 2781-1 verwendet werden, im Fall 
einer Nennwärmeleistung von: 

weniger als 1 MW 

NC vertraulich  

2925 

Akkumulatoren /Ladewerkstätten) 

1. Wenn bei der Ladung Wasserstoff entsteht, beträgt 
die maximale Gleichstromleistung, die für diesen 
Vorgang

(1)
 genutzt werden kann, 

NC vertraulich 
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50 kW oder weniger 

(1) Kumulierte lieferbare Ladeleistung aller 
Infrastrukturen in den Werkstätten. 

4510 

Gefährlich für die aquatische Umwelt, Kategorie 
Akut 1 oder Chronisch 1. 

 

Die Gesamtmenge, die potenziell in der Anlage 
vorhanden ist, beträgt: 
 
weniger als 20 Tonnen 

 
Untere Mengenschwelle im Sinne von Artikel R.511-10: 
100 t 

Obere Mengenschwelle im Sinne von Artikel R.511-
10: 200 t 

NC vertraulich 

 
Die Anlagen, die unter eine Rubrik der Nomenklatur des Wassergesetzes fallen, sind in der 
folgenden Tabelle angegeben: 
 

Rubrik 

Nr. 
Bezeichnung 

Aktuelle  

Einstufung* 
Kapazität 

1.1.1.0 

Sondierung, Bohrung, einschließlich Pumptests, 
Herstellung von Brunnen oder unterirdischen 
Bauten, die nicht für den häuslichen Gebrauch 
bestimmt sind, die im Rahmen der Suche nach oder 
der Überwachung von Grundwasser oder zum 
Zweck der vorübergehenden oder ständigen 
Entnahme aus dem Grundwasser, einschließlich 
flussnahem Grundwasser, hergestellt werden. 

D 

Bauten zur 
Grundwasserüberwach
ung: Einrichtung von 3 

Piezometern 

 
(*) A (Genehmigung), E (Registrierung), D (Meldung), DC (Meldung mit regelmäßiger Kontrollpflicht gemäß 

Artikel L 512-11 des Umweltgesetzbuches** oder NC (Nicht eingestuft) 

 
(**) In Anwendung von Artikel R.512-55 des Umweltgesetzbuches besteht für DC-Anlagen keine regelmäßige 
Kontrollpflicht, wenn sie in einem Betrieb integriert sind, der wenigstens eine genehmigungs- oder 
registrierungspflichtige Anlage besitzt.  

 
Im Sinne von Artikel R. 515-61 des Umweltgesetzbuches 
● ist die Hauptrubrik die Rubrik 3410.b betreffend die Herstellung von organischen 

Chemikalien in industriellen Mengen durch chemische oder biologische Umwandlung;  
● entsprechen die Schlussfolgerungen bezüglich der besten verfügbaren Techniken (BVT) 

in Verbindung mit der Hauptrubrik denen für die gemeinsamen Systeme zur Behandlung 
und zum Management von Wasser und Restgas in der chemischen Industrie (BREF 
CWW). 

 
Artikel 1.2.2 – LAGE DES BETRIEBES 
 
Die genehmigten Anlagen liegen in/auf den nachstehend angegebenen Gemeinden und 
Parzellen: 
 

 Gemeinde Katasterparzellen  

  
 

SAINT-AVOLD (57) 

000 58 052 
 

000 58 102 
 

000 58 117 

 

 
Artikel 1.2.3 – BESTANDTEILE DER GENEHMIGTEN ANLAGEN 
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Der Betrieb mit allen überwachungsbedürftigen Anlagen und Nebengebäuden ist wie folgt 
organisiert: 
 
● Drei Zonen für die Entladung der LKWs, die Rohstoffe anliefern: 

○ eine spezielle Zone für Zuckerrübenpulpe, 
○ eine spezielle Zone für Melasse, Vinasse und die Kaliumhydroxid-Lösung, 
○ eine spezielle Zone für Schwefelsäure (gemeinsam mit der unten beschriebenen Zone 

für die Beladung in/auf Isotanks, LKWs oder IBC ab den Lagern für lose Produkte C2, 
C2HP, C3, nC4, nC5 und C6 und der Abfertigungszone für diese losen und 
abgepackten Fertigprodukte. 

● Eine Lagerzone für die Zuckerrübenpulpe, die in Ballen angeliefert wird. 
● 4 eigene Lagerbehälter für Rohstoffe: 

○ 1 Lagerbehälter für Melasse, 
○ 1 Lagerbehälter für Vinasse, 
○ 1 Lagerbehälter für Schwefelsäure (Lösung von 96 oder 98 Gew.-%), 
○ 1 Lagerbehälter für Kaliumhydroxid (Lösung von 50 Gew.-%). 

● Außenliegende Produktionszonen mit: 
○ einer Fermentationseinheit. 
○ einer Konzentrationseinheit (Neutralisierung, Konzentration und Reinigung der 

Konzentration an Ort und Stelle), 
○ einer Destillationseinheit für Säuren (Arbeitsbühne) mit 6 Kolonnen. 

● Ein Hangargebäude für die Trocknung und Verpackung der Düngemittel in Big-Bags. 
● Eine Zone für die Lagerung und Abfertigung der in Big-Bags verpackten Düngemittel. 
● Zonen für die Lagerung, Verpackung und Beladung der Fertigprodukte und 

Schwerprodukte, unter anderem: 
○ eine Zone für die lose Lagerung von Säuren der Klasse H226 (C2, C2HP, C3) und der 

zugehörigen Qualifizierungsbehälter (für C2 und C3), einschließlich eines 
Pufferbehälters vor D1, 

○ eine Zone für die lose Lagerung von Säuren mit einem Flammpunkt über 60°C (nC4, 
nC5 und C6) und der zugehörigen Qualifizierungsbehälter (für nC4 und nC5); in dieser 
Zone befindet sich außerdem der oben erwähnte Behälter für Schwefelsäure, 

○ eine Zone unter einem Schutzdach für das Abfüllen in IBC ab dem Bereich für die lose 
Lagerung der Säuren nC4, nC5 und C6, 

○ eine Zone für das Abfüllen in Isotanks (punktuell auch in IBC) ab der Arbeitsbühne (3 
verschiedene Posten, jeder für ein bestimmtes Produkt: Kolonnenkopf D4 und D5 und 
Kolonnenfuß D6, 

○ eine Zone für das Abfüllen in Isotanks, LKWs oder IBC ab den Bereichen für die lose 
Lagerung von C2, C2HP, C3, nC4, nC5 und C6 und Abfertigung dieser losen und 
verpackten Fertigprodukte, 

○ eine Zone für die Lagerung der in Isotanks oder IBC verpackten Fertigprodukte. 
● Eine Lagerzone für Feststoffabfälle (Behälter). 
● Zonen für Betriebsmittel, unter anderem: 

○ zwei Kühltürme (TAR) für die Kaltwassererzeugung und eine Zone für die Lagerung 
der Produkte aus diesen Kühltürmen in unmittelbarer Nähe, 

○ drei Systeme für die Vakuumerzeugung (eine Gruppe für die Destillationskolonnen, 
eine für die Trocknungseinheit und eine für die Konzentrationseinheit,  

○ ein Stickstofflager für die Inertisierung bestimmter Netze und Ausrüstungen, 
○ eine Einheit für die Behandlung von Ammonium aus den wässrigen Ableitungen. 

● Eine thermische Oxidationsanlage für die Behandlung der atmosphärischen Ableitungen.  
● Ein Gebäude „Elektrische Unterstation“ mit insbesondere: 

○ Transformatoren, 
○ einem Hochspannungsraum, 
○ einem Niederspannungsraum, 
○ einem Brandschutzraum, 
○ einem Batterieladeraum für die Hubstapler. 

● Ein „tertiäres“ Gebäude mit insbesondere: 
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○ Facility Management und Verwaltung sowie Sozialräumen, 
○ dem Analyselabor, 
○ dem Steuerraum, 
○ dem Serverraum, 
○ einer Rückhaltezone, 
○ einer Zone Wartungswerkstatt / Lagerung, die vom Rest des tertiären Gebäudes durch 

eine Wand REI120 abgetrennt ist und ebenfalls eine Batterieladezone für Hubstapler 
umfasst. 

● Ein Lagergebäude für Muster (Musterbibliothek). 
 
Artikel 1.2.4 – BETRIEBSZEITEN 
 
Die Produktion erfolgt im Dauerbetrieb 7 Tage die Woche und 365 Tage (oder 366) pro Jahr. 
 
Artikel 1.2.5 – ART DES BETRIEBES 
 
Der Betrieb ist weder ein Betrieb der oberen Klasse noch ein Betrieb der unteren Klasse in 
Bezug auf die direkte Überschreitung eines Schwellenwertes, der unter Punkt I von Artikel 
R.511-11 des Umweltgesetzbuches aufgeführt ist, noch in Bezug auf die Kumulierungsregel 
in Anwendung von Punkt II desselben Artikels. 
 
 

KAPITEL 1.3 – ÜBEREINSTIMMUNG MIT DEN UNTERLAGEN  
DES GENEHMIGUNGSANTRAGES 

 
Artikel 1.3.1 – VORSCHRIFTSMÄSSIGKEIT 
 
Die Anordnung, die Ausstattung und der Betrieb der Anlagen und ihrer Nebeneinrichtungen, 
die Gegenstand des vorliegenden Erlasses sind, entsprechen den Plänen und technischen 
Daten, die in den verschiedenen Unterlagen enthalten sind, die vom Betreiber eingereicht 
wurden. In jedem Fall erfüllen sie außerdem die Bestimmungen des vorliegenden Erlasses, 
der Zusatzerlasse sowie die sonstigen geltenden Vorschriften. 
 
 

KAPITEL 1.4 – LAUFZEIT DER GENEHMIGUNG 
 
Artikel 1.4.1 – LAUFZEIT DER GENEHMIGUNG UND UNWIRKSAMKEIT 
 
Die Bestimmungen des Umweltgesetzbuches finden Anwendung (Artikel R.181-48). 
 
 

KAPITEL 1.5 – FINANZIELLE GARANTIEN 
 
Artikel 1.5.1 – GEGENSTAND DER FINANZIELLEN GARANTIEN 
 
Die in diesem Erlass festgelegten finanziellen Garantien finden für alle Anlagen Anwendung, 
die am Standort betrieben werden, die in dem oben erwähnten geänderten Ministerialerlass 
vom 31. Mai 2012 aufgeführt sind, sowie für alle Nebenanlagen. Sie werden mit dem Ziel 
bestellt, die Absicherung des Standortes der Anlage in Anwendung der Bestimmungen zu 
gewährleisten, die in den Artikel R.512-39-1 und R.512-46-25 des Umweltgesetzbuches 
aufgeführt sind. 
 
Artikel 1.5.2 – HÖHE DER FINANZIELLEN GARANTIEN 
 
Der ursprüngliche Referenzbetrag der finanziellen Garantien, der auf der Grundlage des 
oben erwähnten geänderten Ministerialerlasses vom 31. Mai 2012 festgelegt wird, wird auf 
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98.132 € inkl. MwSt. festgesetzt, Index TP01-Basis 2010: 111,8 im Mai 2019 (veröffentlicht 
im Amtsblatt (Journal Officiel) vom 23. August 2019), d.h. ein TP01-Index von 730,6 und ein 
MwSt.-Satz von 20%. 
 
Artikel 1.5.3 – BESTELLUNG DER FINANZIELLEN GARANTIEN 
 
Nach Maßgabe von Artikel R.516-1 des Umweltgesetzbuches ist der Betreiber nicht 
verpflichtet, diese finanziellen Garantien zu bestellen. 
 
Artikel 1.5.4 – ÄNDERUNG DES BETRAGES DER FINANZIELLEN GARANTIEN 
 
Bei jeder Änderung der Betriebsbedingungen, die zu einer Änderung der Kosten für die 
Absicherung führt, ist eine Änderung des Referenzbetrages der finanziellen Garantien 
erforderlich, und sie ist dem Präfekten vor der Durchführung mitzuteilen.  
 
 

KAPITEL 1.6 –  ÄNDERUNGEN UND EINSTELLUNG DES BETRIEBES 
 
Artikel 1.6.1 – ÄNDERUNG DES GELTUNGSBEREICHS DER GENEHMIGUNG 
 
Die Bestimmungen des Umweltgesetzbuches finden Anwendung (insbesondere die Artikel 
L.181-14, R.181-45 und R.181-46). 
 
Artikel 1.6.2 – AKTUALISIERUNG DER UMWELTVERTRÄGLICHKEITS- UND 

GEFAHRENSTUDIEN 
 
Unbeschadet der Bestimmungen von Artikel R.181-45 des Umweltgesetzbuches aktualisiert 
der Betreiber bei Bedarf seine Umweltverträglichkeits- und/oder Gefahrenstudie, 
insbesondere im Fall einer wesentlichen Änderung gemäß Artikel R. 181-46 des 
Umweltgesetzbuches. Die überarbeitete Fassung oder die Aktualisierung übermittelt er dann 
an den Präfekten und die Inspektion für überwachungsbedürftige Anlagen zusammen mit 
Kommentaren zu den Aktualisierungen und ihren eventuellen Folgen. 
 
Der Präfekt kann verlangen, dass diese Nachträge / Aktualisierungen einer kritischen 
Analyse von Aspekten der Unterlagen unterzogen werden, die besondere Überprüfungen 
rechtfertigen; diese Analyse wird von einer externen Fachstelle durchgeführt, deren Auswahl 
vom Präfekten genehmigt wird. Alle hierdurch anfallenden Kosten werden vom Betreiber 
übernommen. 
 
Artikel 1.6.3 – AUSSER BETRIEB GENOMMENE AUSRÜSTUNGEN 
 
Außer Betrieb genommene Ausrüstungen dürfen nicht in den Anlagen verbleiben. Wenn ihre 
Entfernung jedoch mit den jeweils aktuellen Betriebsbedingungen nicht vereinbar ist, sind 
materielle Vorkehrungen zur Verhinderung ihres erneuten Einsatzes zu ergreifen, um ihre 
Absicherung und die Verhütung von Unfällen zu gewährleisten. 
 
Artikel 1.6.4 – VERLAGERUNG AN EINEN ANDEREN STANDORT 
 
Bei jeder Verlagerung der in KAPITEL 1.2 dieses Erlasses bezeichneten Anlagen an einen 
anderen Ort ist eine neuer Genehmigungs- oder Registrierungsantrag oder eine neue 
Meldung erforderlich. 
 
Artikel 1.6.5 – WECHSEL DES BETREIBERS 
 
In Anwendung von Artikel R.516-1 des Umweltgesetzbuches ist bei jedem Betreiberwechsel 
ein Genehmigungsantrag beim Präfekten zu stellen, dem die Unterlagen beizufügen sind, die 
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die technischen und finanziellen Fähigkeiten des neuen Betreibers und gegebenenfalls die 
Bestellung von finanziellen Garantien beschreiben. 
 
Artikel 1.6.6 – EINSTELLUNG DES BETRIEBES 
 
Bei endgültiger Einstellung des Betriebes einer überwachungsbedürftigen Anlage für den 
Schutz der Umwelt finden die Bestimmungen des Umweltgesetzbuches Anwendung (Artikel 
R.512-39-1 ff. sowie R.515-75). 
 
Der Betreiber versetzt den Standort der Anlage in einen Zustand, der gewährleistet, dass die 
in Artikel L. 511-1 des Umweltgesetzbuches erwähnten Interessen nicht beeinträchtigt 
werden, und der eine bestimmte künftige Nutzung entsprechend den Bestimmungen des 
Umweltgesetzbuches ermöglicht, die am Datum der Einstellung des Betriebes der Anlagen 
anwendbar sind und die Bestimmungen von Abschnitt I, Buch V, Titel I, Kapitel II des 
Umweltgesetzbuches („Genehmigungspflichtige Anlagen“) sowie die Bestimmungen von 
Abschnitt 8, Kapitel V des selben Titels und Buches („Anlagen gemäß Anhang I der Richtlinie 
2010/75/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 24. November 2010 über 
Industrieemissionen) berücksichtigen. 
 
Unbeschadet der Maßnahmen gemäß Artikel R.515-75 des Umweltgesetzbuches ist in 
Anwendung der Artikel R.512-39-1 bis R.512-39-5 die zu berücksichtigende Nutzung die 
folgende: industrielle Nutzung. 
 
 

KAPITEL 1.7 –VORSCHRIFTEN 
 
Artikel 1.7.1 – ANWENDBARE VORSCHRIFTEN 
 
Unbeschadet der geltenden Gesetze und Verordnungen finden auf den Betrieb insbesondere 
die ihn betreffenden Vorschriften der unten aufgeführten Texte Anwendung (nicht 
erschöpfende Liste): 
 
● Ministerialerlass vom 02.02.1998 über Wasserentnahmen und -verbrauch sowie 

Emissionen jeder Art von genehmigungspflichtigen überwachungsbedürftigen Anlagen 
für den Schutz der Umwelt. 

● Geänderter Ministerialerlass vom 04.10.2010 über die Verhütung von Unfallgefahren in 
genehmigungspflichtigen überwachungsbedürftigen Anlagen für den Schutz der Umwelt. 

● Ministerialerlass vom 31.05.2012 zur Festlegung der Liste der überwachungsbedürftigen 
Anlagen, die in Anwendung von Artikel R.516-1 Punkt 5 des Umweltgesetzbuches zur 
Bestellung finanzieller Garantien verpflichtet sind. 

● Ministerialerlass vom 07.07.2009 über die Modalitäten für Luft- und Wasseranalysen in 
überwachungsbedürftigen Anlagen für den Schutz der Umwelt und die Referenznormen. 

● Ministerialerlass vom 27.10.2011 über die Modalitäten der Zulassung von Laboren, die 
Analysen im Bereich Wasser und aquatische Milieus gemäß dem Umweltgesetzbuch 
durchführen. 

● Geänderter Ministerialerlass vom 29.02.2012 zur Festlegung des Inhaltes der Register, 
die in den Artikeln R.541-43 und R.541-46 des Umweltgesetzbuches erwähnt sind. 

● Geänderter Ministerialerlass vom 29.07.2005 zur Festlegung des Vordrucks für die 
Aufstellung der Überwachung gefährlicher Abfälle, die in Artikel 4 des Dekrets Nr. 2005-
635 vom 30. Mai 2005 erwähnt ist. 

● Ministerialerlass vom 23.01.1997 über die Begrenzung des in die Umwelt abgeleiteten 
Lärms, der von überwachungsbedürftigen Anlagen für den Schutz der Umwelt ausgeht. 

● Geänderter Ministerialerlass vom 31.01.2008 über das Register und die jährliche 
Meldung der Emissionen und des Transports von Schadstoffen und Abfällen. 
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● Ministerialerlass vom 11.03.2010 über die Modalitäten der Zulassung von Laboren oder 
Einrichtungen für bestimmte Arten von Probenahmen und Analysen bei der Emission 
von Substanzen in die Atmosphäre. 

 
Artikel 1.7.2 – EINHALTUNG DER SONSTIGEN GESETZE UND VERORDNUNGEN 
 
Die in diesem Präfekturerlass erwähnten Vorkehrungen werden ergriffen, unbeschadet: 
● der sonstigen anwendbaren Gesetze und Verordnungen, insbesondere des 

Bergbaugesetzbuches (Code Minier), des Bürgerlichen Gesetzbuches (Code Civil), des 
Städtebaugesetzbuches (Code de l’Urbanisme), des Arbeitsgesetzbuches (Code du 
Travail) und des Allgemeinen Gesetzbuches über die Gebietskörperschaften (Code 
Général des Collectivités Territoriales), der Vorschriften über Druckanlagen; 

● der genehmigten Schemata, Pläne und sonstigen Orientierungs- und Planungsunterlagen. 
 
Die Rechte Dritter sind und bleiben ausdrücklich vorbehalten. 
Die vorliegende Genehmigung hat nicht die Wirkung einer Baugenehmigung. 
 
 

KAPITEL 1.8 – BESTIMMUNGEN BETREFFEND DIE GRAUE ZONE DES 
 PRÄVENTIONSPLANS FÜR TECHNOLOGISCHE RISIKEN (PPRT) 

 
Artikel 1.8.1 – BEITRITT ZUR WIRTSCHAFTSPLATTFORM 
 
Das Unternehmen tritt der Wirtschaftsplattform CARLING von der ursprünglichen Aufnahme 
der Tätigkeiten und des Anlagenbetriebes gemäß Artikel 1.2.1. des vorliegenden Erlasses 
bis zur endgültigen Betriebseinstellung bei. 
 
Diesbezüglich hat es eine rechtliche Verpflichtung unterzeichnet, die den Bestimmungen von 
Anhang 2 der PPRT-Verordnung entspricht, und erneuert diese immer dann, wenn dies 
notwendig ist. 
Eine Kopie dieser rechtlichen Verpflichtung wird vor der ersten Inbetriebnahme der Anlagen 
an den Präfekten übermittelt. 
 
Die Nachweise über den Beitritt zur Wirtschaftsplattform und den Fortbestand dieses Beitritts 
werden der Inspektion für überwachungsbedürftige Anlagen zur Einsicht zur Verfügung 
gehalten. 
 
 
 

TITEL 2 – MANAGEMENT DES BETRIEBES 

 
KAPITEL 2.1 – ANLAGENBETRIEB 

 
Artikel 2.1.1 – ALLGEMEINE ZIELE 
 
Bei der Planung, der Einrichtung, der Instandhaltung und dem Betrieb der Anlagen trifft der 
Betreiber alle erforderlichen Vorkehrungen, um: 
● die Wasserentnahme und den Wasserverbrauch zu begrenzen; 
● die Schadstoffemissionen in die Umwelt zu begrenzen; 
● die Emissionsgrenzwerte für die nachstehend bezeichneten Schadstoffe einzuhalten; 
● das Management der Abwässer und der Abfälle entsprechend ihren Besonderheiten zu 

gewährleisten und die abgeleiteten Mengen zu reduzieren; 
● im Rahmen des Möglichen die chronische oder unfallbedingte, direkte oder indirekte 

Emission, Ausbreitung oder Verschüttung von Produkten oder Stoffen zu verhindern, die 
Gefahren oder Beeinträchtigungen für die Umgebungsqualität, die Gesundheit, die 
Sicherheit und die öffentliche Hygiene, die Landwirtschaft, den Natur-, Umwelt- und 
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Landschaftsschutz, die rationale Energienutzung sowie den Schutz von 
Sehenswürdigkeiten und Denkmälern und des archäologischen Erbes darstellen können. 

 
Artikel 2.1.2 – UMWELTMANAGEMENTSYSTEM 
 
2.1.2.1 – UMWELTMANAGEMENTSYSTEM (UMS) 
 
Der Betreiber führt ein Umweltmanagementsystem ein, das der ersten besten verfügbaren 
Technik (BVT 1) des oben erwähnten Durchführungsbeschlusses (EU) 2016/902 der 
Kommission vom 30. Mai 2016 entspricht. 
 
2.1.2.2. – KATASTER DER ABWASSER- UND ABGASSTRÖME 
 
Im Rahmen des Umweltmanagementsystems (UMS) des Betriebes, das unter Punkt 2.1.2.1. 
dieses Erlasses beschrieben ist, erstellt und führt der Betreiber ein Kataster der Abgas- und 
Abwasserströme, das der zweiten besten verfügbaren Technik (BVT 2) des oben erwähnten 
Durchführungsbeschlusses (EU) 2016/902 der Kommission vom 30. Mai 2016 entspricht. 
 
Artikel 2.1.3 – BETRIEBSANWEISUNGEN 
 
Für alle Anlagen erarbeitet der Betreiber Betriebsanweisungen, in denen ausdrücklich die 
Überprüfungen angegeben sind, die bei normalen Betriebsbedingungen, während des 
Anfahrens, bei Funktionsstörungen oder vorübergehender Abschaltung durchzuführen sind, 
damit die Bestimmungen des vorliegenden Erlasses eingehalten werden. 
 
Der Betrieb wird von Personen überwacht, die vom Betreiber namentlich bestellt werden und 
die Gefahren der Produkte kennen, die in der Anlage gelagert oder verwendet werden. 
 
 

KAPITEL 2.2. –AUSWIRKUNGEN AUF DAS NATÜRLICHE MILIEU: MASSNAHMEN 
 ZUR VERMEIDUNG UND VERRINGERUNG DER AUSWIRKUNGEN 

 
Artikel 2.2.1 – WÄHREND DER PHASE DER ARBEITEN / BAUSTELLE 
 
Um die Gefahr einer Vernichtung von Individuen (Gelege, Kaulquappen, Jungtiere oder 
erwachsene Tiere) während der Baustellenphase zu verhindern, vermeidet der Betreiber die 
Durchführung von Installationsarbeiten während der Phase der Aktivität der Wechselkröte, 
die sich vom 01. März bis 15. Oktober erstreckt. 
 
Wenn diese Vorkehrung nicht möglich ist, setzt der Betreiber die folgenden 
Reduktionsmaßnahmen um: 
● Nicht ebene Flächen, die sich mit Wasser füllen und Lachen oder Furchen bilden 

können, werden eingeebnet, um die Kolonisierung der Baustelle mit Pionieramphibien 
(Wechselkröte, Kreuzkröte, …) und ihre Reproduktion am Standort zu verhindern. Wenn 
trotz dieser Maßnahmen vorhandenes Wasser festgestellt wird, ergreift der Betreiber die 
erforderlichen Maßnahmen, um dieses schnellst möglich zu beseitigen (Pumpen, 
Drainage, …). 

● Die Baustelle wird durch eine Schutzbarriere geschützt, um das Eindringen von 
Amphibien auf die Baustelle zu verhindern. Sie wird auf Empfehlung einer 
Facheinrichtung für Ökologie oder eines Ökologen so hergestellt, dass Amphibien und 
Kleintiere den Standort verlassen, aber nicht wieder dorthin zurückkehren können. 

● Während der gesamten Baustellenphase erfolgt eine ökologische Überwachung. Sie 
wird durch eine Facheinrichtung durchgeführt, die von den beauftragten Firmen 
unabhängig ist, und ermöglicht es, in regelmäßigen Abständen die vorschriftsmäßige 
Berücksichtigung der Umweltschutzmaßnahmen, die im Abschlussbericht der oben 
erwähnten Gesellschaft Atelier des Territoires festgelegt sind, sowie derjenigen, die 
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unter diesem Punkt des Erlasses aufgeführt sind, zu überprüfen, insbesondere die 
Wirksamkeit der Einzäunungen, das Fehlen von Wasserflächen, das Fehlen von 
Amphibien auf dem Baustellengelände. Die Kontrollberichte des Ökologen sind nach 
jeder Inaugenscheinnahme an die Inspektion für überwachungsbedürftige Anlagen zu 
übermitteln. 

● Um tödliche Fallen für Amphibien und Kleintiere zu verhindern, sind 
Sammelvorrichtungen für Regenwasser, Gullys und Schächte mit Vorkehrungen zu 
versehen, die es den Amphibien ermöglichen, diese zu umgehen. 

● Die Höhe der Bürgersteige ist so zu bemessen, dass sie von Amphibien überwunden 
werden können. Daher dürfen sie eine Höhe von maximal 14 cm nicht überschreiten und 
müssen im Bereich der Zugänge zu den verschiedenen Unternehmen abgesenkte 
Abschnitte umfassen. 

 
Artikel 2.2.2 – WÄHREND DER BETRIEBSPHASE 
 
Um die Aufrechterhaltung der ökologischen Durchgängigkeit und die Verbesserung der 
Habitate für die Wanderung der Wechselkröte oder der Pionieramphibien und Kleintiere zu 
unterstützen, übernimmt der Betreiber die folgenden Verpflichtungen: 
● Er sichert den Fortbestand der vorhandenen natürlichen Korridore durch eine 

landschaftliche und ökologische Planung der Grünflächen, die den Risiken für diese 
Arten Rechnung trägt. Diesbezüglich ist der Standort zu auszulegen, dass eine 
möglichst große Zahl der vorhandenen natürlichen Elemente, die die Wanderung von 
Amphibien und Kleintieren begünstigen, erhalten bleibt (Böschungen, Gräben, Hecken, 
Wandränder, ...). 

● Wenn der Standort eingezäunt ist, stellt er Zäune her, die für die Wanderung der 
Kleintiere durchgängig sind, d.h. ein Einzäunungssystem, durch das die Bewegung der 
Amphibien und kleinen Säugetiere nicht behindert werden kann (zum Beispiel: Einsatz 
von leicht überhöhten Zäunen, kleine Betonmauern, die in regelmäßigen Abständen 
Öffnungen besitzen (etwa alle 3 Meter).  

● Er gewährleistet, dass das Grünflächenmanagement auf den ökologischen Bedarf der 
Wechselkröte und Kleintiere abgestimmt ist. In diesem Bestreben wird eine 
Mindestfläche von 500 m2, deren Lage in Anhang 1 zu diesem Erlass festgelegt ist, 
während der gesamten Betriebsphase nach einem ökologischen Ansatz bewirtschaftet, 
der die Bedürfnisse der Wechselkröte berücksichtigt (Wanderungen/ökologische 
Durchgängigkeit, Ruheräume, Aufzuchtgebiete, …). Diese Fläche ist insbesondere in 
Form eines Rückzugsgebietes zu bewirtschaften, z.B. natürliche Magerwiese (keine 
Einsäung), das durch jährliches Mähen und Entfernung des Grünschnitts im Herbst-
Winter unterhalten wird (zwischen dem 01. März und 31. August sind alle Eingriffe 
untersagt). 

● Er schränkt die nächtliche Beleuchtung ein, um die Wanderungen der Fauna während 
der Nacht nicht zu stören und Prädation zu verhindern. 

 
 

KAPITEL 2.3 –VORRÄTE AN PRODUKTEN ODER VERBRAUCHSGÜTERN 
 
Artikel 2.3.1 – VORRÄTE AN PRODUKTEN 
 
Die Betriebsstätte verfügt über ausreichende Vorräte an Produkten oder Verbrauchsgütern, 
die regelmäßig oder gelegentlich verwendet werden, um den Umweltschutz zu 
gewährleisten, wie z.B. Gewebefilter, Neutralisierungsprodukte, Inhibitorflüssigkeiten, 
Absorptionsprodukte usw. 
 
 

KAPITEL 2.4 – INTEGRATION IN DIE LANDSCHAFT 
 
Artikel 2.4.1 – SAUBERKEIT 
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Die Bestimmungen dieses Artikels finden unbeschadet der Bestimmungen von KAPITEL 2.2. 
dieses Erlasses Anwendung. 
 
Der Betreiber trifft geeignete Vorkehrungen, um die Anlage in die Landschaft zu integrieren. 
Alle Anlagen sind sauber und ständig instand zu halten. Bei der Instandhaltung der 
Grünflächen sind gute Techniken anzuwenden, insbesondere bei der Unkrautbeseitigung. 
Der Betreiber ergreift die erforderlichen Maßnahmen, um die Verbreitung von Staub, Papier, 
Schlamm, Abfällen, … auf öffentlichen Straßen und auf den angrenzenden Flächen zu 
vermeiden. 
Bei Bedarf werden Einrichtungen zur Berieselung, Reifenwäsche, … installiert. 
 
Artikel 2.4.2 – ÄSTHETIK 
 
Die Bestimmungen dieses Artikels finden unbeschadet der Bestimmungen von KAPITEL 2.2. 
dieses Erlasses Anwendung. 
 
Die Umgebung der Anlage, die der Kontrolle des Betreibers untersteht, ist auf geeignete 
Weise zu gestalten und einwandfrei sauber zu halten (Anstrich, Staub, Verwehungen, …).  
Auf die Ableitungskanäle und ihre Umgebung ist besondere Sorgfalt zu verwenden 
(Anpflanzungen, Rasen, …). 
Am Standort ist im Bereich des LKW-Parkplatzes für eine Strauchvegetation mit 
endemischen Arten zu sorgen. 
Bei der Außenbeleuchtung handelt es sich um eine indirekte Beleuchtung, um keine 
Belästigungen zu verursachen. 
Die höchsten Ausrüstungen (Destillationskolonnen) dürfen eine Höhe von 41 m nicht 
überschreiten. 
 
 

KAPITEL 2.5 – VERMEIDUNG VON GESUNDHEITSGEFAHREN IN VERBINDUNG MIT 
EINER HISTORISCHEN BODENVERSCHMUTZUNG 

 
Artikel 2.5.1 – ERRICHTUNG VON GEBÄUDEN 
 
Die Errichtung von geschlossenen Gebäuden am nördlichen Rand des Standortes (in dem 
oben bezeichneten Dossier des Genehmigungsantrags in der Abbildung 51 blau schraffierter 
Bereich) ist untersagt, wenn nicht vorab die Vereinbarkeit mit der geplanten Nutzung 
dargelegt wird. 
 
Dieser Nachweis muss sich zumindest auf eine Neubewertung der gesundheitlichen Risiken 
auf der Grundlage einer neuen Analyse der Böden und Gase im Boden am geplanten 
Standort stützen. 
 
 

KAPITEL 2.6 – NICHT VERHINDERTE GEFAHREN ODER BELÄSTIGUNGEN 
 
Artikel 2.6.1 – NICHT VERHINDERTE GEFAHREN ODER BELÄSTIGUNGEN 
 
Alle Gefahren oder Belästigungen, die durch die Vorschriften des vorliegenden Erlasses 
nicht verhindert werden können, sind dem Präfekten durch den Betreiber umgehend zur 
Kenntnis zu bringen. 
 
 

KAPITEL 2.7 – ZWISCHENFÄLLE ODER UNFÄLLE 
 
Artikel 2.7.1 – MELDUNG UND BERICHT 
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Die Bestimmungen von Artikel R.512-69 des Umweltgesetzbuches finden Anwendung. 
 
Der in dem genannten Artikel bezeichnete Unfall- oder Störungsbericht ist innerhalb von 15 
Tagen an die Inspektion für überwachungsbedürftige Anlagen zu schicken. 
 
 

KAPITEL 2.8 – PROGRAMM ZUR EIGENÜBERWACHUNG 
 
Artikel 2.8.1 – GRUNDSATZ UND ZIELE DES PROGRAMMS ZUR 

EIGENÜBERWACHUNG 
 
Um die Emissionen aus seinen Anlagen zu kontrollieren und ihre Auswirkungen auf die 
Umwelt zu überwachen, legt der Betreiber in eigener Verantwortung und auf eigene Kosten 
ein Programm zur Überwachung seiner Emissionen und ihrer Auswirkungen, das 
sogenannte „Programm zur Eigenüberwachung“, fest und setzt dieses um. 
 
Dieses Programm erstreckt sich zumindest auf alle gesetzlich geregelten Schadstoffe. Des 
Weiteren berücksichtigt es die Informationen, die im Rahmen des Katasters der Abgas- und 
Abwasserströme, das unter Punkt 2.1.2.2. dieses Erlasses erwähnt ist, gesammelt wurden. 
 
Der Betreiber passt die Art und die Häufigkeit dieser Überwachung an und aktualisiert sie, 
um den Änderungen seiner Anlagen, ihren Leistungen im Vergleich zu den gesetzlichen 
Pflichten und ihren Auswirkungen auf die Umwelt Rechnung zu tragen. Die Aktualisierung 
des Überwachungsprogramms erfolgt zumindest im Rahmen der jährlichen Überprüfung des 
Umweltmanagementsystems. 
 
In einem in das Umweltmanagementsystem des Betriebes integrierten Dokument beschreibt 
und begründet der Betreiber die Modalitäten der Umsetzung seines 
Überwachungsprogramms gemäß den Bestimmungen dieses Erlasses. Dies umfasst 
insbesondere die Modalitäten der Messungen (oder gegebenenfalls der Schätzung oder 
Berechnung), die Methode zur Bestimmung der jährlichen Schadstoffströme sowie die 
Modalitäten der Übermittlung an die Dienststelle der Inspektion für überwachungsbedürftige 
Anlagen. 
 
Dieses Dokument wird der Inspektion für überwachungsbedürftige Anlagen zur Einsicht zur 
Verfügung gehalten. 
 
Die Zuverlässigkeit der Daten wird durch Verfahren sichergestellt, die im Rahmen des 
Umweltmanagementsystems gesteuert werden, insbesondere hinsichtlich der folgenden 
Punkte: Eichung und Instandhaltung der Ausrüstungen, Qualifizierung des Bedienpersonals, 
Methoden zur Probennahme. 
 
Sofern keine gegenteiligen Angaben gemacht werden, entsprechen die Analysemethoden im 
Rahmen der Überwachung der atmosphärischen und wässrigen Ableitungen denjenigen, die 
im oben erwähnten Ministerialerlass vom 07. Juli 2009 festgelegt sind. Bei den Schadstoffen, 
für die keine Referenzmethode existiert, muss das insbesondere für die Probenahme 
ausgewählte Verfahren eine statistische Darstellung der Entwicklung der Parameter 
ermöglichen. 
 
Darüber hinaus gilt für wässrige Ableitungen Folgendes: 
● Der Betreiber stützt sich auf die ministeriellen Umsetzungsanweisungen für Maßnahmen 

zur Beprobung und Analyse von Stoffen in den wässrigen Ableitungen von 
überwachungsbedürftige Anlagen für den Schutz der Umwelt vom Februar 2018 und ihre 
späteren Fassungen. 
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● Die Überwachung der Emissionen wird in Übereinstimmung mit der 3. und 4. besten 
verfügbaren Technik (BVT 3 und BVT 4) des Durchführungsbeschlusses (EU) 2016/902 
der Kommission vom 30. Mai 2016 durchgeführt. 

 
In den folgenden Artikeln dieses Kapitels sowie in den Artikeln der folgenden Titel wird der 
Mindestinhalt dieses Programms zur Eigenüberwachung in Bezug auf die Art der Messung, 
die Parameter und die Häufigkeit für die verschiedenen Anlagen des Betriebes sowie die 
Häufigkeit der Übermittlung der Daten der Eigenüberwachung festgelegt. 
 
Artikel 2.8.2 – VERGLEICHSMESSUNGEN 
 
Um die Funktionsfähigkeit der Messeinrichtungen und Analysegeräte sowie die 
Repräsentativität der Messdaten (keine Abweichungen) sicherzustellen, veranlasst der 
Betreiber neben den in eigener Verantwortung durchgeführten Messungen 
Vergleichsmessungen nach genormten Verfahren, sofern diese existieren, durch eine 
externe Stelle, bei der es sich nicht um die Einheit handelt, die gewöhnlich die Messungen 
im Rahmen des Programms zur Eigenüberwachung durchführt, und zwar unter Beachtung 
der Bestimmungen von Artikel 58, Punkt III des oben erwähnten Ministerialerlasses vom 02. 
Februar 1998. 
 
Diese Vergleichsmessungen werden unbeschadet der Kontrollmessungen durchgeführt, die 
von der Inspektion für überwachungsbedürftige Anlagen in Anwendung der Bestimmungen 
der Artikel L.514-5 und L.514-8 des Umweltgesetzbuches durchgeführt werden. Nach 
Maßgabe dieser Artikel kann die Inspektion für überwachungsbedürftige Anlagen jederzeit 
Probenahmen aus den Abwässern oder Abgasen, den Abfällen oder dem Boden sowie 
Messungen der Geräuschpegel durchführen oder durchführen lassen. Die Kosten für 
Probenahmen und Analysen sind vom Betreiber zu tragen. 
 
Unangemeldete Kontrollen auf Antrag der Inspektion für überwachungsbedürftige Anlagen 
können mit deren Zustimmung anstelle der Vergleichsmessungen durchgeführt werden. 
 
Artikel 2.8.3 – ANALYSE UND ÜBERMITTLUNG DER ERGEBNISSE DER 

EIGENÜBERWACHUNG – ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN 
 
Der Betreiber überwacht die Ergebnisse der von ihm durchgeführten Messungen, 
insbesondere der Messungen im Rahmen des Programms zur Eigenüberwachung, er 
analysiert sie und wertet sie aus. Zu diesem Zweck sind die Ergebnisse so anzugeben, dass 
sie mit den Emissionsgrenzwerten verglichen werden können, die in diesem Erlass 
festgelegt sind. Bei Bedarf durchgeführte Korrekturen sind anzugeben. 
 
Jede Anomalie ist der Inspektion für überwachungsbedürftige Anlagen umgehend 
mitzuteilen. 
 
Der Betreiber ergreift gegebenenfalls geeignete Korrekturmaßnahmen, wenn Ergebnisse auf 
Gefahren und Belästigungen für die Umwelt oder auf Abweichungen gegenüber den 
gesetzlich vorgegebenen Werten hinweisen, was die Emissionen seiner Anlagen oder ihre 
Auswirkungen auf die Umwelt betrifft. 
 
Unbeschadet der Bestimmungen von Artikel R.512-69 des Umweltgesetzbuches erstellt der 
Betreiber vor dem Ende jedes Kalendermonats einen Synthesebericht über die Ergebnisse 
der Messungen und Analysen im Vormonat. Dieser Bericht enthält wenigstens eine 
Interpretation der Ergebnisse des betreffenden Zeitraums (insbesondere Ursache und 
Umfang von Abweichungen), die in Artikel 2.8.2 erwähnten Vergleichsmessungen, die 
eventuellen Änderungen des Programms zur Eigenüberwachung und die durchgeführten 
oder geplanten Korrekturmaßmaßnahmen (an den Produktionsanlagen, bei der Behandlung 
der Ableitungen, der Wartung) sowie deren Wirksamkeit. 
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Er wird der Inspektion für überwachungsbedürftige Anlagen für eine Dauer von 10 Jahren 
ständig zur Einsicht zur Verfügung gehalten. 
 
Außer wenn dies technisch unmöglich ist, werden die Ergebnisse der Eigenüberwachung der 
Probenahmen und Emissionen vom Betreiber über die Internetseite GIDAF (Gestion 
Informatisée des Données d’Auto-Surveillance Fréquentes) übermittelt. 
 
 

KAPITEL 2.9 – ÜBERSICHT DER DOKUMENTE, DIE DER INSPEKTION  
FÜR ÜBERWACHUNGSBEDÜRFTIGE ANLAGEN  

ZUR EINSICHT ZUR VERFÜGUNG ZU HALTEN SIND 
 
Artikel 2.9.1 – ÜBERSICHT DER DOKUMENTE, DIE DER INSPEKTION ZUR EINSICHT 

ZUR VERFÜGUNG ZU HALTEN SIND 
 
Der Betreiber legt ein Dossier an, das zumindest die folgenden Unterlagen enthält, und hält 
dieses auf dem aktuellen Stand: 
● die Unterlagen des ursprünglichen Genehmigungsantrags und seine Ergänzungen; 
● die aktuellen Pläne; 
● die Eingangsbestätigungen der Meldung und die allgemeinen Vorschriften im Fall von 

meldepflichtigen Anlagen, für die kein Genehmigungserlass ergangen ist; 
● die Präfekturerlasse im Zusammenhang mit Registrierungen und die allgemeinen 

Ministerialvorschriften im Fall von registrierungspflichtigen Anlagen, für die kein 
Genehmigungserlass ergangen ist; 

● die Präfekturerlasse für genehmigungspflichtige Anlagen, die in Anwendung der Gesetze 
über überwachungsbedürftige Anlagen für den Schutz der Umwelt ergangen sind; 

● die Nachweise über den Beitritt zur Wirtschaftsplattform und den Fortbestand dieses 
Beitritts; 

● alle Unterlagen, Registrierungen, Prüfungsergebnisse und Register, die im vorliegenden 
Erlass angeführt sind; diese Unterlagen können in elektronischer Form verwaltet werden, 
in diesem Fall müssen jedoch Vorkehrungen für die Sicherung der Daten getroffen 
werden. Diese Unterlagen sind für einen Zeitraum von wenigstens 5 Jahren der 
Inspektion für überwachungsbedürftige Anlagen am Standort zur Einsicht zur Verfügung 
zu halten. 

 
Diese Unterlagen sind der Inspektion für überwachungsbedürftige Anlagen am Standort 
ständig zur Einsicht zur Verfügung zu halten. 
 
 

KAPITEL 2.10 – ÜBERSICHT DER DOKUMENTE, DIE AN DIE INSPEKTION 
FÜR ÜBERWACHUNGSBEDÜRFTIGE ANLAGEN ZU ÜBERSENDEN SIND 

 
Artikel 2.10.1 – ÜBERSICHT DER DOKUMENTE, DIE AN DIE INSPEKTION ZU 

ÜBERSENDEN SIND 
 
Der Betreiber schickt der Inspektion für überwachungsbedürftige Anlagen die folgenden 
Unterlagen zu: 
 

Artikel 

Zu übersendende Dokumente 
Die mit einem Sternchen (*) markierten 

Dokumente sind ebenfalls an den 
Präfekten zu übermitteln 

Intervalle / Stichtage 

Artikel 
1.6.1. 

Änderung der Anlagen* Vor Durchführung der Änderung 

Artikel 
1.6.2. 

Aktualisierung der 
Umweltverträglichkeitsstudie und/oder der 

Bei Überarbeitung oder Aktualisierung, 
insbesondere vor jeder erheblichen 
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Gefahrenstudie* Änderung 

Artikel 
1.6.5. 

Wechsel des Betreibers* Vor dem Betreiberwechsel 

Artikel 
1.6.6. 

Betriebseinstellung* 
3 Monate vor dem Datum der 
Betriebseinstellung 

Artikel 
1.8.1. 

Unterzeichnete rechtliche Verpflichtung 
gemäß der Bestimmungen von Anhang 2 
der PPRT-Verordnung* 

Vor der ersten Inbetriebnahme der 
Anlagen 

Artikel 
2.2.1. 

Berichte des Ökologen über die 
Überwachung der Baustelle 

Innerhalb von 15 Tagen nach jedem 
Besuch 

Artikel 
2.2.2. 

Lage der Rückzugsräume 
Vor der ersten Inbetriebnahme der 
Anlagen 

Artikel 
2.7.1. 

Meldung von Unfällen und Störungen 
Innerhalb von 15 Tagen nach dem Unfall 
oder der Störung 

Artikel 
2.8.3. 

Übermittlung der Ergebnisse der 
Eigenüberwachung 
Monatlicher Synthesebericht 

Vor dem Ende jedes Kalendermonats für 
den Vormonat 

Artikel 
2.11.2. 

Jährlicher Tätigkeitsbericht 
Vor dem 01. April des Jahres N+1 für das 
Jahr N 

Artikel 
2.11.3. 

Überprüfung der IED* 

Innerhalb einer Frist von 12 Monaten ab 
der Bekanntmachung von 
Entscheidungen, die die 
Schlussfolgerungen zu den besten 
verfügbaren Techniken gemäß der 
Hauptrubrik betreffen, im Amtsblatt der 
Europäischen Union 

Punkt 
3.2.5.3. 

Prüfung der Möglichkeit zur Installation 
einer Vorrichtung zur sekundären 
Energierückgewinnung, die mit der 
thermischen Oxidationsanlage verbunden 
ist 

Vor dem 01. April jeden Jahres 

Artikel 
3.3.1. und 
Artikel 
3.3.3. 

Kommentierte Ergebnisse der 
Vergleichsmessungen – atmosphärische 
Ableitungen 

Vor dem 01. April des Jahres N+1 für das 
Jahr N 

Artikel 
3.3.2. 

Speziierung und Quantifizierung der VOC 
in den Ableitungen aus der thermischen 
Oxidationsanlage und in den Bypass-
Leitungen 

Spätestens 12 Monate nach der ersten 
Inbetriebnahme der Anlagen 

Artikel 
3.3.5. 

Aktualisierung der Beurteilung der 
Gesundheitsrisiken 

Spätestens 12 Monate nach der ersten 
Inbetriebnahme der Anlagen 

Artikel 
3.3.4. 

Aktualisierte Analyse der Risiken diffuser 
Emissionen 

Vor dem 01. April des Jahres N+1 für das 
Jahr N 

Punkt 
4.2.4.2. 
4.2.4.3. 
4.2.4.4. 

Bericht nach der Überschreitung der 
Alarmschwelle, einer erhöhten Alarmstufe 
oder Krise (Trockenheit) 

Innerhalb einer Frist von 1 Woche ab der 
Überschreitung der Alarmschwelle, 
erhöhten Alarmstufe oder Krise 
(Trockenheit) 

Punkt 
4.2.4.5. 

Bestätigung des Eingangs der Information 
über die Auslösung einer Alarmsituation, 
eine Situation der erhöhten Alarmstufe 
oder eine Krisensituation bei der Präfektur 
und Bestätigung der Einleitung der 
Maßnahmen, die unter den Punkten 
4.2.4.2., 4.2.4.3., 4.2.4.4. vorgesehen sind 

Direkt nach Eingang der Information über 
die Auslösung einer Alarmsituation, einer 
Situation der erhöhten Alarmstufe oder 
einer Krisensituation 

Punkt 
4.2.4.6. 

Umweltbilanz der ergriffenen Maßnahmen 
Innerhalb einer Frist von einem Monat 
nach jedem Ende der Alarmsituation 

Punkt 
4.4.3.8. 

Ergebnisse der Kontrolle der Qualität des 
potenziell durch den Betrieb 
verschmutzten Wassers (in einer 
Unfallsituation) 

Umgehend (direkt nach Erhalt der 
Ergebnisse) 

Punkt Kommentierte Ergebnisse der Monatliche Meldung auf der hierfür 
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4.5.2.1. Eigenüberwachung der wässrigen 
Ableitungen 

vorgesehenen Internetseite für Online-
Meldungen des für 
überwachungsbedürftige Anlagen 
zuständigen Ministeriums 

Punkt 
4.5.2.2. 

Überwachung der Schadstoffströme, die in 
die wässrigen Ableitungen eingeleitet 
wurden 

Die Online-Meldung der Ergebnisse der 
Eigenüberwachung für den Monat M 
erfolgt spätestens am letzten Tag des 
Monats M+1 

Punkt 
4.5.2.1. 

Kommentierte Ergebnisse der 
Vergleichsmessungen – wässrige 
Ableitungen 

Wenigstens halbjährlich – Übermittlung der 
Ergebnisse über die hierfür vorgesehene 
Internetseite für Online-Meldungen des für 
überwachungsbedürftige Anlagen 
zuständigen Ministeriums vor dem 15. des 
Monats nach dem Monat des Erhalts der 
Ergebnisse 

Punkt 
4.5.2.3. 

Synthesebericht über die Überwachung 
der wässrigen Ableitungen 

Innerhalb einer Frist von höchstens 18 
Monaten ab der ersten Inbetriebnahme der 
Anlagen 

Artikel 
4.5.3. 

Ergebnisse der Eigenüberwachung der 
wässrigen Ableitungen am Ausgang der 
Kühltürme 

Vor dem 01. April des Jahres N+1 für das 
Jahr N 

** Jahresbilanz Kühltürme 

Punkt 
4.6.1.1. 

Lageplan und technische Daten der 
Überwachungsbauwerke für Grundwasser 
und Begründungen 

Vor der ersten Inbetriebnahme der 
Anlagen und bei jeder Herstellung neuer 
Bauwerke 

Punkt 
4.6.1.2. 

Information über die Verlegung oder die 
Beendigung* der Nutzung eines Bauwerks 

Vor der Änderung 

Punkt 
4.6.1.3. 

Ergebnisse der Grundwasserüberwachung 
Vor dem 01. April des Jahres N+1 für das 
Jahr N 

Punkt 
4.6.1.4. 

Aktualisierte Fassung des Berichts über 
den Ausgangszustand 

Innerhalb einer Frist von 6 Monaten ab der 
ersten Inbetriebnahme der Anlagen 

Punkt 
4.6.1.5. 

Vierjahresbilanz des Grundwassers Alle 4 Jahre 

Artikel 
4.6.2. 

Ergebnisse der periodischen 
Bodenüberwachung* 

Wenigstens alle 10 Jahre 

Artikel 
7.2.4. 

Eigenüberwachung der Lärmpegel* 

Spätestens 12 Monate nach der ersten 
Inbetriebnahme der Anlagen, danach alle 
10 Jahre – Übermittlung im Monat nach 
dem Eingang der Ergebnisse 

Artikel 
8.5.1. 

Interner Operationsplan (POI)* (und an 
SDIS) 

Vor der ersten Inbetriebnahme der 
Anlagen und bei jeder Änderung 

   

Artikel 
8.8.4. 

Technisch-wirtschaftliche Studie zum 
Risiko eines Welleneffekts bei Verlust des 
Containments eines Fermenters 

Vor der ersten Inbetriebnahme der 
Anlagen 

Artikel 
8.8.7. 

Darlegung, dass kein Flächenbrand 
entstehen kann 

Vor jeder Benutzung eines schmelzbaren 
IBC 

 
**: Artikel 26 Punkt V des oben erwähnten Ministerialerlasses vom 14. Dezember 2013 

 
 

KAPITEL 2.11 – REGELMÄSSIGE BILANZEN 
 
Artikel 2.11.1 – JÄHRLICHE UMWELTBILANZ 
 
Vor dem 31. März jeden Jahres meldet der Betreiber über die hierfür vorgesehene 
Internetseite für Online-Meldungen des für überwachungsbedürftige Anlagen zuständigen 
Ministers seine Wassernutzungen sowie seine Emissionen und Transporte von Schadstoffen 
und Abfällen für das Vorjahr. 
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Die in jedem Fall zu berücksichtigenden Stoffe werden entsprechend den Bestimmungen 
des oben erwähnten geänderten Ministerialerlasses vom 31. Januar 2008 festgelegt. 
 
Artikel 2.11.2 – JAHRESBERICHT 
 
Einmal jährlich übermittelt der Betreiber an die Inspektion für überwachungsbedürftige 
Anlagen einen Tätigkeitsbericht, der eine Zusammenfassung der im vorliegenden Erlass 
vorgesehenen Informationen sowie allgemein alle relevanten Informationen über den Betrieb 
der Anlagen im abgelaufenen Jahr enthält. 
 
Den Ergebnissen der in diesem Erlass vorgeschriebenen Emissionsüberwachung sind alle 
weiteren Zusatzdaten beizufügen, die für die Kontrolle der Einhaltung der Vorschriften der 
Genehmigung benötigt werden. 
 
Der Bericht des Betreibers wird ebenfalls an die Kontrollkommission (Commission de Suivi 
de Sites) übermittelt. 
 
Artikel 2.11.3 – ERNEUTE ÜBERPRÜFUNG DER VORSCHRIFTEN DES 

GENEHMIGUNGSERLASSES UND DOSSIER DER ERNEUTEN 
PRÜFUNG 

 
Die Vorschriften des Genehmigungserlasses für die Anlagen werden entsprechend den 
Bestimmungen von Artikel L.515-28 und der Artikel R.515-70 bis R.515-73 des 
Umweltgesetzbuches erneut überprüft. 
 
Im Hinblick auf diese erneute Prüfung übermittelt der Betreiber an den Präfekten die 
erforderlichen Informationen, die in Artikel L.515-29 des Umweltgesetzbuches aufgeführt 
sind, innerhalb von zwölf Monaten ab der Bekanntmachung der Entscheidungen über die 
Schlussfolgerungen zu den besten verfügbaren Techniken gemäß der Hauptrubrik, die in 
Artikel 1.2.1. dieses Erlasses erwähnt ist; diese Informationen sind in Form eines Dossiers 
der erneuten Prüfung vorzulegen, dessen Inhalt in Artikel R.515-72 festgelegt ist. 
 
 
 

TITEL 3 – VERMEIDUNG DER LUFTVERSCHMUTZUNG 

 
KAPITEL 3.1 – PLANUNG DER ANLAGEN 

 
Artikel 3.1.1 – ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN 
 
Bei der Planung, dem Betrieb und der Instandhaltung der Anlagen ergreift der Betreiber alle 
erforderlichen Vorkehrungen, um die Emissionen in die Atmosphäre, einschließlich diffuser 
Emissionen, insbesondere durch den Einsatz sauberer Technologien, die Entwicklung von 
Verwertungstechniken, die getrennte Sammlung und die Behandlung der Abgase/Abwässer 
in Abhängigkeit von ihren Eigenschaften sowie die Reduzierung der abgeleiteten Mengen zu 
begrenzen, indem er vorrangig die Energieeffizienz optimiert. 
Die Behandlungsanlagen sind so zu planen, zu betreiben und instand zu halten, dass die 
Zeiten der Nichtverfügbarkeit, in denen sie ihre Aufgabe nicht voll erfüllen können, auf ein 
Minimum reduziert werden. 
 
Die Behandlungsanlagen für Abgase sind so zu planen, zu betreiben und instand zu halten, 
dass: 
● den Änderungen des Durchsatzes, der Temperatur und der Zusammensetzung der 

Abgase Rechnung getragen werden kann; 
● die Dauer der Funktionsstörung und Nichtverfügbarkeit auf ein Minimum begrenzt wird. 
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Für die Reinigung der Abgase sind vorzugsweise Behandlungsverfahren einzusetzen, die 
nicht zu einer Verlagerung der Verschmutzung führen. 
 
Die Behandlungsanlagen sind vorschriftsmäßig instand zu halten. Die wichtigsten 
Parameter, anhand derer ihr einwandfreier Betrieb überprüft werden kann, werden in 
regelmäßigen Abständen und – falls notwendig – kontinuierlich gemessen, mit automatischer 
Alarmsteuerung. Die Ergebnisse dieser Messungen sind in ein Register (eventuell 
elektronisches Register) einzutragen und der Inspektion für überwachungsbedürftige 
Anlagen zur Einsicht zur Verfügung zu halten. 
 
Die Betriebsstätte verfügt über ausreichende Vorräte an Produkten oder Verbrauchsgütern, 
die regelmäßig oder gelegentlich verwendet werden, um den Umweltschutz zu 
gewährleisten, wie z.B. Gewebefilter, Neutralisierungsprodukte, Inhibitorflüssigkeiten usw. 
 
Wenn eine Nichtverfügbarkeit zur Überschreitung der vorgeschriebenen Grenzwerte führen 
kann, muss der Betreiber die notwendigen Vorkehrungen treffen, um den Schadstoffausstoß 
zu verringern, indem er die betroffenen Anlagen herunterfährt oder abschaltet. 
 
Die für alle Anlagen geltenden Betriebsanweisungen beinhalten ausdrücklich die Kontrollen, 
die im Normalbetrieb und nach einer Abschaltung zur Durchführung von Änderungen oder 
Wartungsmaßnahmen vorgeschrieben sind, sodass in jeder Situation die Einhaltung der 
Bestimmungen dieses Erlasses gewährleistet ist. 
 
Störfälle, die zur Auslösung eines kritischen Alarms im Zusammenhang mit atmosphärischen 
Ableitungen geführt haben, und/oder die Abschaltung der Behandlungsanlagen für 
atmosphärische Ableitungen sowie die Ursachen dieser Störfälle und die ergriffenen 
Maßnahmen sind in ein Register einzutragen. Die Schwellenwerte für die Auslösung eines 
kritischen Alarms sind im Rahmen des Umweltmanagementsystems festzulegen, um eine 
Unvorschriftsmäßigkeit der Ableitungen zu verhindern. Die Auslösung dieser Alarme wird in 
demselben Register eingetragen, mit Ausnahme von kurzfristigen Anfahr- und 
Abschaltzeiten. 
 
Die kurzfristigen Anfahr- und Abschaltzeiten sowie alle wichtigen Ereignisse, die in diesen 
Zeiten auftreten, sind in ein Register einzutragen. 
 
Verbrennen im Freien ist untersagt, außer bei Brandtests. In diesem Fall werden die Qualität 
und Menge der verbrannten Produkte angegeben. 
 
Artikel 3.1.2 – UNFALLBEDINGTE VERSCHMUTZUNGEN 
 
In der Nähe der Anlagen, aus denen im Fall eines unnormalen Betriebs gefährliche Stoffe 
entweichen können, sind Vorrichtungen zu installieren, die bei Tag und bei Nacht sichtbar 
sind und die Windrichtung anzeigen. 
 
Es sind geeignete Vorkehrungen zu treffen, um die Wahrscheinlichkeit von unfallbedingten 
Emissionen zu verringern und sicherzustellen, dass die entsprechenden Ableitungen keine 
Gefahr für die Gesundheit und öffentliche Sicherheit darstellen.  
 
Zwischenfälle, die zu unvorschriftsmäßigen Ableitungen in die Luft geführt haben, sowie die 
Ursachen dieser Zwischenfälle und die eingeleiteten Abhilfemaßnahmen sind in ein Register 
einzutragen. Hierbei kann es sich um dasselbe Register handeln, das in Artikel 3.1.1 erwähnt 
ist. 
 
Artikel 3.1.3 – SPEICHERBEHÄLTER FÜR FLÜSSIGKEITEN 
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Bei der Planung der Speicherbehälter ist den Eigenschaften der enthaltenen Medien 
Rechnung zu tragen. 
Unterirdische Behälter sind nicht zulässig. 
Alle Speicherbehälter für Flüssigkeiten sind mit einem festen Dach zu versehen. 
 
Artikel 3.1.4 – VERMEIDUNG DES VERWEHENS VON STÄUBEN UND DIVERSEN 

STOFFEN 
 
3.1.4.1 – VERKEHRSWEGE 
 
Unbeschadet der Stadtplanungsvorschriften trifft der Betreiber die erforderlichen 
Vorkehrungen, um das Verwehen von Stäuben und diversen Stoffen zu vermeiden: 
- Die Verkehrswege und Parkflächen für Fahrzeuge sind auf geeignete Weise anzulegen 

(Formen des Gefälles, Belag usw.) und ordnungsgemäß zu reinigen. 
- Die Fahrzeuge, die die Anlage verlassen, dürfen keine Ablagerung von Staub oder 

Schlamm auf den Verkehrswegen verursachen. Daher sind im Bedarfsfall 
entsprechende Vorkehrungen, wie z.B. das Waschen der Fahrzeugräder, vorzusehen. 

- Flächen werden soweit möglich mit Rasen eingesät. 
- Gegebenenfalls sind Schutzpflanzungen herzustellen. 
 
Stattdessen können auch gleichwertige Maßnahmen umgesetzt werden. 
 
3.1.4.2 – TÄTIGKEITEN UND LAGERUNGEN 
 
Bei den Tätigkeiten werden keine Stäube freigesetzt. 
 
Am Standort gibt es keine pulverisierten Produkte, mit Ausnahme des Düngemittels am 
Ausgang der Trocknungseinheit. 
 
Das abgekühlte trockene Düngemittel wird über geschlossene Förderbänder von der 
Trocknungseinheit in die Zonen befördert, wo es in Big-Bags verpackt wird. Die 
Trocknungseinheiten und die Verpackungszone für das Düngemittel befinden sich innerhalb 
des Technikgebäudes „Düngemittel“, das geschlossen und mit einem Lüftungssystem mit 
Filterung ausgerüstet ist. Die Türen dieses Gebäudes werden geschlossen gehalten, und nur 
geschultes Personal hat Zugang zu dem Gebäude. 
 
Das in dichten Big-Bags verpackte Düngemittel wird dann bis zur Verladung auf LKWs 
vorübergehend auf einer im Freien, in der Nähe des Gebäudes „Düngemittel“ eingerichteten 
Plattform zwischengelagert. Die dichten Big-Bags werden auf mit Planen abgedeckten LKWs 
abtransportiert. 
 
Düngemittel werden nicht lose gelagert. 
 
Die langfristige Lagerung von Feststoffen im Freien ist nicht zulässig. 
 
Bei vorübergehender Lagerung von Containern im Freien sind diese mit einer Plane 
abzudecken. 
 
 

KAPITEL 3.2 – EMISSIONSBEDINGUNGEN 
 
Artikel 3.2.1 – ALLGEMEINE VORSCHRIFTEN 
 
Stäube, gasförmige Schadstoffe oder Gerüche werden soweit wie möglich an der Quelle 
aufgefangen und über Leitungen abgeführt; die Vorschriften über die Hygiene und Sicherheit 
der Arbeitnehmer bleiben hiervon unberührt. 
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Die Anzahl der Stellen mit Ausstoß in die natürliche Umgebung muss so gering wie möglich 
sein. 
Jede Emission, die im vorliegenden Kapitel nicht vorgesehen ist oder seinen Bestimmungen 
nicht entspricht, ist untersagt.  
 
Außer bei ausdrücklicher Genehmigung ist die Verdünnung von Abgasemissionen untersagt. 
 
Die Ableitungsbauwerke müssen eine gute Verteilung der Emissionen im Aufnahmemilieu 
gestatten. 
 
Die Ableitungen in die Atmosphäre sind soweit wie möglich aufzufangen und nach einer 
eventuellen Behandlung über Schornsteine abzuleiten, um eine gute Verteilung der 
Ableitungen zu ermöglichen. Die Lage dieser Leitungen ist so zu wählen, dass die 
freigesetzten Abgase zu keiner Zeit in die benachbarten Leitungen oder Lufteinlässe 
gelangen. Die Form der Rohrleitungen, insbesondere in der Nähe ihrer Öffnung gegenüber 
der Atmosphäre, ist so zu gestalten, dass das Aufsteigen der Gase in der Atmosphäre so 
weit wie möglich begünstigt wird. Der letzte Schornsteinabschnitt kann eine fachgerecht 
ausgeführte Verengung aufweisen, wenn die Ausstoßgeschwindigkeit höher ist als die 
gewählte Geschwindigkeit der Abgase im Schornstein. Die äußere Form der Leitungen darf 
keine Ecken aufweisen, Änderungen des Leitungsquerschnitts in der Nähe der 
Austrittsöffnung müssen kontinuierlich und langsam gestaltet sein. 
 
Die Leitungen für die Abführung von kontrollbedürftigen Abgasen, deren Freisetzungspunkte 
unten angegeben sind, müssen so gestaltet sein (Messplattform, Öffnungen, 
Betriebsmedien, Lage der Geräte, gerader Abschnitt für die Partikelmessung), dass 
aussagekräftige Messungen der Schadstoffemissionen in die Atmosphäre möglich sind. 
Insbesondere sind die Bestimmungen der Normen einzuhalten, die in Anhang I des oben 
erwähnten Ministerialerlasses vom 07. Juli 2009 angeführt sind. 
 
Diese Punkte sind so zu gestalten, dass sie leicht zugänglich sind und ein sicheres Arbeiten 
ermöglichen. Ferner sind alle Vorkehrungen zu treffen, um die Arbeiten externer Stellen im 
Auftrag der Inspektion für überwachungsbedürftige Anlagen zu erleichtern. 
 
Artikel 3.2.2 – PUNKTE GEFASSTER ABLEITUNGEN UND ANGESCHLOSSENE 

ANLAGEN 
 
Der Standort besitzt nur einen einzigen gefassten Ableitungspunkt: 
 

Nr. 
Bezeichnung  

des 
Ausstoßpunktes 

Daten in  
Lambert 93 Angeschlossene Anlagen 

X (m) Y (m) 

1 Schornstein der 
thermischen  
Oxidationsanlage 

971487 6900922 Die detaillierte Liste der angeschlossenen Anlagen 
wird vom Betreiber im Rahmen des 
Umweltmanagementsystems verwaltet und 
aktualisiert. 
Sie beinhaltet zumindest: 
- die Luftabzüge für Abluft biologischen Ursprungs 

der Fermenter und Inokula, 
- den Luftabzug für Abluft organischen Ursprungs 

des Neutralisierungsbehälters, 
- die Luftabzüge für Abluft organischen Ursprungs 

der Konzentrationseinheit für Säuren, 
- die Luftabzüge für Abluft organischen Ursprungs in 

Verbindung mit der Trocknungsphase, u.a. 
Säuerung (Pufferbecken für die konzentrierte 
Lösung mittels Kondensator, 

- die nicht kondensierbaren Bestandteile 
organischen Ursprungs der Vakuumgruppen der 
Trocknungs- und Konzentrationseinheiten, 

- den Luftabzug für Abluft organischen Ursprungs 
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aus dem Pufferbecken zur Entkoppelung zwischen 
Trockner und Destillationsteil, 

- die Luftabzüge für Abluft organischen Ursprungs 
aus: 
1. den Köpfen der Destillationskolonnen, 
2. den Separatoren aus den seitlichen Entnahmen 

der Kolonnen D2, D4 und D5, 
3. den nicht kondensierbaren Bestandteilen der 

Vakuumpumpen der zu destillierenden 
Kolonnen, 

- die Absaugung der verschiedenen Qualifikations- 
und Lagerbehälter für Fertigprodukte, 

- die Abzüge für Abluft organischen Ursprungs für 
die Ansaugung jeder der 3 Ladestationen: 
1. Abfüllen der Fertigprodukte in Tanks/Isotanks, 
2. Abfüllen in IBC, 
3. Abfüllen der Kolonnenköpfe D4, D5 und des 

Säulenfußes D6 in Isotanks/IBC 

 
Artikel 3.2.3 – ALLGEMEINE ABLEITUNGSBEDINGUNGEN 
 
Die Ableitungen erfüllen die folgenden Bedingungen: 
 

Nr. des 
Ausstoßpunktes 

(siehe Art. 
3.2.2.) 

Mindesthöhe 
des Ausstoßes 

(m) 

Nenndurchmess
er (mm) 

Mindestausstoß
geschwindigkeit 

(m/Sek.) 

Max. 
Durchsatz* 

(Nm
3
/h) 

Min. 
Ausstoßtemper

atur (°C)** 

1 35 550 12 3000 750 

 
* Der Durchsatz der Abgase wird in Kubikmetern pro Stunde, bezogen auf standardisierte Bedingungen für 

die Temperatur (273 Kelvin) und den Druck (101,3 Kilopascal) nach Abzug des Wasserdampfes 
(Trockengase), ausgedrückt. 

** Temperatur außerhalb der vorübergehenden Abschalt- und Anfahrphasen. 

 
Der Betreiber muss in der Lage sein, jederzeit die Dauer der Emission in die Atmosphäre für 
den oben bezeichneten Punkt der gefassten Ableitungen nachzuweisen. 
 
Artikel 3.2.4 – GRENZWERTE FÜR KONZENTRATIONEN UND 

SCHADSTOFFSTRÖME IN DEN ATMOSPHÄRISCHEN ABLEITUNGEN 
 
Artikel 3.2.4.1 – GRENZWERTE FÜR GEFASSTE ABLEITUNGEN 
 
Die gefassten Luftemissionen aus der thermischen Oxidationsanlage, die am Ausstoßpunkt 
Nr. 1 abgeleitet werden, der 1 definiert ist, müssen die folgenden Konzentrationsgrenzwerte 
einhalten; die Gasvolumen sind bezogen auf standardisierte Bedingungen für die 
Temperatur (273 Kelvin) und den Druck (101,3 Kilopascal) nach Abzug des Wasserdampfes 
(Trockengase). Angesichts des Lufteintrags aus dem Kühlventilator vor dem Ausstoßpunkt 
wird die Konzentration Cox, die mit den unten stehenden Emissionsgrenzwerten zu 
vergleichen ist, wie folgt berechnet: 
 

Cox = CSchornstein * (QSchornstein / (QSchornstein – QVentilator)) 
d.h.: 
Cox: mit den Emissionsgrenzwerten zu vergleichende Konzentration. 
CSchornstein: gemessene Konzentration am Ausstoßpunkt Nr. 1 (Schornstein der 
Oxidationsanlage). 
QSchornstein: gemessener Durchsatz am Ausstoßpunkt Nr. 1 (Schornstein der 
Oxidationsanlage). 
 

                                            
1
  Anm. d. Übers.: Hier fehlt die Angabe im französischen Original. Wahrscheinlich sollte es heißen: 

„défini à l’Article 3.2.2 du présent arrêté = der in Artikel 3.2.2 dieses Erlasses beschrieben wird“.  
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QVentilator: in die Oxidationsanlage eingeleiteter Kühlluftdurchsatz, der gleichzeitig mit 
QSchornstein gemessen wird.  
 
Die Durchsätze werden in Kubikmeter Trockengas im Normzustand und die Konzentrationen 
in mg/Nm3 angegeben. 
 
Unter Schadstoffstrom ist das Gewicht des abgeleiteten Schadstoffs pro Zeiteinheit zu 
verstehen. 
 
 
 

Parameter 
Emissionsgrenzwert in  

der Konzentration (mg/Nm
3
) 

Maximaler Strom pro Stunde 
(kg/h) 

CO 100 0,3 

CH4 50 0,15 

SOx (ausgedrückt als SO2) 1000 3 

NOx (ausgedrückt als NO2) 1300 4 

HCl 50 0,15 

Nicht methanhaltige VOC gesamt 
(NMVOC) 

50 0,15 

VOC gemäß Anhang 3 des oben 
erwähnten geänderten 

Ministerialerlasses vom 02.02.1998 
20 0,06 

H2S 5 0,015 

NH3 50 0,15 

 
Außerdem müssen die Ableitungen frei von karzinogenen Stoffen sein, die in den Anhängen 
IV-a bis IV-d des oben erwähnten geänderten Ministerialerlasses vom 02.02.1998 aufgeführt 
sind. 
 
3.2.4.2 – EINHALTUNG DER GRENZWERTE 
 
Die in diesem Artikel angegebenen Grenzwerte sind für durchschnittliche Messungen, 
Probenahmen und Analysen vorgeschrieben, die über eine Dauer durchgeführt werden, die 
von den technischen Daten des Gerätes und den Eigenschaften des Schadstoffs abhängen; 
sie beträgt etwa eine halbe Stunde. 
 
Im Fall der ständigen Eigenüberwachung (wenigstens eine repräsentative Messung pro Tag) 
können – außer bei gegenteiliger Angabe – 10% der Reihe der Messergebnisse die 
vorgeschriebenen Grenzwerte überschreiten, sie dürfen jedoch das Doppelte dieser Werte 
nicht übersteigen. Diese 10% werden auf einer Basis von 24 Stunden berechnet. 
 
Im Fall punktueller Probenahmen darf kein Messergebnis das Doppelte des 
vorgeschriebenen Grenzwertes überschreiten. 
 
Außer wenn dies für den Schutz des Luftvorwärmers der thermischen Oxidationsanlage 
unbedingt notwendig ist, ist die Verdünnung der Ableitungen untersagt. In keinem Fall darf 
sie ein Mittel darstellen, um die oben angegebenen Grenzwerte einzuhalten. 
 

Artikel 3.2.5 – ERGÄNZENDE BESTIMMUNGEN FÜR VOC 
 
3.2.5.1 – ART DER VERWENDETEN VOC 
 
Der Betreiber verwendet keine gefährlichen Stoffe (insbesondere keine Stoffe oder 
Gemische, denen aufgrund ihres Gehaltes an VOC, die als karzinogen, mutagen oder 
reproduktionstoxisch eingestuft sind, die Gefahrenhinweise H340, H350, H350i, H360D oder 
H360F zugeordnet werden oder die mit diesen Hinweisen zu kennzeichnen sind). 
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3.2.5.2 – ANFAHR- UND ABSCHALTPHASEN 
 
Der Betreiber trifft alle notwendigen Vorkehrungen, um die VOC-Emissionen bei Anfahr- und 
Abschaltmaßnahmen zu verringern. Insbesondere werden die gefassten Ableitungen in 
Übereinstimmung mit Punkt 3.2.5.3. behandelt, auch während dieser Phasen (außer in 
Störungssituationen gemäß der Definition unter Punkt 3.2.5.4.). 
 
3.2.5.3 – BEHANDLUNG DER ATMOSPHÄRISCHEN ABLEITUNGEN – 

THERMISCHE OXIDATIONSANLAGE 
 
Die Behälter, Belade-/Entladevorrichtungen und andere Prozessausrüstungen, die VOC oder 
geruchsaktive Moleküle enthalten und/oder diese ableiten können, werden 
zusammengefasst und über 2 Abzugsnetze an eine Behandlungseinheit für Abgase 
angeschlossen:  
● Netz der Luftabzüge für Abluft organischen Ursprungs unter Luft, 
● Netz der Luftabzüge für Abluft organischen Ursprungs unter Stickstoff und Abzüge für 

Abluft biologischen Ursprungs. 
 
Diese Behandlungseinheit für Schadstoff- und/oder Geruchsemissionen besteht aus einer 
thermischen Oxidationsanlage, deren Schornstein der Ausstoßpunkt Nr. 1 ist, der in Artikel 
3.2.2. dieses Erlasses beschrieben wird. 
 
Ein Plan der Behandlungsnetze für Gase zusammen mit einer Liste, in der für jedes 
Abzugsnetz die angeschlossenen Ausrüstungen angegeben sind, wird in das 
Umweltmanagementsystem aufgenommen und der Inspektion für überwachungsbedürftige 
Anlagen zur Einsicht zur Verfügung gehalten. 
 
Die Sammler, die die gasförmigen COV-Ableitungen transportieren, stehen unter leichtem 
Unterdruck, um eine Entweichung ins Freie zu verhindern. 
 
Die thermische Oxidationsanlage wird mit Erdgas betrieben, um die Verbrennung einzuleiten 
und um bei Bedarf das Gemisch anzureichern, damit eine vollständige Verbrennung 
sichergestellt wird. 
 
Die thermische Oxidationsanlage besitzt „Low NOx“-Brenner. 
 
Der Betreiber prüft die Möglichkeit, eine Vorrichtung zur sekundären Energierückgewinnung 
zu installieren, die an die thermische Oxidationsanlage angeschlossen wird. Einmal jährlich 
unterrichtet er die Inspektion über das Ergebnis seiner Untersuchungen. 
 
Die Reinigungsleistung der thermischen Oxidationsanlage liegt bei über 98%. 
 
Der Betreiber ergreift alle Vorkehrungen, um eine maximale Verfügbarkeit und 
Zuverlässigkeit der Ausrüstung sicherzustellen, insbesondere: 
● müssen die Abzugsgebläse für die Abzugsnetze, die Verbrennungsluft und die Kühlluft 

bei Stromunterbrechung abgesichert werden; 
● muss bei einem Ausfall des EDV-Steuerungs- und Leitsystems die Steuerbrücke 

elektrisch und autonom abgesichert werden; 
● muss an jedem Abzugsnetz vor dem Gebläse ein Kondensatbehälter installiert sein, der 

das Eindringen von Tröpfchen in das Gebläse und die Brennkammer verhindert. 
 
3.2.5.4 – MANAGEMENT VON STÖRUNGSSITUATIONEN 
 
An jedes der 2 unter Punkt 3.2.5.3. genannten Netze ist eine Leitung zur Umgehung des 
Abzugsgebläses und der thermischen Oxidationsanlage für den Fall angeschlossen, dass an 
der einen und/oder anderen dieser Ausrüstungen eine Funktionsstörung auftritt oder im 
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Sammelnetz für die Abluft biologischen und organischen Ursprungs unter Stickstoff 
Sauerstoff vorhanden ist. Mit einem Absperrventil an jeder dieser Bypass-Leitungen können 
sie im Normalbetrieb getrennt werden. Diese beiden Bypass-Leitungen sind mit dem 
Schornstein verbunden, dessen Daten in Artikel 3.2.2. angegeben sind, und sie sind so 
auszulegen, dass die Bestimmungen von Artikel 3.2.1. erfüllt werden. 
 
In Anwendung der Bestimmungen von Artikel 3.1.1. gilt für den Fall, dass die Behandlung 
der Abluft nicht mehr funktioniert, Folgendes: 
● Die Herstellungsstufen hinter der Fermentierung werden abgeschaltet. 
● Der Betreiber versetzt die Abluftbehandlung so schnell wie möglich wieder in einen 

funktionsfähigen Zustand. 
● Der Betreiber nimmt die Eintragungen in dem Register vor, das in dem genannten Artikel 

vorgeschrieben ist. 
● In diesem Register gibt er ebenfalls die Dauer, während der die Abluft über die Bypass-

Leitungen in die Atmosphäre abgeleitet wird, und den Prozesszustand (Situation der 
Fermenter) sowie den Durchsatz der Ableitungen an.  

 
Außerdem sorgt der Betreiber dafür, dass die im Rahmen von Artikel 3.4.2. vorgesehenen 
Vorkehrungen getroffen werden. 
 
Ein Reflex-Datenblatt (oder ein anderes Dokument) gibt die Vorkehrungen an, die in einer 
solchen Störsituation zu treffen sind. 
 
3.2.5.5 – SONSTIGE MASSNAHMEN ZUR VOC-VERRINGERUNG 
 
Der Betreiber setzt die besten verfügbaren Techniken (BVT) ein, um diffuse VOC-
Emissionen zu reduzieren. 
 
Insbesondere: 
● Begrenzte Anzahl von Anschlüssen und Quellen für diffuse Emissionen. 
● Bei Belade-/Entladearbeiten erfolgt ein Dampfausgleich, und die Dämpfe werden 

aufgefangen und in der thermischen Oxidationsanlage behandelt. 
● Auswahl von Material mit hoher Integrität; insbesondere besitzen die Pumpen, die 

benutzt werden, wenn es sich bei dem transportierten Medium um VOC handelt, einen 
Magnetantrieb. 

● Die verwendeten Materialien und Dichtungen werden wegen ihrer hohen 
Korrosionsbeständigkeit und ihrer hohen Beständigkeit gegen chemische Angriffe 
ausgewählt. 

● Bei Ausrüstungen, die diffuse Emissionen verursachen können, wird vor ihrer 
Inbetriebnahme ein Verfahren der Dichtheitskontrolle durchgeführt. 

● Keine Produktlagerung unter Druck. Nur bestimmte Lagerbereiche werden unter 
niedrigem Stickstoffdruck gehalten. Die Liste dieser Lagerbereiche wird in das 
Umweltmanagementsystem aufgenommen und der Inspektion für 
überwachungsbedürftige Anlagen zur Einsicht zur Verfügung gehalten. 

● Der Instandhaltungsplan für den Standort beinhaltet einen Abschnitt Kontrolle, 
Überprüfung und präventiver Austausch von Elementen, die diffuse Emissionen 
verursachen können (Programm zur Ortung und Reparatur von Leckagen LDAR). 

 
Außerdem werden am Standort keine Lösungsmittel gelagert oder verwendet. 
 
 

KAPITEL 3.3 – EIGENÜBERWACHUNG DER ABLEITUNGEN IN DIE ATMOSPHÄRE 
 

Artikel 3.3.1 – ÜBERWACHUNG DER LUFTEMISSIONEN 
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Die Eigenüberwachung der gefassten und diffusen Luftemissionen und der 
Geruchsemissionen wird entsprechend dem Programm zur Eigenüberwachung durchgeführt, 
das vom Betreiber in Anwendung von Artikel 2.8.1. des vorliegenden Erlasses und unter 
Beachtung der Bestimmungen dieses Kapitels ausgearbeitet wird. 
 
Außerdem lässt der Betreiber wenigstens einmal pro Jahr Vergleichsmessungen, wie in 
Artikel 2.8.2. dieses Erlasses beschrieben, an allen im vorliegenden Erlass festgelegten 
Ausstoßpunkten durchführen, die sich auf alle gesetzlich geregelten Parameter erstrecken. 
Diese Messungen werden von einer Stelle durchgeführt, die nach Maßgabe der 
Bestimmungen des oben erwähnten Ministerialerlasses vom 11. März 2010 zugelassen ist, 
und der Betreiber vergewissert sich, dass die Bestimmungen der Anhänge II und IV des 
genannten Ministerialerlasses vom 11. März 2010 erfüllt sind. 
 
Artikel 3.3.2 – SPEZIIERUNG UND QUANTIFIZIERUNG DER VOC IN DEN 

GEFASSTEN ABLEITUNGEN 
 
3.3.2.1 – IM NORMALBETRIEB 
 
Spätestens 12 Monate nach der ersten Inbetriebnahme der Anlagen wird eine Speziierung 
und Quantifizierung der VOC, die in den Ableitungen des Schornsteins der thermischen 
Oxidationsanlage enthalten sind, unter repräsentativen Bedingung des Normalbetriebs der 
Anlagen durchgeführt und an die Inspektion für überwachungsbedürftige Anlagen übermittelt. 
Diese Analysen müssen es insbesondere ermöglichen, die verschiedenen eventuell 
vorhandenen VOC zu identifizieren und zu quantifizieren, die unter die Anhänge III und IV 
des oben erwähnten geänderten Ministerialerlasses vom 02. Februar 1998 fallen. 
 
3.3.2.2 – IM STÖRUNGSBETRIEB 
 
Um die im Störungsbetrieb emittierten Ströme zu charakterisieren, wird spätestens 12 
Monate nach der ersten Inbetriebnahme der Anlagen eine Speziierung und Quantifizierung 
der VOC in den Ableitungen, die über die Bypass-Leitungen der thermischen 
Oxidationsanlage abgeleitet werden, durchgeführt und an die Inspektion für 
überwachungsbedürftige Anlagen übermittelt. Diese Analysen müssen es insbesondere 
ermöglichen, die verschiedenen eventuell vorhandenen VOC zu identifizieren und zu 
quantifizieren, die unter die Anhänge III und IV des oben erwähnten geänderten 
Ministerialerlasses vom 02. Februar 1998 fallen. Es muss eine ausreichend große Anzahl 
von Analysen durchgeführt werden, um die verschiedenen möglichen Zusammensetzungen 
der Ableitungen abzudecken, insbesondere im Hinblick auf die verschiedenen Phasen der 
Fermentationszyklen. 
 
Zu diesem Zweck ist an jedem Abzugsnetz vor der Oxidationsanlage oder an der 
zugehörigen Bypass-Leitung eine Messöffnung vorzusehen, um die Normen für die 
Durchführung der Luftanalysen einzuhalten, die in Anhang I des oben erwähnten 
Ministerialerlasses vom 07. Juli 2009 erwähnt sind. 
 
Artikel 3.3.3 – CHLORIERTE VERBINDUNGEN – ANALYSE VON DIOXINEN, 

FURANEN UND PCB 
 
Im Rahmen der Speziierung und Quantifizierung der VOC in den Ableitungen, die unter 
Punkt 3.3.2.1. vorgesehen sind, werden ebenfalls Dioxine, Furane und PCB analysiert. 
 
Die Ergebnisse werden kommentiert und an die Inspektion für überwachungsbedürftige 
Anlagen übermittelt. 
 
Artikel 3.3.4 – ÜBERWACHUNG DER DIFFUSEN EMISSIONEN UND VERRINGERUNG 
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Die diffusen VOC-Luftemissionen werden wenigstens einmal pro Jahr in Übereinstimmung 
mit der fünften besten verfügbaren Technik (BVT 5) des oben erwähnten 
Durchführungsbeschlusses (EU) 2016/902 der Kommission vom 30. Mai 2016 beurteilt. 
 
Diese regelmäßige Beurteilung wird kommentiert und an die Inspektion für 
überwachungsbedürftige Anlagen übermittelt. Wenn sie zeigt, dass Abschnitte 
schadstoffhaltige, toxische und/oder geruchsaktive Gasemissionen verursachen können, 
unternimmt der Betreiber insbesondere Folgendes: 
● Er aktualisiert die Studie zu den Gesundheitsrisiken (siehe Artikel 3.3.5.). 
● Er schlägt Maßnahmen vor, um eventuelle Lecks zu orten und um sie gegebenenfalls zu 

beseitigen oder zumindest zu reduzieren. 
 
Artikel 3.3.5 – AKTUALISIERUNG DER BEURTEILUNG DER GESUNDHEITLICHEN 

RISIKEN 
 
Spätestens 12 Monate nach der ersten Inbetriebnahme der Anlagen übermittelt der Betreiber 
an die Inspektion eine Aktualisierung der Beurteilung der Gesundheitsrisiken, die die 
Ergebnisse der Analysen und Beurteilungen berücksichtigt, die in Anwendung der Artikel 
dieses Kapitels durchgeführt wurden. 
 
 

KAPITEL 3.4 – GERÜCHE 
 

Artikel 3.4.1 – ALLGEMEINE VORSCHRIFTEN 
 
Es sind die erforderlichen Vorkehrungen zu treffen, damit vom Betrieb keine geruchsaktiven 
Gase ausgehen, die eine Belästigung für die Nachbarschaft, eine Beeinträchtigung der 
Gesundheit und der öffentlichen Sicherheit darstellen können. 
 
Artikel 3.4.2 – PLAN ZUM GERUCHSMANAGEMENT 
 
Das Umweltmanagementsystem, das in Artikel 2.1.2. des vorliegenden Erlasses erwähnt ist, 
enthält einen Plan zum Geruchsmanagement, der insbesondere Folgendes beinhaltet: 
- ein Messprogramm, die zugehörigen Protokolle und Zeitpläne, 
- ein Protokoll der Geruchsüberwachung, 
- ein Protokoll der zu ergreifenden Maßnahmen, um die aufgezeigten Geruchsprobleme 

zu managen, 
- ein Programm zur Vermeidung und Verringerung von Gerüchen, um die 

Geruchsquellen(n) zu identifizieren, die Geruchsexposition der Anwohner zu messen 
oder zu schätzen, die Beiträge der Quellen zu charakterisieren und Maßnahmen zur 
Prävention und/oder Verringerung im Fall wahrscheinlicher oder nachgewiesener 
Belästigungen zu ergreifen. 

 
Gegebenenfalls wird die Geruchsüberwachung entsprechend der 6. besten verfügbaren 
Technik (BVT 6) des Durchführungsbeschlusses (EU) 2016/902 der Kommission vom 30. 
Mai 2016 durchgeführt. 
 
Eventuelle Anfragen oder Beschwerden betroffener Parteien werden im Rahmen des 
Umweltmanagementsystems bearbeitet. 
 
Für den Fall der Identifizierung besonderer Situationen, die Geruchsbelästigungen für die 
Anwohner verursachen können, sieht das Umweltmanagementsystem außerdem die 
Einrichtung eines Verfahrens zur Alarmierung der Rathäuser, benachbarten 
Industrieunternehmen und betroffenen Verwaltungen vor, gegebenenfalls einschließlich der 
beteiligten Parteien in Deutschland. Dieses Alarmsystem kann in das allgemeine 
Alarmverfahren integriert werden, das auf der Ebene der oben erwähnten 
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Wirtschaftsplattform gemanagt wird, jedoch unter dem Vorbehalt, dass die oben aufgeführten 
Vorschriften ebenso beachtet werden und das Umweltmanagementsystem Angaben enthält, 
wie die Verbindung zwischen dem Betreiber und dem allgemeinen System der Plattform 
gemanagt wird. 
 
Dieses Alarmverfahren entbindet den Betreiber jedoch nicht von der Verpflichtung, im 
Vorfeld alle Maßnahmen zur Vermeidung dieser Belästigungen zu ergreifen. 
 
Artikel 3.4.3 – VERMEIDUNG UND VERRINGERUNG VON GERÜCHEN 
 
Die unter Punkt 3.2.5.3. des vorliegenden Erlasses beschriebene thermische 
Oxidationsanlage behandelt entsprechend den Bestimmungen dieses Kapitels die 
Prozessabgase aus den Lagerbereichen, die Gerüche erzeugen können. 
 
Die Zuckerrübenpulpe wird in Ballen gelagert, die mit einer Kunststofffolie hermetisch 
umwickelt sind. Die Ballen werden mit einem Hubstapler befördert, der mit einer 
Spezialvorrichtung ausgerüstet ist, um die Ballen nicht zu perforieren. Wenn ein Ballen 
perforiert ist oder trotz allem perforiert wird, wird er vorrangig in die Verladeeinheit 
transportiert. 
 
Die Umwicklung der Zuckerrübenpulpe kann am Standort erfolgen, wenn der Lieferant nicht 
in der Lage ist, sie bereits umwickelt zu liefern. In diesem Fall wird dieser Vorgang einmal 
pro Jahr und für einen Zeitraum von höchstens 5 Tagen durchgeführt. Die Umwicklung ist 
während der Nacht (von 20.00 Uhr bis 6.00 Uhr) und an Wochenenden untersagt. Mit 
Ausnahme des LKWs, der von der laufenden Umwicklung betroffen ist, ist die Anwesenheit 
jedes anderen LKWs für Zuckerrübenpulpe am Standort verboten. 
 
Gemäß den Bestimmungen von Punkt 3.1.4.2. des vorliegenden Erlasses werden die 
Arbeiten im Zusammenhang mit den Düngemitteln (Trocknung, Verpackung) im Inneren 
eines geschlossenen Gebäudes durchgeführt, und im Freien dürfen Düngemittel nur in 
dichten Big-Bags verpackt auf der hierfür eingerichteten Plattform gelagert werden. 
 
Artikel 3.4.4 – GERÜCHE – GRENZWERTE 
 
Unbeschadet der Bestimmungen dieses Artikels darf der Geruchsdurchsatz der Gase, die 
von allen gefassten, fassbaren und diffusen Geruchsquellen im Unternehmen in die 
Atmosphäre abgeleitet werden, den folgenden Grenzwert nicht überschreiten: 1.771,3.106 
uoE/h. 
 
 

 
ABSCHNITT 4 – SCHUTZ DER WASSERRESSOURCEN UND DER GEWÄSSER 

 
KAPITEL 4.1 – VEREINBARKEIT MIT DEN QUALITÄTSZIELEN FÜR DIE UMWELT 
 
Artikel 4.1.1 - VEREINBARKEIT MIT DEN QUALITÄTSZIELEN FÜR DIE UMWELT 
 
Die Errichtung und der Betrieb der Anlage sind mit den qualitativen und quantitativen 
Vorgaben für Gewässer entsprechend Abschnitt IV Artikel L.212-1 frz. Umweltgesetzbuch 
vereinbar. Sie sind ferner mit den Bestimmungen des übergeordneten Raum- und 
Gewässerordnungsplans (SDAGE) des Rhein-Maas-Beckens und des Raum- und 
Gewässerordnungsplans (SAGE) des Kohlebeckens vereinbar. 
 
Die Planung und der Betrieb der Anlage ermöglichen eine Begrenzung des 
Wasserverbrauchs und des Schmutzwassers. 
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KAPITEL 4.2 – WASSERENTNAHMEN UND -VERBRAUCH 
 
Artikel 4.2.1 – URSPRUNG DER WASSERVERSORGUNG UND DES VERBRAUCHS 
 
Der Betreiber ergreift bei der Planung und beim Betrieb alle erforderlichen Maßnahmen, um 
die Wasserbewegungen zu begrenzen. Insbesondere ist die Kühlung im offenen Kreislauf 
verboten. 
 
Wasserentnahmen, die nichts mit Brandbekämpfung oder Rettungsübungen zu tun haben, 
sind in folgenden Mengen zulässig: 
 
VERTRAULICHE ÜBERSICHT 
 
Der Versorgung mit Wasser beliebigen Ursprungs über von Dritten betriebene Netze ist 
Gegenstand schriftlicher Vereinbarungen, die der Aufsichtsbehörde für als 
umweltgefährdend eingestufte Anlagen zur Verfügung gehalten werden. 
 
Der in der Übersicht im vorliegenden Artikel angegebene Höchstverbrauch kann nach dem 
ersten Betriebsjahr der Anlagen auf begründeten Antrag des Betreibers und vorbehaltlich der 
Einwilligung der Betreiber der betroffenen Netze geändert werden. 
 
Artikel 4.2.2- SENKUNG DES WASSERVERBRAUCHS – RECYCLING-KREISLÄUFE 
 
Der Betreiber ergreift alle notwendigen Maßnahmen, um seinen Wasserverbrauch zu 
begrenzen. 
 
Insbesondere wird ein System für die Rückführung der Kondensate aus der 
Säurekonzentration in das Verfahren eingerichtet, damit die Kondensate in allen Anlagen 
wiederverwendet werden können, die mit der Verwendung von Wasser kompatibel sind, das 
Säurespuren enthält. Die Verwendung von Rohwasser aus dem Netz für das Verfahren ist 
begrenzt auf: 
• vorläufige Systeme, für die die Konzentrationsanlage nicht in Betrieb ist (Anlaufphase), 
• punktuelle Ergänzungen für die Erneuerung des Wassers im Kreislauf. 
 
Neben den vorstehend genannten Prozesskondensaten werden in den Bioreaktoren auch 
andere kompatible Prozessabwässer recycelt (Spülwasser, Transportwasser, Rückstände 
aus Vakuumpumpen usw.). 
 
Ferner wird das Wasser aus der Destillationsanlage zwischen den Fermentations- und den 
Konzentrationseinheiten auch in das Verfahren zurückgeführt. 
 
Artikel 4.2.3 – LÖSCHWASSERNETZ 
 
Die Nutzung des Löschwassernetzes ist ausschließlich Schadenfällen und Rettungsübungen 
sowie Instandhaltungs- und Frostschutzarbeiten am Netz vorbehalten. 
 
Artikel 4.2.4 – BESTIMMUNGEN FÜR KRITISCHE HYDROLOGISCHE SITUATIONEN 
(TROCKENHEIT) 
 
4.2.4.1 – ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN 
 
Der Betreiber ergreift bei Eintreten einer kritischen Situation, einer Alarm- oder 
Krisensituation gemäß Verordnung des Präfekten Nr. 2020_DDT SABE_EAU 74 zur 
Festlegung von Rahmenbedingungen für die Ergreifung von Maßnahmen zur Begrenzung 
oder vorübergehenden Aussetzung der Wasserverwendung im Departement Moselle bei 
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Trockenheit alle Maßnahmen, die auf eine Absenkung der Wasserentnahmen abzielen, 
und/oder Maßnahmen zur Begrenzung der Folgen von Ableitungen in die Umgebung. 
 
4.2.4.2 – ÜBERSCHREITEN DER ALARMSCHWELLE 
 
Bei Überschreiten der Alarmschwelle müssen die nachstehenden Maßnahmen ergriffen 
werden: 
 
• verstärkte Aufklärung der Mitarbeiter über Wassereinsparungen; 
• verstärkte Aufklärung der Mitarbeiter über die Risiken in Verbindung mit der Handhabung 
giftiger Produkte, die zu Wasserverschmutzung führen können; 
• Verbot des Waschens der Fahrzeuge des Standortes; 
• Verbot der Reinigung der Umgebung der Produktionsanlagen mit klarem Wasser; 
• Aufschub der regelmäßigen Wartungsvorgänge, bei denen Wasserressourcen genutzt 
werden; 
• Verbot von Brandschutzübungen, bei denen große Wassermengen verbraucht werden. 
 
Diese Maßnahmen werden unter vorrangiger Einhaltung der Sicherheitsregeln ergriffen. 
 
Der Betreiber legt der Aufsichtsbehörde für als umweltgefährdend eingestufte Anlagen 
innerhalb einer Frist von einer Woche ab Überschreitung der Alarmschwelle einen Bericht 
mit folgenden Informationen vor: 
• effektive Wasserentnahmen im Normalbetrieb im Vergleich zu den laut Verordnung des 
Präfekten zulässigen Entnahmemengen; 
• Ableitungen (in % der Entnahmemenge), Ableitungsort (falls anders als Entnahmeort); 
• erforderliche Mindestmenge zur Sicherstellung des normalen Standortbetriebs; 
• Menge im Notbetrieb; 
• Sicherheitsmenge, falls vorhanden; 
• Betriebsunterbrechung im Sommer, beispielsweise urlaubsbedingt; 
 
Die Mengenangaben belaufen sich auf m3/Tag bzw. m3/Stunde mit der Anzahl der 
Ableitungsstunden pro Tag. Der Betreiber kann diese Angaben um weitere Informationen 
ergänzen, die er als relevant erachtet, um die Auswirkungen auf die Gewässer zu bewerten. 
 
Der Betreiber schlägt in seinem Bericht zum einen Maßnahmen zur Absenkung des 
Wasserverbrauchs (Recycling von Reinigungswasser, Änderung bestimmter Betriebsformen 
usw.) und zum anderen Vorkehrungen zur Begrenzung der Folgen seiner wässrigen 
Ableitungen bei Auslösung der erhöhten Alarmschwelle vor (Begrenzung der 
Ableitungsmengen oder vorübergehende Zurückhaltung der Ableitungen usw.). 
 
4.2.4.3 – ÜBERSCHREITUNG DER ERHÖHTEN ALARMSCHWELLE 
 
Bei Überschreitung der erhöhten Alarmschwelle verstärkt der Betreiber die bei der 
Überschreitung der Alarmschwelle ergriffenen Maßnahmen (siehe Punkt 4.4.2). 
 
Darüber hinaus ergreift der Betreiber Maßnahmen zur Absenkung des Wasserverbrauchs 
sowie Vorkehrungen zur Begrenzung der Folgen seiner wässrigen Ableitungen, die in 
Anwendung von Punkt 4.24.2 vorgeschlagen werden, ungeachtet aller weiteren 
Maßnahmen, die vom Präfekten verlangt werden können. Diese Maßnahmen können 
graduell ausgehend vom Ernst der Lage umgesetzt werden. 
 
4.2.4.4 – ÜBERSCHREITUNG DER KRISENSCHWELLE 
 
Bei Überschreitung der Krisenschwelle verstärkt der Betreiber die bei Überschreitung der 
erhöhten Alarmschwelle ergriffenen Maßnahmen (siehe Punkt 4.2.4.3), ungeachtet aller 
weiteren Maßnahmen, die vom Präfekten ergriffen werden können. 
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4.2.4.5 – EMPFANGS- UND UMSETZUNGSBESTÄTIGUNG DER MASSNAHMEN 
 
Der Betreiber bestätigt der Aufsichtsbehörde für als umweltgefährdend eingestufte Anlagen 
den Erhalt der Information über die Entscheidung eines Alarmzustandes oder eines 
verstärkten Alarmzustandes oder einer Krisensituation durch die Präfektur und bestätigt die 
Ergreifung der vorstehend in Punkt 4.2.4.2, 4.2.4.3 und 4.4.4 vorgesehenen Maßnahmen. 
 
4.2.4.6 – BILANZ 
 
Nach jeder Beendigung eines Alarmzustands erstellt der Betreiber eine Umweltbilanz über 
die Anwendung der ergriffenen Maßnahmen. 
Sie enthält quantitative Angaben zu den Absenkungen der Wasserentnahmen und/oder zur 
Abmilderung der Folgen der Ableitungen und wird innerhalb eines Monats an die zuständige 
Behörde weitergeleitet. 
 
KAPITEL 4.3 – ERFASSUNG FLÜSSIGER ABLEITUNGEN 
 
Artikel 4.3.1 – ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN 
 
Alle wässrigen Ableitungen werden kanalisiert. 
 
Jede flüssige Ableitung, die in der vorliegenden Verordnung nicht vorgesehen ist oder ihre 
Bestimmungen nicht erfüllt, ist verboten. 
 
Mit Ausnahme von Zwischenfällen, bei denen die Sicherheit von Menschen oder Anlagen 
gefährdet ist, dürfen keine direkten Verbindungen zwischen den Erfassungsnetzen für 
Ableitungen, die behandelt oder vernichtet werden sollen, und der Umgebung errichtet 
werden. 
 
Die Abwassernetze ermöglichen eine Trennung der verschiedenen Abwasserkategorien und 
insbesondere des effektiven oder vermeintlichen Schmutzwassers vom nicht verschmutzten 
Wasser. 
 
Artikel 4.3.2 NETZPLAN 
 
Ein Plan für sämtliche Netze und ein Plan der Abwasserkanäle werden vom Betreiber 
erstellt, regelmäßig aktualisiert, insbesondere nach jeder nennenswerten Änderung, und 
datiert. Sie werden der Aufsichtsbehörde für als umweltgefährdend eingestufte Anlagen 
sowie den Brandschutz- und Rettungsstellen zur Verfügung gehalten. 
 
Der Plan für die Versorgungs- und Erfassungsnetze enthält insbesondere folgende Angaben: 

- Herkunft und Verteilung des Versorgungswassers, 
- Vorkehrungen zum Schutz der Versorgung (Trennungsbehälter, Anordnung der 

Rohrtrenner oder jedes anderen Systems, das eine Abtrennung der Versorgung 
ermöglicht), 

- Erfassungsabschnitte und verbundene Netze, 
- Bauten beliebiger Art (Ventile, Zähler usw.), 
- Interne Klärwerke mit Kontroll- und Ableitungsstellen beliebiger Art (intern oder in die 

Umgebung). 
 
Artikel 4.3.3 – INSTANDHALTUNG UND ÜBERWACHUNG 
 
Die Netze für die Erfassung wässriger Ableitungen werden so geplant und angeordnet, dass 
sie gesäubert werden können, dicht sind und langfristig den physikalischen und chemischen 
Wirkungen der Ableitungen oder Stoffe standhalten, die durch sie hindurch geleitet werden. 



 38 

 
Der Betreiber muss anhand geeigneter vorbeugender Kontrollen den einwandfreien Zustand 
und die Dichtheit des Netzes, für das er verantwortlich ist, sicherstellen. 
 
Die verschiedenen zugänglichen Rohre werden entsprechend den geltenden Regeln 
markiert. 
 
Artikel 4.3.4 – SCHUTZ DER BETRIEBSINTERNEN NETZE 
 
Die aus den Anlagen stammenden wässrigen Ableitungen dürfen die Abwassernetze nicht 
belasten und keine giftigen oder brennbaren Stoffe in diese Abwassernetze einleiten, 
eventuell vermischt mit anderen Ableitungen.  
 
Die Auffangrohre, in denen sich mit brennbaren Flüssigkeiten verschmutztes Wasser 
befindet oder befinden kann, sind mit effizienten Schutzvorrichtungen gegen die Gefahr einer 
Flammenausbreitung ausgestattet und verfügen über ein Netz mit Explosimetern. 
Insbesondere die mit dem in Punkt 4.4.3.6 genannten Industriebecken verbundenen Gruben 
verfügen vor der Verbindung mit dem Auffangrohr über einen Brandschutzsiphon. 
 
Durch die internen Abwassernetze des Standortes bis zur Verbindung mit dem Knotenpunkt 
Nord fließen keine Abwässer aus einem externen Sammelnetz oder von einem anderen 
Industriestandort. 
 
Artikel 4.3.5 – SCHUTZ DER EXTERNEN NETZE UND DER UMGEBUNG 
 
4.3.5.1 – ISOLIERUNG GEGENÜBER DER UMGEBUNG 
 
Es werden alle erforderlichen Maßnahmen ergriffen, um die Abwassernetze des Standortes 
beim Auslaufen von möglicherweise verschmutztem Wasser bei einem Unfall oder 
Zwischenfall (unbeabsichtigtes Auslaufen, Löschwasser bei einem Brand usw.) von der 
Umgebung zu isolieren (Wassermasse „Rosselle 2“). Diese Maßnahmen können auf Ebene 
des Gewerbegebiets verwaltet werden, dem der Betreiber angehört. 
 
4.3.5.2 – SCHUTZ DER VERSORGUNGSNETZE 
 
Es werden ein oder mehrere Trennbehälter oder Rohrtrenner oder andere Ausrüstungen mit 
vergleichbarer Sicherheit eingerichtet, um die Industriewassernetze zu isolieren und jeden 
Rückfluss oder Vermischung in den Versorgungsnetzen sowie zwischen den verschiedenen 
Versorgungsnetzen untereinander zu vermeiden. 
 
KAPITEL 4.4 – ART DER ABWÄSSER, KLÄRANLAGEN UND MERKMALE BEI DER 
ABLEITUNG IN DIE UMGEBUNG 
 
Artikel 4.4.1 - IDENTIFIKATION DER ABWÄSSER 
 
Der Betreiber ist in der Lage, die folgenden Abwasserkategorien zu unterscheiden: 

- häusliche Abwässer: 
o Schwarzwasser (aus Toiletten) 
o Grauwasser (andere Arten häuslicher Abwässer); 

- möglicherweise verschmutztes Regenwasser: Rieselwasser von wasserabweisenden 
Flächen und Dächern bei Regen; 

- verschmutzte Industrieabwässer: 
o Verfahrensabwässer (Reinigung des Kreislaufs für Kondensat-Recycling) 
o Industrieabwässer aus Labors; 
o Reinigungswasser aus Kühlkreisläufen (Kühltürme); 

- Industrieabwässer nach interner Reinigung 
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- Schmutzwasser nach einem Unfall oder Zwischenfall, einschließlich Löschwasser 
- Vorbehandelte Industrieabwässer (s: Punkt 4.4.3.3). 

 
Artikel 4.4.2 – ERFASSUNG DER ABWÄSSER 
 
Die verschmutzten Abwässer enthalten keine Substanzen, die das reibungslose 
Funktionieren der Kläranlagen vor der Ableitung in die Umgebung (Wassermasse „Rosselle 
2“) behindern, unabhängig davon, ob es sich um standortinterne oder -externe Kläranlagen 
handelt. 
 
Es ist nicht zulässig, die Schadstoffkonzentrationen der wässrigen Ableitungen durch 
einfache Verdünnung zusätzlich zu denjenigen zu senken, die sich aus der 
Zusammenlegung der normalen Ableitungen ergeben oder die für den reibungslosen Betrieb 
der Kläranlagen erforderlich sind. 
 
Die direkte oder indirekte Einleitung wässriger Ableitungen in das Grundwasser oder in 
Oberflächengewässer die nicht unter die vorliegende Verordnung fallen, ist untersagt, selbst 
wenn sie behandelt sind. 
 
Artikel 4.4.3 – VERWALTUNG DER VERSCHIEDENEN ABWASSERKATEGORIEN 
 
4.4.3.1 – HÄUSLICHE ABWÄSSER – SCHWARZWASSER 
 
Häusliche Abwässer vom Typ Schwarzwasser werden im Einklang mit den geltenden 
Bestimmungen für die Entsorgung solcher Wasserarten behandelt. Das behandelte Wasser 
wird als Abfall in für ihre Aufnahme ordnungsgemäß befugten Anlagen entsorgt. 
 
4.4.3.2 - HÄUSLICHE ABWÄSSER – GRAUWASSER 
 
Häusliche Abwässer vom Typ Grauwasser werden über das Abwasserkanalisationsnetz in 
die Grube südlich des Standortes eingeleitet, von wo aus sie vorbehaltlich der 
Bestimmungen des vorliegenden Dokuments zur biologischen Kläranlage und danach zur 
von der Firma ARKEMA FRANCE betriebenen abschließenden Kläranlage weitergeleitet 
werden, bevor sie in die Umgebung ausgeleitet werden (Wassermasse „Rosselle 2“). 
 
4.4.3.3 – INDUSTRIEABWÄSSER AUS VERFAHREN UND LABOR 
 
Der Betreiber ergreift die erforderlichen Maßnahmen, um die Rückführung der 
Industrieabwässer in das Verfahren im Rahmen des Möglichen zu begünstigen und so die 
Menge der abgeleiteten Industrieabwässer zu reduzieren. 
 
Ammoniumhaltige Industrieabwässer (Reinigung des Recyclingnetzes für Kondensate) 
werden vor Ort vorbehandelt. 
 
Die gesamten Industrieabwässer (vorbehandeltes Reinigungswasser aus dem Recyclingnetz 
für Kondensate, nicht recyclingfähige Laborabwässer, Überläufe aus dem Behälter in der 
Ammoniumaufbereitungsanlage) werden durch das Netz für Prozessabwässer erfasst und in 
die Grube südlich des Standortes geleitet, von wo aus sie vorbehaltlich der Einhaltung der 
Bestimmungen des vorliegenden Dokuments in die biologische Kläranlage und dann in die 
abschließende Kläranlage geleitet werden, die von der Gesellschaft ARKEMA FRANCE 
betrieben werden, bevor sie schließlich in die Umgebung (Wassermasse „Rosselle 2“) 
abgeleitet werden. 
 
Der Betreiber ergreift alle erforderlichen Maßnahmen, damit die Merkmale der an die von der 
Gesellschaft ARKEMA FRANCE betriebene biologische Kläranlage weitergeleiteten 
Abwässer mit ihrem reibungslosen Betrieb vereinbar sind. Auf Bitten der Gesellschaft 
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ARKEMA FRANCE oder auf Bitten des Betreibers mit Einwilligung der Gesellschaft 
ARKEMA FRANCE ist der Betreiber befugt, seine Abwässer punktuell von der biologischen 
Anlage direkt an die abschließende Kläranlage zu leiten. 
 
Jede nennenswerte Änderung der Zusammensetzung der Abwässer ist Gegenstand einer 
vorherigen Information des Betreibers der biologischen Kläranlage, die von der Gesellschaft 
ARKEMA FRANCE betrieben wird. 
 
4.4.3.4 – REINIGUNGSWASSER AUS DEM KÜHLKREISLAUF 
 
Reinigungswasser aus dem Kühlkreislauf darf vorbehaltlich der Einhaltung der 
Bestimmungen des vorliegenden Abschnitts über den Knotenpunkt Nord an die 
abschließende Kläranlage geleitet werden, die von der Gesellschaft ARKEMA FRANCE 
betrieben wird, bevor es in die Umgebung (Wassermasse „Rosselle 2“) abgeleitet wird. 
 
Die Weiterleitung dieses Wassers an die von der Gesellschaft ARKEMA FRANCE 
betriebene biologische Kläranlage ist untersagt. 
 
4.4.3.5 – ANDERE ABWÄSSER 
 
Regenwasser von Straßen und Wegen sowie Dächern werden über die 
Abwasserkanalisation erfasst und in das Regenwassernetz des Standortes bis zum unter 
Punkt 4.4.3.6 genannten Industriebecken geleitet, wo sie bis zum täglichen Kontrollverfahren 
vor der Entleerung aufbewahrt werden. 
 
Dieses Becken erfasst zusätzlich zum vorgenannten Regenwasser durch Schwerkraft auch: 
 
• Wasser von sämtlichen wasserabweisenden Flächen (ohne individuelle Auffangbecken) 
des Standortes (z.B. Prozess-Bodenplatten), 
• den Überlauf der beiden versetzten unterirdischen Rückhaltegruben über ein ebenfalls 
unterirdisches Nord-Süd-Sammelrohr, 
• Löschwasser von Bränden oder jedes andere verschmutzte oder auf Grund eines 
Zwischenfalls oder Unfalls möglicherweise verschmutzte Wasser. 
 
Die Entsorgung des im Industriebecken erfassten Wassers sowie die Entsorgung von 
Regenwasser und eventuellem Ablaufwasser von den Bodenplatten, das in individuellen 
Auffangbecken und in den versetzten Gruben erfasst wurde, erfolgt im Einklang mit den 
Bestimmungen von Punkt 4.4.3.7. 
 
4.4.3.6 – INDUSTRIEBECKEN 
 
Ein Industriebecken (Gewitter- und Auffangbecken für Löschwasser) mit einer Nutzkapazität 
von mindestens 1.721 m3 befindet sich in der Nordostecke des Standortes. 
 
Das Becken ist mit einem Pegelstandsalarm ausgestattet. 
 
4.4.3.7 – ENTSORGUNG VON ABWÄSSERN AUS DEN AUFFANGKAPAZITÄTEN 
 
Zur Vermeidung unkontrollierter Emissionen bleibt das Entleerungsventil im Boden des 
Industriebeckens außerhalb der kontrollierten Entleerungsphasen geschlossen. Die offene 
oder geschlossene Position ist eindeutig feststellbar, auch von fern. 
 
Abgesehen von den versetzten Gruben T98200 und T98300 (für das Auffangen leicht 
entflammbarer unverpackter Fertigprodukte T98500 und die Bodenplatten der 
Arbeitsbühne/Abfüllanlage), die direkt mit dem Industriebecken verbunden sind, und dem 
Auffangbecken T98500, das direkt in die vorgenannte Grube T98200 abgeleitet wird, sind die 
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individuellen Auffangbecken und die versetzte Grube T98100 vollständig abgeschlossen und 
nicht miteinander verbunden. 
 
Der Betreiber trifft die erforderlichen Vorkehrungen und sieht geeignete Verfahren vor, um: 
 
• sicherzustellen, dass das Fassungsvermögen jeder Auffangkapazität jederzeit verfügbar ist, 
insbesondere nach Regenepisoden oder Zwischenfällen, 
• den Inhalt vor der Entleerung zu prüfen. Die Entleerung des Beckens erfolgt nach Kontrolle 
und Entscheidung über den Bestimmungszweck des Wassers unter den nachstehend 
festgelegten Bedingungen. Diese Bedingungen gelten ungeachtet der vorstehend in Artikel 
4.4.7 dieser Verordnung genannten Übereinkunft. 
 
Zur Festlegung des Bestimmungszwecks des im Industriebecken oder in den Auffangbecken 
und Gruben erfassten Abwassers werden Art und Qualität dieses Abwassers systematisch 
bewertet, gegebenenfalls ergänzt durch Analysen, deren Ergebnisse der Aufsichtsbehörde 
für als umweltgefährdend eingestufte Anlagen zur Verfügung gehalten werden. Diese 
Analysen sind nach Unfällen verpflichtend. 
 
Ausgehend von den Ergebnissen der durchgeführten Bewertung sowie gegebenenfalls der 
durchgeführten Analysen werden diese Abwässer: 
 

- wenn sie im Industriebecken erfasst wurden: 
o und keine Umweltverschmutzung festgestellt wurde, entweder nach Behandlung 
durch ein hinter dem Industriebecken gelegenes Vorklärbecken mit 
Kohlenwasserstoffabscheider zum Knotenpunkt Nord weitergeleitet, um in der von 
der Gesellschaft ARKEMA FRANCE betriebenen abschließenden Kläranlage 
behandelt zu werden, bevor sie in die Umgebung ausgeleitet werden (Wassermasse 
„Rosselle 2“); 
o oder als Abfall behandelt, abgepumpt und dann in die zu ihrer Aufnahme befugten 
Anlagen ausgeleitet; 

 
- wenn sie in den anderen Auffangbecken erfasst wurden, abgepumpt und: 

o wenn keine Umweltverschmutzung festgestellt wurde, entweder über das 
Regenwassernetz zum Knotenpunkt Nord weitergeleitet, um in der von der 
Gesellschaft ARKEMA FRANCE betriebenen abschließenden Kläranlage behandelt 
zu werden, bevor sie in die Umgebung ausgeleitet werden (Wassermasse „Rosselle 
2“); 
o oder, sofern ihre Merkmale dies zulassen, in das Industrieabwassernetz des 
Standortes geleitet; 
o oder, falls sie verschmutzt sind und nicht von den von der Gesellschaft ARKEMA 
FRANCE betriebenen Kläranlagen angenommen werden können, gelten sie als Abfall 
und werden abgepumpt und dann in die zu ihrer Aufnahme befugten Anlagen 
ausgeleitet. 

 
4.4.3.8 – ENTSORGUNG DER BEI EINEM UNFALL, EINER VERSCHMUTZUNG ODER 
PUNKTUELLEN SONDERVORGÄNGEN ENTSTANDENEN ABWÄSSER 
 
Bei einer Verschmutzung des Wassers durch den Betreiber müssen alle Vorkehrungen 
getroffen werden, um die festgestellte Störung zu beenden. Der Betreiber führt systematisch 
Qualitätskontrollen an dem möglicherweise durch den Betrieb verschmutzten Wasser durch. 
Die Ergebnisse dieser Kontrollen werden schnellstmöglich an die Aufsichtsbehörde für als 
umweltgefährdend eingestufte Anlagen weitergeleitet. 
 
Sollte trotz der Bestimmungen des vorliegenden Artikels ein ungewöhnliches Abwasser in 
die von der Gesellschaft ARKEMA France betriebenen Kläranlagen eingeleitet werden oder 
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eingeleitet worden sein, setzt der Betreiber die Gesellschaft ARKEMA France unverzüglich 
hiervon in Kenntnis. 
 
Artikel 4.4.4 – GERUCHSBEGRENZUNG 
 
Alle erforderlichen Vorkehrungen werden getroffen, um den Geruch aus der Erfassung und 
Behandlung der Abwässer zu begrenzen. Bei großflächigen potenziellen Geruchsquellen 
(Speicher- oder Klärbecken usw.), die schwer einzugrenzen sind, werden diese so angelegt, 
dass die Belästigung für die unmittelbare Umgebung begrenzt wird (Entfernung usw.). 
 
Auch werden die erforderlichen Vorkehrungen getroffen, um unter allen Umständen und mit 
Ausnahme von Anaerobieverfahren das Auftreten von Anaerobiekonditionen in den 
Speicher- oder Klärbecken sowie in offenen Kanälen zu vermeiden. Die Becken, Kanäle, 
Speicher- und Klärbecken für möglicherweise geruchsverursachende Schlämme werden im 
Rahmen des Möglichen abgedeckt und gegebenenfalls belüftet. 
 
Artikel 4.4.5 – VERWALTUNG DER BAUTEN: PLANUNG, BETRIEBSSTÖRUNGEN 
 
4.4.5.1 - PLANUNG 
 
Die Planung und Leistung der Behandlungs- oder Vorbehandlungsanlagen für wässrige 
Ableitungen ermöglichen die Einhaltung der in vorliegender Verordnung für die Ableitung 
vorgesehenen Grenzwerte. 
 
4.4.5.2 – NICHTVERFÜGBARKEIT ODER BETRIEBSSTÖRUNG 
 
Die Vorbehandlungs- und Behandlungsanlagen werden so gewartet, betrieben und 
überwacht, dass Nichtverfügbarkeitszeiträume auf ein Minimum beschränkt oder 
Schwankungen bei den Merkmalen des Rohwassers beseitigt werden (Durchflussmenge, 
Temperatur, Zusammensetzung usw.), einschließlich beim Anlaufen oder 
Außerbetriebsetzen der Anlagen. 
 
Kann eine Nichtverfügbarkeit oder eine Betriebsstörung der Behandlungsanlagen zu einer 
Überschreitung der in der vorliegenden Verordnung vorgesehenen Grenzwerte führen, 
ergreift der Betreiber die erforderlichen Maßnahmen, um die festgestellte Störung zu 
beenden, und informiert unverzüglich den Betreiber der biologischen und abschließenden 
Kläranlagen (Gesellschaft ARKEMA FRANCE). 
 
Artikel 4.4.6 – INSTANDHALTUNG UND LEITUNG DER KLÄRANLAGEN DES 
STANDORTES 
 
Die wichtigsten Parameter zur Sicherstellung des einwandfreien Betriebs der Kläranlagen für 
Abwässer werden regelmäßig gemessen und in ein Register eingetragen, das der 
Aufsichtsbehörde für als umweltgefährdend eingestufte Anlagen zur Verfügung gehalten 
wird. 
 
Für die Leitung der Anlagen ist kompetentes Personal mit entsprechender Aus- und 
Weiterbildung erforderlich. 
 
Es wird ein besonderes Register geführt, in dem alle Betriebszwischenfälle der Erfassungs-, 
Behandlungs-, Recycling- oder Ableitungsanlagen für das Wasser, die ergriffenen 
Abhilfemaßnahmen und die Ergebnisse der Maßnahmen und Qualitätskontrollen der 
Ableitungen erfasst werden, die durchgeführt werden. Dieses Register wird der 
Aufsichtsbehörde für als umweltgefährdend eingestufte Anlagen zur Verfügung gehalten. 
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Die Behandlungsanlagen werden vom Betreiber im Einklang mit einem 
Instandhaltungsprotokoll gewartet. Die Kontroll- und Reinigungsvorgänge der Anlagen 
erfolgen in geeigneten Abständen. 
 
Die Datenblätter für die Reinigung der Anlagen, die Konformitätsbescheinigung mit einer 
eventuellen Norm sowie die Behandlungsbescheinigungen der vernichteten oder verwerteten 
Abfälle werden der Aufsichtsbehörde für als umweltgefährdend eingestufte Anlagen zur 
Verfügung gehalten. 
 
Artikel 4.4.7- ABLEITUNGSPUNKTE UND ANSCHLUSSGENEHMIGUNG AN DIE VON 
DER GESELLSCHAFT ARKEMA FRANCE BETRIEBENEN ANLAGEN 
 
Alle direkten Ableitungen in die natürliche Umgebung sind verboten. 
 
Die internen Ableitungspunkte sind folgende: 
 

Name des 
Ableitungspunktes 

Grube Süd in 
Richtung biologische 

Kläranlage und 
danach 

abschließende 
Kläranlage 

Ausgang 
Vorklärbecken 

Kohlenwasserstoff-
abscheider in 

Richtung 
Knotenpunkt Nord 

TAR Entleerungen in 
Richtung 

Knotenpunkt Nord 
vor Mischung mit 

anderen Abwässern 

Lambert 93-
Koordinaten 

X: 971455.84 
Y: 6900889.25 

X: 971386.26 
Y: 6901077.60 

X: 971449.84 
Y: 6900940.52 

 
Die Behandlung des in die biologische Kläranlage und/oder die abschließende Kläranlage, 
die beide von der Gesellschaft ARKEMA FRANCE betrieben werden, geleiteten Wassers ist 
Gegenstand einer schriftlichen Übereinkunft zwischen Letztgenannter und der Gesellschaft 
AFYREN NEOXY. 
 
Diese Übereinkunft, die den Anschluss an die Kläranlagen genehmigt und die Bedingungen 
festlegt, die bedarfsgerecht aktualisiert werden müssen, wird der Aufsichtsbehörde für als 
umweltgefährdend eingestufte Anlagen zur Verfügung gehalten. 
 
Artikel 4.4.8 – PLANUNG, ANORDNUNG UND AUSRÜSTUNG DER 
ABLEITUNGSBAUTEN 
 
An jedem Ableitungspunkt gemäß Definition in Artikel 4.4.7 werden ein 
Probenentnahmepunkt und eine Messstelle vorgesehen. 
 
Diese Punkte werden so angelegt, dass sie leicht zugänglich sind und die umfassende 
Sicherheit der Interventionen gewährleisten. Auch müssen sämtliche Vorkehrungen getroffen 
werden, um die Interventionen externer Organisationen auf Verlangen der Aufsichtsbehörde 
für als umweltgefährdend eingestufte Anlagen zu erleichtern. 
 
Diese Punkte werden in einem Abschnitt angelegt, dessen Merkmale (Geradheit des 
vorgelagerten Rohrs, Qualität der Wände, Ablaufsystem usw.) die Durchführung 
repräsentativer Messungen und die Nutzung der hierfür erforderlichen Gerätschaften 
ermöglichen. Insbesondere muss sichergestellt werden, dass die Geschwindigkeit im 
Messabschnitt nicht durch Schwellen oder Hindernisse im nachgelagerten Bereich 
verlangsamt wird und dass das Abwasser dort ausreichend einheitlich ist. 
 
Die Systeme, die die kontinuierliche Entnahme ermöglichen, sind proportional zum 
Durchfluss über eine Dauer von 24 Stunden, verfügen über eine Aufzeichnungsmöglichkeit 
und ermöglichen die Aufbewahrung der Proben bei einer Temperatur von 4°C. 
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Artikel 4.4.9 – ALLGEMEINE MERKMALE DER GESAMTEN ABLEITUNGEN 
 
Die in den Knotenpunkt Nord abgeleiteten oder in Richtung der von der Gesellschaft 
ARKEMA FRANCE betriebenen biologischen Kläranlage geleiteten Abwässer müssen frei 
sein von: 
 
• Schwebstoffen, 
• Produkten, die in der Abwasserkanalisation oder in der Umgebung (Wassermasse 
„Rosselle 2“) direkt oder indirekt giftige, brennbare oder übelriechende Gase oder Dämpfe 
freisetzen können, 
• absetzbaren oder ausfällenden Produkten und Stoffen, die dem reibungslosen Betrieb der 
von der Gesellschaft ARKEMA FRANCE betriebenen Kläranlagen direkt oder indirekt 
schaden können, in die sie geleitet werden. 
 
Außerdem müssen die Abwässer folgende Merkmale aufweisen: 
 

- Temperatur < 30° C, 
- pH-Wert: zwischen 5,5 und 8,5. 

 
Artikel 4.4.10 – MERKMALE DER „PROZESS-ABWÄSSER“ 
 
4.4.10.1 - DURCHSATZ 
 
Die wässrigen Abwässer am Ausgang der in Artikel 4.4.7 der vorliegenden Verordnung 
festgelegten Grube im Süden des Standortes müssen folgende Grenzwerte einhalten: 
 
Der punktuelle Höchstdurchsatz beträgt 20 m3/Stunde. 
Der maximale Tagesdurchsatz beträgt 480 m3/Tag. 
Der durchschnittliche Monatsdurchsatz beträgt außerhalb von Wartungszeiträumen zur 
Entleerung eines Bioreaktors unter 181 m3/Tag. 
Die Anzahl der Wartungstage zur Entleerung eines Bioreaktors ist auf 14 in einem Jahr 
begrenzt. Die vorstehend angegebenen punktuellen und täglichen Höchstdurchsätze 
behalten auch während der Wartung zur Entleerung eines Bioreaktors ihre Gültigkeit. 
 
4.4.10.2 – EMISSIONSGRENZWERTE 
 
Die wässrigen Abwässer am Ausgang der in Artikel 4.4.7 der vorliegenden Verordnung 
festgelegten Grube im Süden des Standortes müssen die nachstehend in vier Tabellen 
festgelegten Grenzwerte einhalten, und zwar unabhängig von der abgeleiteten 
Durchsatzmenge (unter Einhaltung der Bestimmungen von Punkt 4.4.10.1). 
 
Sofern keine anderslautenden Bestimmungen vorliegen, gelten diese Grenzwerte für 
Messungen, Entnahmen und Analysen, die über einen Zeitraum von 24 Stunden 
durchgeführt werden: 
 
• Makro-verschmutzende chemisch-physikalische Parameter: 
 

Parameter SANDRE-
Kennung 

Maximale 
Konzentration 

(mg/l) 

Maximaler 
Tagesdurchsatz 

(kg/T) 

Maximaler 
Monats-

durchschnitt 
der Tages-
durchsätze 

Maximaler 
Jahres-
gesamt-

durchsatz 
(kg/Jahr) 

Schwebstoffe 
gesamt (MEST) 

1.305 22 10,56 3,96 1.320 

BSB5 bei nicht 
vorgeklärtem 

1.313 2.200 1.056 396 132.000 
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Abwasser 

Chemischer 
Sauerstoff-
bedarf (CSB bei 
nicht 
vorgeklärtem 
Abwasser) 

1.314 3.170 1.521 570,600 190.200 

Gesamtstickstoff 
(einschl. 
organischer 
Stickstoff, 
Ammoniak-
Stickstoff, 
oxidierter 
Stickstoff) 

1.551 105,54 50,66 18,997 6.332 

Ammonium 
(NH4+) 

1.335 105 50,4 18,9 6.300 

Nitrite (NO2-) 1.339 0,1 0,048 0,018 6 

Nitrate (NO3-) 1.340 0,44 0,211 0,079 26,4 

Gesamt-
phosphor 

1.350 0,41 0,196 0,073 24,6 

 
• Nicht synthetische spezifische Mikroverschmutzungen im ökologischen Zustand 
 

Parameter SANDRE-
Kennung 

Maximale 
Konzentration 
(mg/l) 

Maximaler 
Tagesdurchsatz 
(kg/T) 

Maximaler 
Monats-
durchschnitt 
der Tages-
durchsätze 
(kg/Tag)* 

Maximaler 
Jahres-
gesamt-
durchsatz 
(kg/Jahr) 

Kupfer 
einschl. 
Verbindungen 
(als Cu, für 
jeden 
Zustand) 

1.392 0,39 0,0002 0,0001 0,0234 

Zink einschl. 
Verbindungen 
(als Zn, für 
jeden 
Zustand) 

1.383 160,60 0,0771 0,0289 9,6336 

Gesamt-
Arsen 

1.369 1,00 0,0005 0,0002 0,0600 

Gesamt-
Chrom 

1.389 0,50 0,0002 0,0001 0,0300 

 
• Spezifische Mikroverschmutzungen im chemischen Zustand 
 

Parameter SANDRE-
Kennung 

Maximale 
Konzentration 
(mg/l) 

Maximaler 
Tagesdurchsatz 
(kg/T) 

Maximaler 
Monats-
durchschnitt 
der Tages-
durchsätze 
(kg/T)* 

Maximaler 
Jahres-
gesamt-
durchsatz 
(kg/Jahr) 

Nickel einschl. 1.386 10,08 0,0048 0,0018 0,605 



 46 

Verbindungen 
(als Ni) 

Blei einschl. 
Verbindungen 
(als Pb) 

1.382 1,75 0,0008 0,0003 0,105 

Cadmium 
einschl. 
Verbindungen* 

1.388 1,00 0,0005 0,0002 0,060 

Quecksilber 
einschl. 
Verbindungen 
(als Hg) 

1.387 0,05 0,000024 0,000009 0,003 

 
• Andere Verunreinigungen: 
 

Parameter SANDRE-
Kennung 

Maximale 
Konzentration 
(mg/l) 

Maximaler 
Tagesdurchsatz 
(kg/T) 

Maximaler 
Monats-
durchschnitt 
der Tages-
durchsätze 
(kg/T)* 

Maximaler 
Jahres-
gesamt-
durchsatz 
(kg/Jahr) 

Mangan 
einschl. 
Verbindungen 
(als Mn) 

1.394 0,2 0,096 0,04 12 

Eisen, 
Aluminium 
einschl. 
Verbindungen 
(als Fe + Al) 

7.714 0,42 0,2016 0,08 25,2 

Gesamt-
Cyanid 

1.390 0,02 0,0096 0,0036 1,2 

Halogenhaltige 
organische 
Verbindungen 
(AOX) 

1.106 1 0,48 0,1926 60 

Gesamt-
Kohlenwasser-
stoffe 

7.009 0,52 0,2496 0,0936 31,2 

Phenol-Index 1.440 1,2 0,576 0,216 72 

 
* abzüglich der Entleerungstage im Rahmen der Bioreaktorwartung mit bis zu 14 
Tagen pro Tag und Bioreaktor 
 
Bei einer ständigen Selbstkontrolle (mindestens eine repräsentative Messung pro Tag) und 
sofern nichts Anderslautendes festgelegt wird, dürfen 10% der Messergebnisreihe für die 
Konzentrationen die vorgeschriebenen Grenzwerte überschreiten, ohne jedoch das Doppelte 
dieser Werte zu überschreiten. Diese 10% werden auf monatlicher Basis für die wässrigen 
Abwässer erfasst.  
 
Bei einzelnen Entnahmen darf kein Messergebnis das Doppelte des vorgeschriebenen 
Grenzwertes überschreiten. 
 
4.4.10.3 – BESEITIGUNGSVORGABEN 
 



 47 

Gefahrenstoffe, die in den Tabellen von Punkt 4.4.10.2 vorstehend mit einem * versehen 
sind, sind Gegenstand von Vorgaben zur Emissionsbeseitigung und müssen folglich 
zusätzlich die Bestimmungen von Artikel 22-2-III der Ministerialverordnung vom 2. Februar 
1998 erfüllen. 
 
Artikel 4.4.11 – EMISSIONSGRENZWERTE FÜR KÜHLWASSER 
 
Für Kühlungsanlagen, die ein Wasserdispersionsverfahren in einem Luftstrom verwenden, 
gelten die Bestimmungen der vorstehend genannten Ministerialverordnung vom 14.12.2013. 
 
Insbesondere die Kontrolle der Ableitungen muss in der endgültigen Ableitung der Kühltürme 
vor der Vermischung mit anderen Abwässern erfolgen (vgl. Ableitungspunkt „TAR-
Entleerungen“ gemäß Artikel 4.4.7 der vorliegenden Verordnung). 
Ungeachtet der Bestimmungen der vorstehend genannten Ministerialverordnung vom 
14.12.2013 in der geänderten Fassung muss die endgültige Ableitung der Kühltürme die 
folgenden Emissionsgrenzwerte einhalten: 
 

Parameter SANDRE-Kennung Maximale 
Konzentration (mg/l) 

Maximaler Tages-
durchsatz (kg/Tag) 

BSB5 auf nicht 
vorgeklärtes 
Abwasser 

1.313 10 0,2640 

Chemischer 
Sauerstoffbedarf 
(CSB) auf nicht 
vorgeklärtes 
Abwasser 

1.314 30 0,7920 

Gesamtphosphor 1.350 8 0,2110 

Eisen und 
Verbindungen auf 
Bruttoprobe (in Fe) 

1.393 0,5 0,0132 

Halogenhaltige 
organische 
Verbindungen (AOX) 

1.106 0,5 0,0132 

Tri-Halo-Methan 
(THM) 

6.275 0,2 0,0053 

 
KAPITEL 4.5 – SELBSTKONTROLLE DER PROBEN UND ABLEITUNGEN 
 
Artikel 4.5.1- ABLESUNG DER WASSERPROBEN 
 
Die Entnahmeanlagen für Wasser beliebigen Ursprungs, wie in Artikel 4.2.1 festgelegt, 
verfügen über eine zusammenfassende Messvorrichtung. Diese Vorrichtung wird täglich 
abgelesen, falls der entnommene Durchsatz 100 m3/Tag überschreitet, und wöchentlich, falls 
dieser Durchsatz darunter liegt. Diese Ergebnisse werden in einem Register eventuell digital 
erfasst, das durch die Aufsichtsbehörde für als umweltgefährdend eingestufte Anlagen 
eingesehen werden kann. Dieser Follow-up ist Teil des Umweltmanagementsystems (EMS) 
des Betriebs.  
 
Artikel 4.5.2 – ÜBERWACHUNG DER WÄSSRIGEN ABLEITUNGEN IN DIE 
BIOLOGISCHE KLÄRANLAGE VON ARKEMA 
 
4.5.2.1 – HÄUFIGKEIT UND MODALITÄTEN DER SELBSTKONTROLLE 
 
Die Kontrollen, deren Mindesthäufigkeit im Rahmen der Selbstkontrolle in nachstehender 
Tabelle angegeben ist, erfolgen an den Abwässern am Ausgang der Grube Süd des 
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Standortes, bevor sie an die von der Gesellschaft ARKEMA FRANCE betriebene biologische 
Kläranlage weitergeleitet werden. 
 
Die Analysen erfolgen an einer über einen Zeitraum von 24 Stunden entnommenen, für die 
Anlage repräsentativen Probe. Die Probenentnahme erfolgt proportional zur 
Durchsatzmenge des Abwassers. 
 

Parameter SANDRE-Kennung Häufigkeit der Selbstkontrolle 

Durchsatzmenge 1552 Kontinuierliche und tägliche 
Bestimmung des 
Tagesvolumens 

pH-Wert 1302 Kontinuierlich 

Temperatur 1301 Kontinuierlich 

Schwebstoffe gesamt (MEST) 1305 Täglich 

BSB5 auf nicht vorgeklärtem 
Abwasser 

1313 Täglich 

Chemischer Sauerstoffbedarf 
(CSB bei nicht vorgeklärtem 
Abwasser) 

1314 Täglich 

Gesamtstickstoff (Ntot) 6018 Täglich 

Allgemeiner Stickstoff (NGL) 1551 Vierteljährlich 

Ammonium (NH4+) 1335 Täglich 

Nitrite (NO2-) 1339 Vierteljährlich 

Nitrate (NO3-) 1340 Vierteljährlich 

Gesamtphosphor 1350 Monatlich 

Kupfer und seine 
Verbindungen (als Cu für 
jeden Zustand) 

1392 Monatlich 

Zink und seine Verbindungen 
(als Zn für jeden Zustand) 

1383 Monatlich 

Gesamtarsen 1369 Monatlich 

Gesamtchrom 1389 Monatlich 

Nickel und seine 
Verbindungen (als Ni) 

1386 Monatlich 

Blei und seine Verbindungen 
(als Pb) 

1382 Monatlich 

Cadmium und seine 
Verbindungen* 

1388 Monatlich 

Quecksilber und seine 
Verbindungen (als Hg)* 

1387 Monatlich 

Mangan und seine 
Verbindungen (als Mn) 

1394 Monatlich 

Eisen, Aluminium und 
Verbindungen (als Fe + Al) 

7714 Monatlich 

Gesamtcyanid 1390 Vierteljährlich 

Organische 
Halogenverbindungen (AOX) 

1106 Monatlich 

Gesamtkohlenwasserstoffe 7009 Vierteljährlich 

Phosphate (PO43-) 1847 Vierteljährlich 

Phenolindex 1440 Täglich 

 
Ferner lässt der Betreiber mindestens zwei vergleichende Messungen pro Jahr durchführen, 
wie in Artikel 2.8.2 der vorliegenden Verordnung festgelegt, die sich auf sämtliche Parameter 
der vorstehenden Tabelle beziehen. 
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Außer im Falle einer technischen Unmöglichkeit werden die Ergebnisse der in diesem Punkt 
vorgesehenen Selbstkontrolle auf elektronischem Weg an die hierfür vorgesehene 
Meldewebsite des für als umweltgefährdend eingestufte Anlagen zuständigen Ministeriums 
weitergeleitet. 
 
Die elektronische Meldung der Ergebnisse der Selbstkontrolle des Monats M erfolgt 
spätestens am letzten Tag des Monats M+1. 
 
Die Übertragung der Ergebnisse an die Aufsichtsbehörde für als umweltgefährdend 
eingestufte Anlagen erfolgt unter Beifügung von Kommentaren zu den Ursachen für 
eventuell festgestellte Überschreitungen sowie zu den ergriffenen oder geplanten 
korrigierenden Maßnahmen. 
 
Ungeachtet der vorstehenden Bestimmungen wird jedes Ergebnis der Selbstkontrolle der 
wässrigen Ableitungen, bei dem ein regulatorischer Konformitätsmangel zutage tritt, der eine 
Umweltschädigung aufweisen oder zu der Notwendigkeit führen kann, Abwasser in das 
Gewitterbecken der abschließenden Kläranlage (die von der Gesellschaft ARKEMA 
FRANCE betrieben wird) zur Behandlung abzuleiten, unverzüglich der Aufsichtsbehörde für 
als umweltgefährdend eingestufte Anlagen mitgeteilt, einschließlich Erläuterungen zu den 
Gründen der Überschreitung sowie zu den ergriffenen oder geplanten Abhilfemaßnahmen. 
 
4.5.2.2 – BEOBACHTUNG DER BEWEGUNGEN VON VERUNREINIGUNGEN IN 
WÄSSRIGEN ABLEITUNGEN 
 
Zur Sicherstellung der Einhaltung der in Artikel 4.4.10 festgelegten Grenzwerte am Ende des 
Betrachtungszeitraums berechnet der Betreiber monatlich für jeden Parameter das Kumul für 
das laufende Kalenderjahr. Dieses Kumul wird mit der zulässigen Jahreshöchstmenge im 
Verhältnis zur Zahl der abgelaufenen Monate verglichen. Für diese Berechnung wird die 
Gesamtheit der Mengen berücksichtigt, einschließlich derjenigen, die für den Vergleich mit 
der durchschnittlichen Tageshöchstmenge in Anwendung des Sternchens unter den 
Tabellen von Punkt 4.4.10.2 nicht berücksichtigt werden. 
 
Diese Angaben werden im Rahmen der Übertragung der Ergebnisse der Selbstkontrolle 
unter den in Punkt 4.5.2.1 der vorliegenden Verordnung festgelegten Bedingungen monatlich 
an die Behörde geschickt. 
 
Beigefügt werden Erläuterungen. Bei festgestellten oder wahrscheinlichen Abweichungen 
muss der Betreiber die erforderlichen Maßnahmen festlegen und umsetzen. 
 
4.5.2.3 – ANFÄNGLICHE KONTROLLKAMPAGNE – KENNZEICHNUNG DER 
ABLEITUNG 
 
Der Betreiber richtet innerhalb einer Frist von 12 Monaten ab der ersten Inbetriebnahme der 
Anlagen an der Ableitungsstelle des Betriebs für Industrieabwässer ein Kontrollprogramm 
nachgelagert zur Grube Süd des Standorts und vor Weiterleitung an die von der Gesellschaft 
ARKEMA FRANCE betriebene biologische Kläranlage unter folgenden Bedingungen ein: 
 

- 1 monatliche Messung über für den normalen Betrieb der Anlage repräsentative 24 
Stunden über 3 aufeinander folgende Monate; 

- 1 wöchentliche Messung über für den normalen Betrieb der Anlage repräsentative 24 
Stunden in einem Wartungs-/Entleerungszeitraum der Bioreaktoren über die 14 Tage 
jährlich, die dieser Zeitraum dauert. 

 
Die ergriffenen Maßnahmen beziehen sich zumindest auf die Gesamtheit der nachstehenden 
Substanzen: 
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• repräsentative Substanzen für den chemischen und ökologischen Zustand (physikalisch-
chemische Parameter und synthetische und nicht-synthetische spezifische Verunreinigungen 
im ökologischen Zustand), die den Tabellen 38, 43, 44 und 87 der vorstehend genannten 
Ministerialverordnung vom 25. Januar 2010 in der geänderten Fassung zu entnehmen sind; 
• Substanzen, die Gegenstand einer regulierten Selbstkontrolle am Ausgang der von der 
Gesellschaft ARKEMA France betriebenen abschließenden Kläranlage (Festlegung der 
Parameter in Artikel 3.2.3.3 der Verordnung des Präfekten Nr. 2015-DLP/BUPE-169 vom 27. 
Mai 2015 in der geänderten Fassung). 
 
Zu verwenden sind insbesondere folgende Bezugsgrundlagen: 

- die vorstehend genannte Ministerialverordnung vom 25. Januar 2010 in der 
geänderten Fassung; 

- der ministerielle Leitfaden für die Umsetzung der für als umweltgefährdend 
eingestufte Anlagen geltenden Bestimmungen im Bereich der Ableitung von 
Gefahrstoffen ins Wasser von Januar 2018; 

- der ministerielle Leitfaden für die Umsetzung der Probenentnahme und Analyse von 
Substanzen in wässrigen Ableitungen von als umweltgefährdend eingestuften 
Anlagen von Februar 2018. 

 
Die Bestimmungsgrenzen für jede Substanz müssen den Mindestkriterien entsprechen, die 
in der Bekanntmachung vom 11. Februar 2017 über die Bestimmungsgrenzen der 
„Parameter-Matrix“-Paare für die Zulassung von Labors festgelegt wurden, die Analysen im 
Bereich Wasser und Wasserumgebung durchführen. 
 
Der Betreiber legt der Aufsichtsbehörde für als umweltgefährdend eingestufte Anlagen 
innerhalb einer Frist von höchstens 18 Monaten ab der ersten Inbetriebnahme der Anlagen 
einen zusammenfassenden Bericht über die Kontrollen mit folgenden Elementen vor: 
 

- eine zusammenfassende Übersicht über die Ergebnisse der Messungen in 
synthetischer Form, die für jede Substanz die Konzentration und die Menge bei jeder 
durchgeführten Messung enthält. Die Übersicht umfasst ferner die an den drei 
Proben gemessenen Mindest-, Höchst- und Durchschnittskonzentrationen sowie die 
Mindest-, Höchst- und Durchschnittsmengen, die ausgehend von den drei 
Messungen berechnet werden, und die Bestimmungsgrenzen für jede Messung; 

- die Gesamtheit der Berichte über die in Anwendung des vorliegenden Artikels 
durchgeführten Analysen; 

- für den Fall, dass der Betreiber die Probenentnahme selbst durchführt, sämtliche 
Elemente, anhand deren die Rückverfolgbarkeit dieser Entnahme- und 
Messvorgänge bescheinigt werden kann; 

- eine Übersicht über die Mengen aus dem Betrieb, die in die Umgebung abgeleitet 
werden, auf Basis der im ersten Spiegelstrich dieses Artikels genannten Übersicht 
und der Ergebnisse der Analysen, die in Anwendung von Artikel 4.5.3 der 
vorliegenden Verordnung unter Berücksichtigung der Abschläge der Kläranlagen von 
ARKEMA an den Ableitungen der Entleerungen der Kühltürme durchgeführt wurden; 

- Erläuterungen und Erklärungen zu den erzielten Ergebnissen und ihren eventuellen 
Abweichungen unter Bewertung der möglichen Herkunft der abgeleiteten 
Substanzen, insbesondere unter Berücksichtigung der ausgeübten 
Industrietätigkeiten und der verwendeten Produkte; 

- gegebenenfalls ordnungsgemäß begründete Vorschläge, falls der Betreiber eine 
Überarbeitung von Artikel 4.5.2 der vorliegenden Verordnung beantragen möchte. 

 
Artikel 4.5.3 – ÜBERWACHUNG DER WÄSSRIGEN ABLEITUNGEN AM AUSGANG DER 
KÜHLTÜRME UND REGELMÄSSIGE MESSUNGEN 
 
Die Bestimmungen von Artikel 60 der vorstehend genannten Ministerialverordnung vom 14. 
Dezember 2013 sind anwendbar. 
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Die Entnahme erfolgt direkt am Ausgang der Kühltürme vor jeder Verdünnung im Netz und 
vor Weiterleitung an den Knotenpunkt Nord. 
 
Die Kontrolle der spezifischen Ableitungen aus den verwendeten Behandlungsprodukten 
oder aus ihren Zersetzungsprodukten (insbesondere Biozide), die im Datenblatt für die 
Behandlungsstrategie gelistet sind, muss mindestens jährlich erfolgen. 
 
Bestimmte Substanzen, die nicht von der Anlage ausgeleitet werden sollen, sind 
möglicherweise nicht Gegenstand der vorgesehenen regelmäßigen Messungen. In diesem 
Fall hält der Betreiber der Aufsichtsbehörde für als umweltgefährdend eingestufte Anlagen 
die technischen Elemente zur Verfügung, anhand deren sich bescheinigen lässt, dass es 
keine Ableitungen dieser Substanzen durch die Anlage gibt (Ergebnisse von mindestens 3 
Analysen unter repräsentativen Bedingungen, um zu prüfen, ob diese Substanzen effektiv 
nicht in den Ableitungen enthalten sind). 
 
Artikel 4.5.4 – KONTROLLE DER WÄSSRIGEN ABLEITUNGEN AM AUSGANG DES 
INDUSTRIEBECKENS 
 
Die Kontrolle der Abwässer am Ausgang des Industriebeckens unterhalb des 
Vorklärbeckens und des Kohlenwasserstoffabscheiders und oberhalb der Weiterleitung in 
den Knotenpunkt Nord erfolgt je nach Bedarf und mindestens im Rahmen der Anwendung 
der Bestimmungen von Punkt 4.4.3.7 der vorliegenden Verordnung. 
 
KAPITEL 4.6 – KONTROLLE DER AUSWIRKUNGEN AUF GRUNDWASSER UND 
BÖDEN 
 
Artikel 4.6.1- KONTROLLE DER FOLGEN FÜR DAS GRUNDWASSER 
 
Der Betreiber überwacht das Grundwasser im Einklang mit den Modalitäten, die in den 
nachstehenden Punkten dieses Artikels festgelegt werden. 
 
4.6.1.1 – GRUNDWASSERKONTROLLNETZ 
 
Vor der ersten Inbetriebnahme der Anlagen leitet der Betreiber den genauen Standortplan 
sowie die Merkmale der Bauten, aus denen sein Grundwasserkontrollnetz bestehen soll 
(Sandsteinschicht im unteren Trias) an die Aufsichtsbehörde zur Stellungnahme weiter. 
 
Der Betreiber fügt seinem Bericht den Beleg für die geplante Zahl der Bauten, ihre Merkmale 
und die gewählten Standorte bei. Dieser Beleg wird unter anderem auf Basis der Punkte 2.6 
und 2.7 des Leitfadens „Kontrolle der Grundwasserqualität bei als umweltgefährdend 
eingestuften Anlagen und Altlasten“ erstellt, der von INERIS und BRGM im Auftrag des für 
als umweltgefährdend eingestufte Anlagen zuständigen Ministeriums verfasst wurde, in der 
geltenden Fassung. 
 
Nach positiver Stellungnahme der Aufsichtsbehörde und vor der ersten Inbetriebnahme der 
Anlagen richtet der Betreiber dieses Kontrollnetz ein. Bei der Errichtung der Kontrollanlagen 
für das Grundwasser müssen die Vorschriften von Punkt 4.6.1.2 der vorliegenden 
Verordnung eingehalten werden. 
 
Der im ersten Absatz dieses Punktes genannte Plan wird aktualisiert und bei jeder Errichtung 
neuer Kontrollanlagen an die Aufsichtsbehörde geschickt. 
 
4.6.1.2 – ANORDNUNG UND FOLLOW-UP DER GRUNDWASSERKONTROLLANLAGEN 
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Bei der Errichtung der Grundwasserkontrollanlagen werden alle Vorkehrungen getroffen, um 
Berührungen zwischen getrennten Grundwasservolumen zu vermeiden und um jede 
Einleitung von Oberflächenverunreinigungen zu verhindern, beispielsweise durch eine 
geeignete Anordnung gegenüber den Speicher- oder Nutzungsanlagen von Gefahrstoffen. 
 
Dazu erfolgen die Anordnung, die Verwirklichung, die Ausrüstung, die Kontrolle und die 
Schließung der Kontrollanlagen im Einklang mit: 
 

- den Bestimmungen der vorstehend genannten Ministerialverordnung vom 11. 
September 2003 in der geänderten Fassung, 

- der geltenden Norm (NF X 10-999 oder gleichwertig), außer wenn sie den 
Bestimmungen der vorgenannten Ministerialverordnung widerspricht. 

 
Der Betreiber lässt jede neue Kontrollanlage bei der Banque du Sous-sol in der 
Regionalabteilung für Geologie des BRGM eintragen. Dafür erhält er die BSS-Kennungen 
der Anlagen, die deren eindeutige Identifizierung ermöglichen und dem Präfekten im 
Rahmen des in Artikel 10 der vorstehend genannten Ministerialverordnung vom 11. 
September 2003 in der geänderten Fassung vorgesehenen Berichts mitgeteilt werden.  
 
Der Betreiber überwacht und wartet die Bohrungen, um die Effektivität der Anlage zu 
gewährleisten, sowie den Schutz der Wasserressourcen vor jeder Gefahr einer Einleitung 
von Verschmutzung durch die Anlagen. 
 
Die Kopfenden jeder Kontrollanlage werden auf Normalnull ausgerichtet, um den Pegelstand 
des Grundwassers des Standortes bei jeder Kampagne anzugeben. Die Standorte der 
Messungen für die Nivellierung werden auf der Anlage klar angegeben. Die technischen 
Querschnitte der Anlagen und das damit verbundene geologische Profil werden aufbewahrt. 
 
Jede Verlegung einer Anlage wird der Aufsichtsbehörde zur Kenntnis gebracht. 
 
Bei Einstellung der Nutzung einer Anlage muss der Betreiber den Präfekten im Voraus 
davon in Kenntnis setzen und geeignete Maßnahmen unter Einhaltung der Bestimmungen 
der vorstehend genannten Ministerialverordnung vom 11. September 2003 in der geänderten 
Fassung ergreifen, um die Anlage abzudichten oder zu verschließen, um eine 
Verschmutzung des Grundwassers zu vermeiden. 
 
4.6.1.3 – PROGRAMM ZUR ÜBERWACHUNG DES GRUNDWASSERS 
 
Vor der ersten Inbetriebnahme der Anlagen und danach in mindestens halbjährlichen 
Abständen lässt der Betreiber in jeder Anlage des vorstehend genannten Kontrollnetzes die 
folgenden Parameter analysieren: 
 
Parameter 
 

Name SANDRE-Kennung 

Wassertemperatur 1301 

pH-Wert 1302 

Leitfähigkeit bei 25°C 1303 

Oxireduktionspotenzial 1330 

Gelöster Sauerstoff 1311 

Sulfate 1338 

Kalium 1367 

Essigsäure 3151 

Propionsäure 3152 

Buttersäure 3154 
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Valeriansäure 3155 

Capronsäure / 

Isobuttersäure 3153 

Isovaleriansäure 3156 

Natrium 1375 

Freies Chlor 1398 

Ammonium 1335 

Zink und Zinkverbindungen (als Zn für jeden 
Zustand) 

1383 

Organische Halogenverbindungen (AOX) 1106 

Phenolindex 1440 

 
Gibt es kein Labor für die Durchführung der Analysen in Bezug auf bestimmte Säuren, 
können diese vom Betreiber anhand einer Analysemethode durchgeführt werden, die der 
Aufsichtsbehörde für als umweltgefährdend eingestufte Anlagen im Voraus mitgeteilt wird. 
 
Die Entnahmen, die Probenentnahme und die Verpackung der Wasserproben müssen im 
Einklang mit den geltenden genormten Methoden erfolgen. Die für die Analysen zugrunde 
gelegten Feststellungsgrenzen sollen den Vergleich der Ergebnisse mit den geltenden 
Referenzwerten ermöglichen (Trinkwassernormen, Umweltqualitätsnormen (NQE), 
Qualitätsgrenzwerte der SDAGE usw.). 
 
Der Pegelstand jeder Kontrollanlage (SANDRE-Kennung 1689) wird bei jeder 
Entnahmekampagne erhoben. Der Betreiber fügt den Analyseergebnissen eine Übersicht 
der festgestellten Pegelstände bei (ausgedrückt in Metern über NN). 
 
Wenn die Umweltkontrolle beim Grundwasser Abweichungen gegenüber dem 
ursprünglichen Zustand ergibt, stellt der Betreiber durch alle nützlichen Mittel fest, ob seine 
Aktivitäten die Ursache für die festgestellte Verschmutzung sind. Gegebenenfalls ergreift er 
geeignete ergänzende Maßnahmen zur Senkung der Emissionen und erstellt eventuell einen 
Verwaltungsplan zur Wiederherstellung der Vereinbarkeit zwischen der betroffenen 
Umgebung und ihrer Nutzung. Er setzt den Präfekten und die Aufsichtsbehörde vom 
Ergebnis seiner Ermittlungen sowie gegebenenfalls von den ergriffenen oder geplanten 
Maßnahmen in Kenntnis. 
 
4.6.1.4 – AKTUALISIERUNG DES URSPRÜNGLICHEN ZUSTANDS 
 
Innerhalb einer Frist von 6 Monaten ab der ersten Inbetriebnahme der Anlagen legt der 
Betreiber eine aktualisierte Fassung seines Basisberichts unter Berücksichtigung der 
Ergebnisse der in den Anlagen durchgeführten Analysen vor, die in Punkt 4.6.1.1 dieses 
Artikels aufgeführt sind (mindestens 2 Analysen im Abstand von 6 Monaten). 
 
4.6.1.5 – VIERJAHRESBILANZ DES GRUNDWASSERS 
 
Der Betreiber richtet alle vier Jahre einen Vorgang mit der Analyse der Ergebnisse der 
Grundwasserkontrolle im abgelaufenen Vierjahreszeitraum an den Präfekten, fasst diese 
zusammen und legt die Vorschläge des Betreibers vor, um die Modalitäten dieser Kontrolle 
gegebenenfalls zu überprüfen, insbesondere im Hinblick auf die Änderung der Häufigkeit der 
Kontrollen und der Überwachungsparameter. 
 
Die Vierjahresbilanz umfasst außerdem den Vergleich mit dem ursprünglichen Zustand der 
Umwelt, der im Rahmen des Genehmigungsantrags erfolgt, sowie die Positionierung des 
Betreibers zu den Lehren, die aus diesem Vergleich gezogen werden. 
 
Artikel 4.6.2 – KONTROLLE DER BODENBELASTUNG 
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Die Kontrolle der Böden erfolgt an Referenzpunkten im Basisbericht der Unterlagen für den 
Genehmigungsantrag oder, bei technischer Unmöglichkeit, an Punkten mit gleichwertiger 
Repräsentativität. 
 
Die Entnahmen und Analysen erfolgen mindestens alle 10 Jahre. 
 
Die analysierten Parameter betreffen zumindest die Substanzen oder Mischungen, die in 
Absatz 3, Punkt 1 von Artikel R. 515-59 frz. Umweltgesetz genannt sind (gefährliche 
Substanzen und Mischungen, die für die Erstellung des Basisberichts relevant sind). 
 
Der Betreiber schickt die mit Erläuterungen versehenen Ergebnisse der Kontrolle der 
Bodenbelastung, die in Anwendung des vorliegenden Artikels erstellt wurden, an den 
Präfekten. Die Analyse der Ergebnisse berücksichtigt ferner einen Vergleich mit dem 
ursprünglichen Umweltzustand, der im Rahmen des Genehmigungsantrags angestellt wird, 
sowie die Positionierung des Betreibers in Bezug auf die Lehren, die aus diesem Vergleich 
gezogen werden. 
 
Insbesondere muss der Betreiber durch alle nützlichen Mittel feststellen, ob seine Tätigkeiten 
die Ursache für die festgestellte Verschmutzung sind oder nicht, wenn die Umweltkontrolle 
bei der Bodenbelastung Abweichungen gegenüber dem ursprünglichen Zustand ergibt. Er 
ergreift gegebenenfalls Maßnahmen für ergänzende Absenkungen der betreffenden 
Emissionen und erstellt im Bedarfsfall einen Verwaltungsplan zur Wiederherstellung der 
Vereinbarkeit zwischen der betroffenen Umgebung und ihrer Nutzung. Er informiert den 
Präfekten und die Aufsichtsbehörde über die Ergebnisse seiner Untersuchungen und 
gegebenenfalls über die ergriffenen oder geplanten Maßnahmen. 
 
ABSCHNITT 5 – ENTSTANDENE ABFÄLLE 
 
KAPITEL 5.1 – VERWALTUNGSGRUNDSÄTZE 
 
Artikel 5.1.1 ·BEGRENZUNG DER ABFALLPRODUKTION 
 
Der Betreiber trifft alle notwendigen Vorkehrungen bei der Planung, der Anordnung und dem 
Betrieb seiner Anlagen, um die in Abschnitt II von Artikel L.541-1 frz. Umweltgesetz 
festgelegten Grundsätze einzuhalten. 
 
Diese Vorkehrungen werden in einem Abfallwirtschaftsplan festgelegt, der Teil des 
Umweltmanagementsystems des Standortes ist. 
 
Artikel 5.1.2 – MÜLLTRENNUNG 
 
Der Betreiber führt in seinem Betrieb Mülltrennung ein (egal ob gefährliche Abfälle oder 
nicht), um die Entsorgung in einer für die Art und die Gefährlichkeit der Abfälle geeigneten 
und zulässigen Weise zu ermöglichen. 
 
Darüber hinaus wird der „Tri 5 Flux“ im Einklang mit den Bestimmungen von Artikel D.543-
278 bis D.543-287 frz. Umweltgesetz eingeführt. 
 
Die Abfälle müssen entsprechend der einheitlichen Abfallliste von Artikel R.541-7 frz. 
Umweltgesetz sortiert werden. Gefährliche Abfälle werden gemäß Artikel R.541-8 frz. 
Umweltgesetz definiert. 
 
Gegebenenfalls kommen die eigenen Bestimmungen für bestimmte Abfallkategorien zur 
Anwendung, die Kapitel III Abschnitt IV Buch V des regulatorischen Abschnitts des 
französischen Umweltgesetzes zu entnehmen sind. 
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Artikel 5.1.3 – VOM BETRIEB ERZEUGTE ABFÄLLE UND AM STANDORT 
VORHANDENE HÖCHSTMENGEN 
 
Die wichtigsten Abfälle, die durch den normalen Betrieb der Anlagen entstehen, und die am 
Standort eingelagerten Höchstmengen sind wie folgt: 
 
>- Ungefährliche Abfälle: 
 

 Abfallkennung  Art des Abfalls Eingelagerte Höchstmenge 
(t) 

15 01 01 Papier-/Kartonverpackungen 1 

15 01 03  Verpackungsholz, 
unverarbeitet 

5,53 

17 04 07  Metalle 5 

20 01 08  Biologisch abbaubare 
flüssige Laborabfälle 

0,02 

20 03 01  Alltagsabfälle (Kunststoffe, 
Lappen, Becher) 

2 

 
>- Gefährliche Abfälle: 
 

 Abfallkennung  Art des Abfalls Eingelagerte Höchstmenge 
(t) 

13 02 05*  Altöl 2 

15 0110*  Diverse verschmutzte 
gefährliche Feststoffe aus 
dem Labor 
Verschmutzte Laborgläser 
Diverse verschmutzte leere 
Metall-, Papier- oder 
Kunststoffverpackungen 

0,03 (Labor 
+ 2 (Verpackungen) 
Insgesamt 2,03 

15 02 02*  Verschmutzte Lappen 
Benutzte Filter / Stielfilter 

0,015 

16 05 06*  Flüssige Laborchemikalien 0,04 

16 05 04*  Leere Spraydosen 0,002 

16 06 xx*  Batterien 0,3 

18 01 03*  DASRI Nadeln 0,003 

20 01 21*  Fluoreszierende Röhren 0,002 

 
Artikel 5.1.4 – PLANUNG UND BETRIEB DER INTERNEN ABFALLZWISCHENLAGER 
 
Die am Standort erzeugten Abfälle müssen vor ihrer angemessenen Entsorgung unter 
Bedingungen zwischengelagert werden, die keinerlei Verschmutzungsrisiken für die Anrainer 
und die Umwelt aufweisen (Vermeidung von Auswaschungen durch meteorisches Wasser, 
Verschmutzung des Oberflächen- und Grundwassers, Auffliegen und Geruchsbildung). 
 
Unbeschadet der Bestimmungen für bestimmte Abfallkategorien gemäß Kapitel III Abschnitt 
IV Buch V des regulatorischen Teils des frz. Umweltgesetzes kommen die nachstehenden 
Bestimmungen zur Anwendung: 
 
• Spezielle Container für die separate Erfassung der wichtigsten erzeugten ungefährlichen 
Feststoff-Abfälle. Sie befinden sich in einem besonderen Außenbereich im Nordwesten des 
Standortes. 
• Flüssige Laborabfälle werden unter einer Abzugshaube in für die Art des enthaltenen 
Abfalls geeigneten Kanistern aufbewahrt. Sobald ein Kanister voll ist, wird er verschlossen 
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und in einem Sammelfass deponiert. Bis zu ihrer Abholung werden diese Fässer in einem 
geeigneten Sonderbereich in einem abgeschlossenen Raum zwischengelagert. 
 
Die Abholung oder Verwertung der zwischengelagerten Abfälle muss regelmäßig und so oft 
wie nötig erfolgen, um den Umfang und die Dauer der vorübergehenden Einlagerungen zu 
begrenzen. In jedem Fall darf die Dauer der vorübergehenden Einlagerung der zu 
beseitigenden Abfälle ein Jahr nicht überschreiten, die der zu verwertenden Abfälle darf drei 
Jahre nicht überschreiten. 
 
Artikel 5.1.5 – STANDORTEXTERNES ABFALLMANAGEMENT 
 
Der Betreiber muss die angefallenen Abfälle einer angemessenen Entsorgung zuführen, die 
die Interessen von Artikel L.511-1 und L.541-1 frz. Umweltgesetz wahrt. 
 
Er muss sich vergewissern, dass die Person, der er die Abfälle übergibt, zu ihrer Übernahme 
befugt ist und dass die Aufnahmeanlagen für die Abfälle ordnungsgemäß befugt oder 
entsprechend ausgewiesen sind. 
 
Er sorgt dafür, die Streckenlängen und die Mengen von Abfalltransporten zu begrenzen. 
 
Artikel 5.1.6 – STANDORTINTERNES ABFALLMANAGEMENT 
 
5.1.6.1 – PROZESSRECYCLING 
 

VERTRAULICH 
 
5.1.6.2 – UNZULÄSSIGE MISCHUNGEN 
 
Das Mischen von gefährlichen Abfällen unterschiedlicher Kategorien, das Mischen von 
gefährlichen und ungefährlichen Abfällen sowie das Mischen von gefährlichen Abfällen mit 
Substanzen, Stoffen oder Produkten, die keine Abfälle sind, sind untersagt. 
 
Artikel 5.1.7 - TRANSPORT 
 
Der Betreiber führt ein chronologisches Register, in dem die gesamten abgehenden Abfälle 
erfasst werden. Der Mindestinhalt der Informationen des Registers wird unter Bezugnahme 
auf die Ministerialverordnung vom 29. Februar 2012 festgelegt, die den Inhalt der Register 
festgelegt, die in Artikel R.541-43 und R.541-46 frz. Umweltgesetz aufgeführt sind. 
 
Jedem extern verschickten Los mit gefährlichen Abfällen muss der in Artikel R.541-45 frz. 
Umweltgesetz festgelegte Begleitschein beiliegen. Die entsprechenden Scheine und 
Nachweise werden der Aufsichtsbehörde am Standort mindestens 5 Jahre lang zur 
Verfügung gehalten. 
 
Beim Transport von (gefährlichen oder sonstigen) Abfällen müssen die Bestimmungen von 
Artikel R.541-49 bis R.541-64 und R.541-79 frz. Umweltgesetz für die Erfassung, den 
Transport, den Handel und das Maklern mit Abfällen eingehalten werden. Die aktualisierte 
Liste der vom Betreiber genutzten Transportgesellschaften wird der Aufsichtsbehörde zur 
Verfügung gehalten. 
 
Die Ein- oder Ausfuhr von (gefährlichen oder sonstigen) Abfällen darf nur mit Einwilligung der 
zuständigen Behörden in Anwendung der Verordnung (EG) Nr. 1013/2006 des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 14. Juni 2006 über Abfalltransporte erfolgen. 
 
Die gesamten Unterlagen, aus denen die Erfüllung der Formalitäten des vorliegenden 
Artikels hervorgeht, werden der Aufsichtsbehörde zur Verfügung gehalten. 
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Artikel 5.1.8 – SELBSTKONTROLLE VON ABFÄLLEN 
 
Im Einklang mit den Bestimmungen der Artikel R 541-42 bis R 541-48 frz. Umweltgesetz 
über die Kontrolle der Abfallverwertungskreisläufe muss der Betreiber ein chronologisches 
Register über die Erzeugung und Verschickung von gefährlichen Abfällen im Einklang mit 
den nationalen Bestimmungen führen, das zumindest für jede ausgehende Abfallbewegung 
die Informationen enthält, die der Ministerialverordnung vom 29. Februar 2012 zu entnehmen 
sind, in der der Inhalt der Register festgelegt ist, die in Artikel R.541-43 und R.541-46 frz. 
Umweltgesetz angegeben sind. 
 
Das Register kann auf Papier oder Datenträger geführt werden. Es wird mindestens drei 
Jahre lang aufbewahrt und den zuständigen Behörden zur Verfügung gehalten. 
 
Ferner meldet der Betreiber dem für als umweltgefährdend eingestufte Anlagen zuständigen 
Minister jedes Jahr die gefährlichen und ungefährlichen Abfälle im Einklang mit der 
Verordnung vom 31. Januar 2008 in der geänderten Fassung über das Register und die 
jährliche Meldung von Schadstoffemissionen und Abfällen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
ABSCHNITT 6 – CHEMISCHE SUBSTANZEN UND PRODUKTE 
 
KAPITEL 6.1 – ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN 
 
Artikel 6.1.1 - IDENTIFIKATION DER PRODUKTE 
 
Die nachstehenden Bestimmungen gelten unbeschadet anderer regulatorischer 
Bestimmungen zum Schutz von Umwelt und Gesundheit (Arbeitnehmer, Anrainer). 
 
Die Bestände und der Zustand der Vorräte an Substanzen und Präparaten, die 
möglicherweise am Standort vorhanden sind (Art, physikalischer Zustand, Menge, Ort) 
werden aktualisiert und der Aufsichtsbehörde zur Verfügung gehalten (zumindest für 
gefährliche Substanzen und Mischungen gemäß CLP-Verordnung 1272/2008). 
 
Der Betreiber achtet insbesondere darauf, am Standort über alle für die Identifikation der 
Substanzen und Produkte erforderlichen Unterlagen zu verfügen und sie der 
Aufsichtsbehörde zur Verfügung zu halten, insbesondere die aktuellen 
Sicherheitsdatenblätter für die am Standort vorhandenen chemischen Substanzen und 
Mischungen. 
 
Artikel 6.1.2 – ETIKETTIERUNG GEFÄHRLICHER SUBSTANZEN UND MISCHUNGEN 
 
Die Etikettierungsbestimmungen sind der CLP-Verordnung Nr. 1272/2008 zu entnehmen. 
 
Auf den Fässern, Behältern und sonstigen Verpackungen muss gut leserlich der Name der 
Substanzen und Mischungen vermerkt sein und sie müssen gegebenenfalls die 
Etikettierungselemente im Einklang mit der CLP-Verordnung Nr. 1272/2008 bzw. 
gegebenenfalls im Einklang mit den für die betreffenden Produkte geltenden sektoriellen 
Vorschriften tragen. 
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Auch sichtbare Leitungen, die gefährliche Substanzen oder Mischungen enthalten, müssen 
ein entsprechendes Piktogramm laut vorstehenden Bestimmungen tragen. 
 
KAPITEL 6.2 – FÜR MENSCH UND UMWELT GEFÄHRLICHE SUBSTANZEN UND 
PRODUKTE 
 
Artikel 6.2.1 – VERBOTENE ODER EINGESCHRÄNKT NUTZBARE SUBSTANZEN 
 
Der Betreiber vergewissert sich, dass die am Standort vorhandenen Substanzen und 
Produkte nicht laut europäischen Verordnungen verboten sind und dass er insbesondere: 
 
- Biozide mit Wirkstoffen weder einsetzt noch herstellt, die im Rahmen der Richtlinie 98/8 
und der Verordnung 528/2012 keine Zulassung erhalten haben; 
- die Verbote der Verordnung Nr. 850/2004 über persistente organische Schadstoffe einhält; 
- die Beschränkungen gemäß Anhang XVII von Verordnung Nr. 1907/2006, die so genannte 
REACH-Verordnung, einhält. 
 
Sollte er der Ansicht sein, dass seine Einsätze unter eventuelle Ausnahmen von diesen 
Beschränkungen fallen, muss der Betreiber die betreffende Analyse der Aufsichtsbehörde 
zur Verfügung halten. 
 
Artikel 6.2.2 – BESONDERS BEDENKLICHE SUBSTANZEN 
 
Der Betreiber erstellt eine Liste der von ihm hergestellten, importierten oder verwendeten 
Substanzen, die auf der Liste der Substanzen stehen, deren Zulassung beantragt wurde, die 
von der Europäischen Chemikalienagentur gemäß Artikel 59 der Verordnung 1907/2006, der 
so genannten REACH-Verordnung erstellt wird, und aktualisiert sie regelmäßig und 
mindestens einmal pro Jahr. 
 
Der Betreiber hält diese Liste der Aufsichtsbehörde zur Verfügung. 
 
Artikel 6.2.3 – GENEHMIGUNGSPFLICHTIGE SUBSTANZEN 
 
Sollte die in Anwendung des vorhergehenden Artikels erstellte Liste Substanzen enthalten, 
die in Anhang XIV der REACH-Verordnung 1907/2006 genannt sind, muss der Betreiber die 
Aufsichtsbehörde innerhalb einer Frist von 3 Monaten nach Aktualisierung der genannten 
Liste hiervon in Kenntnis setzen. 
 
Der Betreiber muss für diese Substanzen erläutern, wie er die Einhaltung der REACH-
Verordnung Nr. 1907/2006 gewährleisten will und ob er beispielsweise vorhat, die 
betreffenden Substanzen zu ersetzen, ob er der Meinung ist, dass ihre Verwendung von 
diesem Verfahren ausgenommen ist, oder ob er plant, einen Zulassungsantrag bei der 
Europäischen Chemikalienagentur zu stellen. 
 
Sollte er eine Zulassung erhalten, die entsprechend Artikel 60 und 61 der REACH-
Verordnung Nr. 1907/2006 ausgestellt wird, muss der Betreiber der Aufsichtsbehörde eine 
Kopie dieser Entscheidung und insbesondere der darin vorgesehenen 
Verwaltungsmaßnahmen zur Verfügung halten. 
 
In jedem Fall muss der Betreiber der Aufsichtsbehörde die Verwaltungsmaßnahmen zur 
Verfügung halten, die er zum Schutz der menschlichen Gesundheit und der Umwelt, sowie 
gegebenenfalls zur Beobachtung der Ableitungen dieser Substanzen in die Umwelt ergriffen 
hat. 
 
Artikel 6.2.4 - BIOZIDE – ERSATZKANDIDATEN  
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Der Betreiber erfasst die Biozide, die im Rahmen von Industrieprozessen verwendet werden 
und deren Wirkstoffe auf Grund ihrer gefährlichen Eigenschaften als „Ersatzkandidaten“ im 
Sinne der Verordnung Nr. 528/2012 gelten. Diese Einstufung wird regelmäßig aktualisiert 
und in jedem Fall mindestens einmal pro Jahr. 
 
Für die festgestellten Substanzen und Produkte hält der Betreiber der Aufsichtsbehörde 
seine Analyse über die möglichen Alternativen für diese Substanzen und die von ihm zum 
Schutz der menschlichen Gesundheit und der Umwelt sowie zur Überwachung der 
Ableitungen dieser Substanzen in die Umwelt ergriffenen Verwaltungsmaßnahmen zur 
Verfügung. 
 
Artikel 6.2.5 – SUBSTANZEN MIT AUSWIRKUNGEN AUF DIE OZONSCHICHT (UND 
DAS KLIMA) 
 
Die Bestimmungen der Verordnung Nr. 517/2014 vom 16. April 2014 über fluorhaltige 
Treibhausgase in Abänderung der Verordnung (EG) Nr. 842/2006 kommen zur Anwendung, 
ebenso wie gegebenenfalls die von Abschnitt 6 von Kapitel III Abschnitt IV des 
regulatorischen Teils des französischen Umweltgesetzbuches. 
 
KAPITEL 6.3 – NEBENPRODUKTE 
 
Artikel 6.3.1 – VERWERTUNG DER STOFFE AUS DER TROCKNUNG VON 
GÄRMOSTKONZENTRAT ALS DÜNGER 
 
Der organisch-mineralische Stoff, der Kaliumsulfat enthält und bei der Säuerung und 
Trocknung von Gärmostkonzentrat entsteht, wird als Nebenprodukt verwertet. 
 
Der Betreiber ist in der Lage, jederzeit zu belegen, dass der entsprechende Stoff sämtliche in 
Artikel L541-4-2 frz. Umweltgesetzbuch festgelegten Bedingungen erfüllt. Insbesondere 
muss er sämtliche Vorschriften in Bezug auf die Produkte (darunter die Registrierung gemäß 
der REACH-Verordnung Nr. 1907/2006), die Umwelt und den Gesundheitsschutz erfüllen, 
die für die spätere Verwendung gelten (Düngemittel). 
 
Sollte eine der in Artikel L.541-4-2 frz. Umweltgesetzbuch festgelegten Bedingungen nicht 
mehr erfüllt sein: 
 
- informiert der Betreiber der Aufsichtsbehörde kurzfristig darüber, 
- kann Kaliumsulfat nicht mehr als Nebenprodukt gelten und muss die Bestimmungen von 
ABSCHNITT 5 der vorliegenden Verordnung einhalten, 
- leitet der Betreiber eine Überarbeitung des Referenzbetrags für die in KAPITEL 1.5 
festgelegten Finanzbürgschaften an den Präfekten. 
 
ABSCHNITT 7 – VERMEIDUNG VON LÄRMBELÄSTIGUNGEN, ERSCHÜTTERUNGEN 
UND LICHTEMISSIONEN 
 
KAPITEL 7.1 – ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN 
 
Artikel 7.1.1 – NUTZUNGSKONZEPT 
 
Die Anlage wird so errichtet, ausgestattet und betrieben, dass ihr Betrieb nicht zu 
Lärmentwicklungen führen kann, die sich als Luft- oder Körperschall ausbreiten, sowie zu 
mechanischen Erschütterungen, die die Gesundheit oder die Sicherheit der Nachbarschaft 
gefährden oder eine Belästigung für sie darstellen können. 
 
Die Bestimmungen der Ministerialverordnung vom 23. Januar 1997 in der geänderten 
Fassung über die Begrenzung des Lärms, der sich von unter Buch V Abschnitt 1 frz. 
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Umweltgesetzbuch fallenden Anlagen in der Umwelt ausbreiten, sowie die technischen 
Regeln im Anhang zum Rundschreiben vom 23. Juli 1986 über mechanische 
Erschütterungen, die von als umweltgefährdend eingestuften Anlagen in die Umgebung 
abgegeben werden, kommen zur Anwendung. 
 
Artikel 7.1.2 – AUSRÜSTUNGEN, DIE LÄRM- ODER MECHANISCHE 
ERSCHÜTTERUNGSQUELLEN SEIN KÖNNEN 
 
Der Geräuschpegel der Ausrüstungen wird bei ihrem Kauf berücksichtigt und leisere Anlagen 
werden bevorzugt. Der Betreiber vergewissert sich ferner der korrekten Auslegung seiner 
Ausrüstungen. 
 
Ausrüstungen, die Lärm- oder mechanische Erschütterungsquellen sein können und im 
Rahmen des Verfahrens oder der Anlagen eingesetzt werden, müssen zumindest eine der 
folgenden Bestimmungen einhalten: 
 
- Aufstellung im Gebäudeinneren (wobei eventuelle Öffnungen geschlossen bleiben), 
- Ausreichende Entfernung zu den Grundstücksgrenzen, 
- Flexible Anschlüsse. 
 
Artikel 7.1.3 – FAHRZEUGE UND GERÄTSCHAFTEN 
 
Transportfahrzeuge, Beförderungsanlagen und Baustellenfahrzeuge, die im Standortinneren 
verwendet werden und eine Störung für die Nachbarschaft darstellen können, erfüllen die 
Bestimmungen von Artikel R.571-1 bis R.571-24 frz. Umweltgesetzbuch, ausgenommen 
Gerätschaften, die außerhalb der Gebäude verwendet werden sollen, die unter die 
Verordnung vom 18. März 2002 in der geänderten Fassung fallen, nach dem 4. Mai 2002 auf 
den Markt kamen und den Bestimmungen der genannten Verordnung unterliegen.  
 
Artikel 7.1.4 KOMMUNIKATIONSGERÄTE 
 
Die Verwendung sämtlicher akustischen Kommunikationsgeräte (Sirenen, Warntöne, 
Lautsprecher usw.), die die Nachbarschaft stören, ist untersagt, außer wenn ihre 
Verwendung ausnahmsweise erfolgt und der Verhütung oder Meldung schwerer 
Zwischenfälle oder Unfälle vorbehalten ist. 
 
Artikel 7.1.5 LÄRMMANAGEMENTPLAN 
 
Das in Artikel 2.1.2 der vorliegenden Verordnung genannte Umweltmanagementsystem 
(EMS) umfasst einen Lärmmanagementplan, der unter anderem Folgendes umfasst: 
 
- Ein Messprogramm und die damit verbundenen Protokolle und Zeitpläne, 
- Ein Lärmüberwachungsprotokoll, 
- Ein Protokoll für die zu ergreifenden Maßnahmen, um festgestellte Lärmprobleme zu 
managen, 
- Ein Präventions- und Lärmbegrenzungsprogramm zur Feststellung der Lärmquelle(n), zur 
Messung oder Bewertung der Lärmexposition, zur Ermittlung der Beiträge der einzelnen 
Quellen und zur Ergreifung von Präventions- und/oder Begrenzungsmaßnahmen. 
 
Dieser Plan wird aktiviert, sobald Lärmbelästigungen wahrscheinlich oder erwiesen sind. 
 
Eventuelle Zwischenfälle sowie eventuelle Anfragen oder Klagen werden im Rahmen des 
EMS behandelt. 
 
KAPITEL 7.2 GERÄUSCHPEGEL 
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Artikel 7.2.1 – AUSTRITTSGRENZWERTE 
 
Die Geräuschemissionen in Verbindung mit der Tätigkeit der Anlagen dürfen keinen 
Geräuschaustritt verursachen, der in Gebieten mit Lärmregulierung über den zulässigen 
Werten liegt, die in nachstehende Tabelle festgelegt sind: 
 

TAGSÜBER von 7 bis 22 Uhr 
(ausgenommen Sonn- und Feiertage) 

NACHTS von 22 bis 7 Uhr (sowie Sonn- und 
Feiertage) 

5 dB(A) 3 dB(A) 

 
Der Kontrollpunkt in Gebieten mit Lärmregulierung wird im Plan festgelegt, der der 
vorliegenden Verordnung im Anhang (Anhang 2) beigefügt ist: Punkt Nr. 4. 
 
Artikel 7.2.2 – GRENZWERTE FÜR LÄRM AN DEN GRUNDSTÜCKSGRENZEN 
 
Die Lärmgrenzwerte dürfen an der Grundstückgrenze des Standortes die folgenden Werte 
zu den verschiedenen Tageszeiten nicht überschreiten: 
 

TAGSÜBER von 7 bis 22 Uhr 
(ausgenommen Sonn- und Feiertage) 

NACHTS von 22 bis 7 Uhr (sowie Sonn- und 
Feiertage) 

70 dB(A) 60 dB(A) 

 
Die Kontrollpunkte an der Grundstücksgrenze werden im Plan festgelegt, der der 
vorliegenden Verordnung im Anhang (Anhang 2) beigefügt ist: Punkt Nr. 1, 2 und 3. 
 
Artikel 7.2.3 – LÄRM MIT SPEZIFISCHER TONQUALITÄT 
 
Von den Anlagen gehen keine Geräusche mit spezifischer Tonqualität entsprechend der 
Definition in der vorgenannten Ministerialverordnung vom 23. Januar 1997 aus. 
 
Artikel 7.2.4 – SELBSTKONTROLLE DER GERÄUSCHPEGEL 
 
Eine Messung des Geräuschpegels und des Austritts erfolgt spätestens ein Jahr nach 
Inbetriebnahme der Anlage und danach alle 10 Jahre. Die Messungen erfolgen 
entsprechend der im Anhang zur vorstehenden Ministerialverordnung vom 23. Januar 1997 
festgelegten Methode. Diese Messungen erfolgen durch eine entsprechend kompetente 
Stelle unter repräsentativen Betriebsbedingungen der Anlage über eine Dauer von 
mindestens einer halben Stunde. 
 
Die Messung der Geräuschemissionen erfolgt auf Kosten des Betreibers durch eine 
kompetente Stelle, beispielsweise auf Anforderung des Präfekten, falls es Beschwerden 
gegen die Anlage gegeben hat oder bei Änderungen an der Anlage, die sich möglicherweise 
auf den in Gebieten mit Lärmregulierung erzeugten Lärm auswirken. 
 
Die Ergebnisse werden im auf ihren Erhalt folgenden Monat mit eventuellen Erläuterungen 
und Verbesserungsvorschlägen an den Präfekten weitergeleitet. 
 
KAPITEL 7.3 – ERSCHÜTTERUNGEN 
 
Artikel 7.3.1 – ERSCHÜTTERUNGEN 
 
Bei für die Nachbarschaft sowie für die Sicherheit von Gütern oder Personen störenden 
mechanischen Erschütterungen werden zulässige Grenzwerte sowie die Messung der 
ausgehenden Erschütterungspegel entsprechend den Spezifikationen der technischen 
Regeln festgelegt, die dem Anhang des Ministerialrundschreibens Nr. 23 vom 23. Juli 1986 
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über mechanische Erschütterungen in der Umgebung durch als umweltgefährdend 
eingestufte Anlagen zu entnehmen sind. 
 
ABSCHNITT 8 – PRÄVENTION TECHNOLOGISCHER GEFÄHRDUNGEN 
 
KAPITEL 8.1 – ALLGEMEINES  
 
Artikel 8.1.1 – GRUNDSÄTZE 
 
Der Betreiber ergreift alle erforderlichen Vorkehrungen, um Zwischenfällen und Unfällen 
vorzubeugen, die die Anlagen betreffen können, und um ihre Folgen zu begrenzen. 
 
Er organisiert unter seiner Verantwortung geeignete Maßnahmen, um diese 
Gefahrenverhütung unter normalen Betriebsbedingungen, aber auch in vorläufigen und 
erschwerten Situationen zu erreichen und aufrecht zu erhalten, von der Errichtung bis zur 
Wiederinstandsetzung des Standortes nach Betriebseinstellung. 
 
Er trifft die erforderlichen Vorkehrungen, um ihre Anwendung und Aufrechterhaltung zu 
gewährleisten und um eventuelle Abweichungen zu erkennen und zu beheben. 
 
Artikel 8.1.2 – ORTUNG VON GEFÄHRDUNGEN 
 
Der Betreiber identifiziert unter seiner Verantwortung die Bereiche des Standortes, die die 
Ursache für Brände, giftige Ausdünstungen oder Explosionen auf Grund des 
Vorhandenseins von eingelagerten oder verwendeten gefährlichen Substanzen oder 
Mischungen oder schädlicher oder explosiver Atmosphäre sein können, die ständig oder 
regelmäßig im Rahmen des normalen Betriebs der Anlagen bestehen oder hin und wieder 
mit einer geringen Häufigkeit und von kurzer Dauer auftreten. 
 
Diese Bereiche werden durch geeignete Mittel gekennzeichnet und auf einem systematisch 
aktualisierten Plan eingetragen. Die genaue Art der Gefährdung (potenziell explosive 
Atmosphäre usw.) und die einzuhaltenden Anweisungen werden am Zugang zu diesen 
Bereichen und, entsprechend dem Bedarf, auch im Inneren dieser Bereiche angegeben. 
Diese Anweisungen müssen in den Rettungsplänen enthalten sein. 
 
Artikel 8.1.3 – ZUSTAND DES GELAGERTEN MATERIALS 
 
Der Betreiber führt eine aktuelle Aufstellung des gelagerten Materials, einschließlich des 
ungefährlichen Materials oder das keiner Gefährdungseinstufung gemäß der Nomenklatur 
für als umweltgefährdend eingestufte Anlagen entspricht. 
 
Anhand dieser Aufstellung kann den Anforderungen im Umgang mit einem Zwischenfall 
Rechnung getragen werden. Insbesondere ermöglicht sie es, die Art und die ungefähren 
Mengen der Substanzen, Produkte, Stoffe oder Abfälle zu kennen, die in jedem Tätigkeits- 
oder Lagerbereich vorhanden sind: 
 
• Bei gefährlichem Material müssen zumindest die verschiedenen Kategorien der 
Gefahrenvermerke für die Substanzen, Produkte, Stoffe oder Abfälle angegeben sein, wenn 
diese Vermerke zu einer Einstufung in eine der Rubriken 4XXX der Nomenklatur für als 
umweltgefährdend eingestufte Anlagen führen können. 
• Für andere Stoffe müssen zumindest die großen Produkt-, Material- oder Abfallkategorien 
angegeben werden, entsprechend einer zielführenden Typologie gegenüber den wichtigsten 
Gefährdungen im Brandfall. 
 
Um gegebenenfalls dem Informationsbedarf der Bevölkerung Rechnung zu tragen, hält der 
Betreiber ferner dem Präfekten eine zusammenfassende Aufstellung zur Verfügung, die 
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leicht verständliche Informationen zu den Substanzen, Produkten, Stoffen oder Abfällen 
enthält, die in jedem Tätigkeits- oder Lagerbereich vorhanden sind. 
 
Die Aufstellung über die gelagerten Stoffe in den beiden vorstehend erläuterten Formaten 
(vollständig und zusammenfassend): 
 
• wird bei gefährlichen Stoffen mindestens täglich und bei allen anderen wöchentlich 
aktualisiert, 
• wird durch einen allgemeinen Plan der Tätigkeits- oder Lagerbereiche ergänzt, die für die 
Erstellung der Aufstellung verwendet werden, der unter den gleichen Bedingungen 
zugänglich ist. 
 
Eine regelmäßige Anpassung erfolgt durch eine physische Bestandsaufnahme, die 
mindestens einmal jährlich erfolgt, oder gegebenenfalls durch eine laufende 
Bestandsaufnahme. 
 
Die gesamten Dokumente, die in diesem Artikel genannt sind: 
• werden dem Präfekten, den Rettungsdiensten, der Aufsichtsbehörde und den 
Gesundheitsbehörden zur Verfügung gehalten; 
• sind jederzeit leicht zugänglich, auch bei Zwischenfällen, Unfällen, Nutzungsausfällen oder 
jedem anderen Ereignis, von dem die Anlage betroffen sein könnte. 
 
Artikel 8.1.4 – SAUBERKEIT DER ANLAGE 
 
Die Räume werden sauber gehalten und regelmäßig gereinigt, um Ansammlungen mit 
Gefahrstoffen, Schadstoffen und Staub zu vermeiden. Das Reinigungsgerät ist für die 
angesichts der Produkte und Stäube bestehenden Gefährdungen geeignet. 
 
Artikel 8.1.5 – ZUGANGSKONTROLLE  
 
Der Betrieb befindet sich in einem rundum effektiv abgeschlossenen Gewerbegebiet mit 
strenger Zugangskontrolle. Zudem ist der Betrieb selbst vollkommen umzäunt (Gitterhöhe 
von mindestens 2 Metern) und die Zugänge sind bei Abwesenheit des Personals am 
Standort verschlossen. Der Verschluss des Standortes erfolgt im Einklang mit den 
Bestimmungen von KAPITEL 2.2 der vorliegenden Verordnung. 
 
Der Zugang zum Standort ist Unbefugten verboten, was durch entsprechende technische 
und/oder organisatorische Vorkehrungen sichergestellt wird. Die Modalitäten für die 
Zugangserlaubnis sind in einem Verfahren festgelegt. 
 
Eine ständige Überwachung wird sichergestellt. Diese Kontrolle kann auf Ebene des 
genannten Gewerbegebiets erfolgen. 
 
Ferner ist für Standort-externe Personen der Zugang zu bestimmten Bereichen 
ausschließlich denjenigen vorbehalten, die über eine Arbeitserlaubnis verfügen, die vom 
Betreiber ausgestellt wurde, und/oder die von ordnungsgemäß befugten Personen im 
Einklang mit den Bestimmungen von Artikel 8.3.3 begleitet werden. Dies gilt insbesondere 
für: 
 

- Schalträume, 
- ATEX-Bereiche, 
- Lagerbereiche für Chemikalien. 

 
Der Betreiber ergreift die erforderlichen Vorkehrungen für die Zugangskontrolle und ist stets 
über die an seinem Standort anwesenden Personen informiert. 
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Artikel 8.1.6 – FORTBEWEGUNG AM STANDORT 
 
Der Betreiber legt die Fortbewegungsregeln fest, die innerhalb des Standortes gelten. Diese 
werden den Betroffenen durch geeignete Schilder und angemessene Informationen zur 
Kenntnis gebracht. 
Wege und Zugänge werden insbesondere markiert, konsequent sauber und frei von allen 
Gegenständen gehalten, die ein Hindernis darstellen können. Diese Wege werden so 
angelegt, dass Löschfahrzeuge im Einklang mit den Bestimmungen von KAPITEL 8.4 
problemlos durchfahren können. 
 
Artikel 8.1.7 – EINHALTUNG DER GEFÄHRDUNGSBEURTEILUNG 
 
Der Betreiber sieht sämtliche Ausrüstungen vor, die in der geltenden 
Gefährdungsbeurteilung genannt sind, und hält sie instand. 
 
Der Betreiber ergreift sämtliche Organisations- und Schulungsmaßnahmen sowie die in der 
geltenden Gefährdungsbeurteilung genannten Verfahren. 
 
Artikel 8.1.8 – SICHERHEITSMANAGEMENTSYSTEM (SMS) 
 
Der Betreiber richtet ein Sicherheitsmanagementsystem (SMS) ein, das auf Standortebene 
verwaltet wird und für die am Standort bestehenden Gefährdungen geeignet ist. 
 
Das SMS verwaltet zumindest die folgenden Aspekte in Verbindung mit Risikoprävention und 
Sicherheit: 
 

- Feststellung und Beurteilung der Gefährdungen – Gefahrenanalyse, 
- Schulungen und Verantwortungsübernahme, 
- Verfahren in normalen und Unfallsituationen, 
- Management von Zwischenfällen, 
- Notfallverfahren, 
- Instandhaltungs- und Wartungsplan für die Anlagen in Kooperation mit der 

Wartungsabteilung. Dieser Wartungsplan berücksichtigt unter anderem das bisherige 
Feedback. 

- In der Gefahrenanalyse identifizierte Sicherheitsbarrieren. 
 
Artikel 8.1.9 – STEUERZENTRALE – SICHERHEITSBEREICH 
 
Die Anlagen werden von der Steuerzentrale aus gesteuert und überwacht, die sich im 
„Tertiärgebäude“ befindet. 
 
Die Steuerzentrale befindet sich in einem „Sicherheitsbereich“. Dieser Sicherheitsbereich 
soll: 
 
• Hitze- und Überdruckeffekten standhalten, die zum Datum der Unterzeichnung der 
vorliegenden Verordnung bekannt sind und denen er bei einem Unfall in den Anlagen des 
Standortes oder in denen anderer Industrieunternehmen im Gewerbegebiet ausgesetzt sein 
kann, und zwar mindestens während der für die Sicherung der Anlagen und danach der 
Personen erforderlichen Dauer; 
• das gesamte am Standort anwesende Personal bei einem gefährlichen Ereignis schützen, 
das im Gewerbegebiet eintreten kann und eine Gefährdung durch Giftstoffe aufweist, 
gleichzeitig aber die Fortsetzung der Steuerung der Anlagen und gegebenenfalls ihre 
Sicherung ermöglichen. Insbesondere wird die Belüftung des Sicherheitsbereichs bei 
Vergiftungsrisiken abgeschaltet. 
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In der Steuerzentrale sind die Ausrüstungen vorhanden, die gegebenenfalls ein Eingreifen in 
einer Atmosphäre mit Giftgefährdung ermöglichen (durch Sicherung der Anlagen von der 
Steuerzentrale aus oder gegebenenfalls durch Eingreifen von außen). 
 
Bei Feststellung neuer Effekte, die die ständigen Arbeitsplätze betreffen können, ergreift der 
Betreiber die erforderlichen technischen und/oder organisatorischen Maßnahmen, um den 
Schutz der Mitarbeiter an diesen Arbeitsplätzen zu gewährleisten. 
 
Die Einheit wird durch ein digitales Steuer- und Kontrollsystem (SNCC) gesteuert. 
 
Bei Ausfällen von Betriebsmedien schalten die betroffenen Anlagen automatisch in den 
Sicherheitsmodus um. 
 
Die Nothalteknöpfe in der Steuerzentrale ermöglichen die Außerbetriebsetzung der Anlagen 
unabhängig von den Steuerautomaten und -systemen. 
 
KAPITEL 8.2 – ALLGEMEINE PRÄVENTIONSVORRICHTUNGEN 
 
Artikel 8.2.1 – STROMVERSORGUNG AM STANDORT 
 
Der Betreiber hält der Aufsichtsbehörde die Elemente zur Verfügung, die belegen, dass die 
elektrischen Anlagen die geltenden Regeln erfüllen und gut gewartet sind. 
 
Unbeschadet der Bestimmungen des französischen Arbeitsgesetzbuches werden die 
elektrischen Anlagen regelmäßig von einer zuständigen Stelle überprüft. Sollten bei diesen 
Überprüfungen Konformitätsmängel festgestellt werden, bewahrt der Betreiber Belege für die 
ergriffenen korrigierenden Maßnahmen auf. 
 
Die Ergebnisse der regelmäßigen Überprüfungen und die Nachweise für die Aufhebung 
eventueller Konformitätsmängel werden der Aufsichtsbehörde zur Verfügung gehalten. 
 
Artikel 8.2.2 – BEREICHE, DIE EXPLOSIONEN VERURSACHEN KÖNNEN 
 
Unbeschadet der Bestimmungen des französischen Arbeitsgesetzbuches werden die 
Elektroinstallationen in den Teilen des Standortes, die im Einklang mit Artikel 8.1.2 
identifiziert wurden und als Bereiche gelten, in denen es explosive Atmosphären geben kann 
(ATEX-Bereiche), auf das absolut Notwendige für den Betrieb reduziert und alle Geräte, 
Maschinen oder Anlagen werden außerhalb dieser Bereiche aufgestellt. 
 
In diesen Bereichen werden die Elektro-, Mechanik-, Hydraulik- und Druckluftinstallationen 
an diese Risiken angepasst, sind für die Verwendung in explosiver Atmosphäre geeignet und 
erfüllen die geltenden Vorschriften. 
 
Die erforderlichen Nachweise werden der Aufsichtsbehörde zur Verfügung gehalten. 
 
Artikel 8.2.3 – BELÜFTUNG DER RÄUME 
 
Unbeschadet der Bestimmungen des französischen Arbeitsgesetzbuches werden 
abgeschottete Bereiche und Räume angemessen belüftet, um die Entstehung einer 
explosiven, toxischen oder schädlichen Atmosphäre zu vermeiden. 
 
Der Austritt der Belüftung in die Atmosphäre wird so weit weg wie möglich von Bereichen mit 
ständiger Mitarbeiterpräsenz und den Frischluft-Ansaugöffnungen entfernt platziert. 
 
Artikel 8.2.4 – ERDUNG 
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Ausrüstungen aus Metall (Behälter, Becken, Leitungen) müssen im Einklang mit den 
geltenden Regeln und Normen und unter Berücksichtigung der explosiven oder brennbaren 
Merkmale der Produkte geerdet werden. 
 
Artikel 8.2.5 – VERHÜTUNG VON GEFÄHRDUNGEN IN VERBINDUNG MIT 
UNVEREINBAREN PRODUKTEN 
 
Der Betreiber muss die Unvereinbarkeiten der Produkte untereinander und zwischen 
Produkten und Materialien feststellen und seine Mitarbeiter und alle Personen, die am 
Standort zum Einsatz kommen, darüber aufklären. 
 
Produkte müssen am Standort so gelagert werden, dass untereinander unvereinbare 
Produkte nicht in Berührung miteinander kommen und sich nicht in unmittelbarer Nähe 
zueinander befinden, einschließlich in den verknüpften Auffangbecken bei unbeabsichtigtem 
Auslaufen. 
 
Artikel 8.2.6 – PLANUNG DER ANLAGEN UND AUSRÜSTUNGEN 
 
Die Ausrüstungen (Behälter, Rohre, Stützen, Reaktoren usw.) werden im Einklang mit 
anerkannten Vorgaben und in Materialien geplant, die mit den verwendeten Produkten und 
ihrem Umfeld vereinbar sind. Insbesondere müssen die Prozessausrüstungen und der 
Melassebehälter aus rostfreiem Material bestehen. 
 
Die Gebäude und Anlagen werden entsprechend den geltenden Eurocode-Normen geplant, 
um den Witterungsbedingungen standzuhalten. 
 
Temperatursensible Ausrüstungen werden wärmegedämmt. 
 
Räume mit besonderen Risiken werden vom Rest des Gebäudes, in dem sie sich befinden, 
durch REI 120-Wände abgeschottet. 
 
Artikel 8.2.7 – ROHRLEITUNGEN, PUMPEN, DICHTUNGEN… 
 
Unbeschadet der Bestimmungen für regulierte, unter Druck stehende Ausrüstungen, halten 
die Rohrleitungen, Pumpen, Dichtungen und andere Ausrüstungen die Bestimmungen des 
vorliegenden Artikels ein. 
 
Die Rohrleitungen sind sichtbar und verschlossen. Sie werden entsprechend den geltenden 
Regeln markiert. 
 
Flansche werden so wenig wie möglich entsprechend dem technischen Bedarf verwendet 
und im Rahmen des Möglichen durch Lötverbindungen ersetzt. Insbesondere wird das 
Sammelrohr der Luftabzüge ohne Flansche gelötet. 
 
Rohre, bei denen dies erforderlich ist, werden gestrichen, um vor Außenkorrosion geschützt 
zu sein. 
 
Das für Dichtungen, Bolzen, Rohre usw. verwendete Material ist mit den äußeren 
Bedingungen und den durchgeleiteten Betriebsmedien vereinbar. 
 
Rohrleitungen, durch die gefährliche oder gesundheitsgefährdende Stoffe fließen und die 
verschmutzte Abwässer sammeln, müssen dicht und gegenüber der physikalischen und 
chemischen Einwirkung der Produkte beständig sein, die sie möglicherweise enthalten. Sie 
müssen angemessen gewartet und regelmäßig auf geeignete Weise untersucht werden, 
damit ihr einwandfreier Zustand gewährleistet ist. 
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Die verwendeten Pumpen müssen, wenn das durchgeleitete Medium ein brennbares Produkt 
ist, über einen Magnetantrieb ohne Armaturen verfügen, um Lecks zu vermeiden, und die 
Betriebssicherheit im trockenen Zustand gewährleisten. 
 
Artikel 8.2.8 – SCHUTZ VOR BLITZSCHLAG 
 
Die Bestimmungen von Abschnitt III der Ministerialverordnung vom 4. Oktober 2010 in der 
geänderten Fassung über den Schutz bestimmter als umweltgefährdend eingestufter 
Anlagen vor Blitzschlag kommen für sämtliche in Abschnitt 1 der vorliegenden Verordnung 
als umweltgefährdend eingestufte Anlagen zur Anwendung. 
 
Artikel 8.2.9 – VERHÜTUNG VON UNFÄLLEN AUF GRUND VON ALTERUNG 
 
Unbeschadet der Bestimmungen von Abschnitt III Artikel 25 der vorstehend genannten 
Verordnung vom 1. Juni 2015 über Behälter mit brennbaren Flüssigkeiten kommen die 
Bestimmungen von Abschnitt 1 der vorstehend genannten Ministerialverordnung vom 4. 
Oktober 2010 in der geänderten Fassung über die Verhütung von Risiken auf Grund der 
Alterung bestimmter Anlagen zur Anwendung. 
 
KAPITEL 8.3 – ALLGEMEINE BETRIEBSBESTIMMUNGEN 
 
Artikel 8.3.1 – BETRIEBSÜBERWACHUNG 
 
Der Betrieb erfolgt unter der Aufsicht von namentlich vom Betreiber benannten Personen, die 
über ausreichende Kenntnisse in der Führung der Anlagen, den Gefahren und Nachteilen, 
die aus dem Betrieb entstehen, den in der Anlage verwendeten oder gelagerten oder 
möglicherweise ausgestoßenen Produkten und den Vorkehrungen verfügen, die bei Unfällen 
zu treffen sind. 
 
Artikel 8.3.2 – ARBEITEN UND EINSÄTZE 
 
Reparatur- oder Ausstattungsarbeiten und generell alle Einsätze, unabhängig davon, ob sie 
intern oder durch ein externes Unternehmen durchgeführt werden, dürfen erst nach 
Ausstellung einer „Einsatzgenehmigung“ (für einen Einsatz ohne Flamme und ohne 
Wärmequelle) und eventuell einer „Genehmigung für die Verwendung von offenem Feuer“ 
(für einen Einsatz mit Wärmequelle oder Flamme) und/oder einem Hubplan (bei Bedarf eines 
Krans) und/oder einer Zutrittsgenehmigung (für bestimmte Ausrüstungen oder Räume) 
durchgeführt werden. 
 
Diese Genehmigungen müssen begründet werden und verfügen über eine begrenzte 
Gültigkeitsdauer. Sie werden vom Betreiber oder von einer von ihm namentlich bezeichneten 
Person ausgestellt und bestätigt im Einklang mit: 
 

- der Gefährdungsbeurteilung in Verbindung mit den Arbeiten und unter 
Berücksichtigung der in der Nähe gelegenen Anlagen, insbesondere wenn es sich 
um Anlagen handelt, die einen größeren Unfall verursachen können, 

- der Festlegung der geeigneten Maßnahmen. 
 
Diese Genehmigungen enthalten die speziellen einzuhaltenden Anweisungen und die 
vorzusehenden Mittel für einen Einsatz unter optimalen Sicherheits- und 
Umweltschutzbedingungen. 
 
Am Ende der Arbeiten und vor Wiederinbetriebnahme der Ausrüstung, die Gegenstand von 
Arbeiten ist, und/oder Wiederaufnahme der Tätigkeit vergewissert sich der Betreiber, dass 
die Gefährdungsprävention keinen Schaden genommen hat. 
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Wenn Arbeiten durch ein externes Unternehmen durchgeführt werden, werden die in diesem 
Artikel genannten Dokumente auch vom Vertreter des externen Unternehmens 
unterschrieben. 
 
 
 
 
Artikel 8.3.3 – VERFAHREN, VORSCHRIFTEN, ANWEISUNGEN 
 
Schriftliche und im Rahmen des Sicherheitsmanagementsystems kontrollierte 
Betriebsverfahren und -anweisungen werden umgesetzt für: 
 

- Einsätze mit Vorgängen, die auf Grund ihrer Art und ihrer Nähe zu gefährlichen 
Anlagen (einschließlich Rohrleitungsgruppen, durch die gefährliche Flüssigkeiten 
oder Gase geleitet werden) Risiken schaffen können; 

- die Führung von Anlagen, deren Störung nachteilige Auswirkungen auf die 
Nachbarschaft und die Umwelt haben kann (Anlauf- und Auslaufphase, 
Normalbetrieb, Wartung usw.). 

 
Folgende Anweisungen müssen in jedem Fall in diesen Dokumenten oder in jedem anderen 
Dokument enthalten sein, die auf Standortebene erstellt werden (allgemeine Verfahren, 
Geschäftsordnung usw.): 
 

- Verbot offener Feuer; 
- Verbot, ein Feuer oder eine Entzündungsquelle in beliebiger Form mitzubringen, 

insbesondere Rauchverbot in Gefahrenbereichen, in denen ein Brand- oder 
Explosionsrisiko besteht, ausgenommen Einsätze, für die eine entsprechende 
Einsatzgenehmigung und eine spezifische Feuererlaubnis vorliegt; 

- Verpflichtung zur „Einsatzgenehmigung“ und/oder „Feuererlaubnis“ und/oder einer 
Zugangsgenehmigung für die betroffenen Bereiche des Standortes; 

- Verpflichtung zu einem Hubplan für jede Nutzung eines Krans; 
- Verpflichtung zu einer Genehmigung vor dem Betreten bestimmter Gefahrenbereiche 

im Einklang mit Artikel 8.1.5 der vorliegenden Verordnung; 
- Verfahren für Nothalt und Sicherung der Anlagen; 
- Löschmittel, die im Brandfall zu verwenden sind; 
- Zu ergreifende Maßnahmen bei einer undichten Stelle an einem Behälter oder einer 

Rohrleitung, der bzw. die gefährliche Substanzen enthält; 
- Modalitäten für das Isolieren des Sammelnetzes und Bedingungen für die Entsorgung 

von Abfällen und Schmutzwasser bei unbeabsichtigtem Auslaufen unter Einhaltung 
der vorliegenden Verordnung und der geltenden Bestimmungen; 

- Meldeverfahren mit den Rufnummern des Einsatzverantwortlichen des Standortes, 
der Feuerwehr und des Notrufs; 

- Verpflichtung zur Information der Aufsichtsbehörde bei Unfällen in Verbindung mit 
Fragen der Industrie- oder Umweltsicherheit. 

 
Die Anweisungen oder Betriebsarten sind Teil des Sicherheitsmanagementsystems des 
Standortes. 
 
Festgelegt sind darin unter anderem die Häufigkeit der Überprüfung der 
Sicherheitsvorrichtungen, die Einzelheiten und die Modalitäten für die durchzuführenden 
Überprüfungen, damit sichergestellt ist, dass die Anlage die Bestimmungen der vorliegenden 
Verordnung erfüllt und dass das Verfahren weiterhin die Sicherheitsvorgaben erfüllt, die vom 
Betreiber oder in den Betriebsverfahren festgelegt sind, und zwar im Normalbetrieb, in 
Übergangszeiträumen, bei außerplanmäßigen Vorgängen, im Anschluss an eine 
Betriebsunterbrechung, nach Änderungs- oder Instandhaltungsarbeiten. 
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KAPITEL 8.4 – EINGREIFEN DER RETTUNGSDIENSTE 
 
Artikel 8.4.1 - ZUGÄNGLICHKEIT 
 
Die Anlage verfügt permanent über mindestens einen Zugang, um jederzeit das Eingreifen 
der Brandschutz- und Rettungsdienste zu ermöglichen (unter Zugang zur Anlage ist ein 
Eingang zu verstehen, der das öffentliche Straßen- und Wegenetz mit dem Inneren des 
Standortes verbindet und ausreichend bemessen ist, damit die Zufahrt von 
Rettungsfahrzeugen und ihr Einsatz möglich sind). 
 
Fahrzeuge, die mit dem Betrieb der Anlage zu tun haben, müssen so parken, dass sie die 
Zufahrt für Rettungsfahrzeuge aus dem externen Straßennetz nicht behindern, und zwar 
auch außerhalb der Betriebs- und Öffnungszeiten der Anlage. 
 
Artikel 8.4.2 – ZUGÄNGLICHKEIT FÜR FAHRZEUGE IN DER NÄHE DER ANLAGE 
 
Mindestens ein Fahrweg muss für den Verkehr im Einzugsbereich der Anlage frei bleiben 
und so positioniert sein, dass er durch den Zusammenbruch der gesamten oder eines Teils 
der Anlage nicht blockiert werden kann. 
 
Dieser Fahrweg muss folgende Merkmale aufweisen: 
 

- Die Nutzbreite beträgt mindestens 6 Meter, die freie Höhe mindestens 4,5 Meter und 
das Gefälle unter 15%, 

- In Kurven mit einem Innenradius unter 50 Metern muss ein Innenradius R von 
mindestens 13 Metern gegeben sein, zuzüglich einer zusätzlichen Breite S = 15/R 
Metern, 

- Der Fahrweg widersteht der für ein Fahrzeug berechneten Tragfähigkeit von 160 kN 
mit einem Maximum von 90 kN pro Achse (320 kN mit höchstens 130 kN pro Achse 
für Anlagen mit spezifischen Gefährdungen, die umfassender Brandschutzmittel 
bedürfen: Lagergebäude, Aufbewahrung brennbarer Flüssigkeiten usw.), wobei die 
Achsen höchstens 3,6 Meter voneinander entfernt sind, 

- Jeder Punkt des Einzugsbereichs der Anlage ist höchsten 60 Meter von diesem 
Fahrweg entfernt, 

- Zwischen den Zufahrten zur Anlage und dem Fahrweg für Fahrzeuge oder 
Drehleitern darf kein Hindernis aufgestellt werden. 

 
Sollte es nicht möglich sein, einen Fahrweg einzurichten, der ein Befahren des gesamten 
Einzugsbereichs der Anlage ermöglicht, und sollte der gesamte oder ein Teil des Fahrwegs 
eine Sackgasse sein, müssen die letzten 40 Meter des in eine Sackgasse führenden Teils 
des Wegs eine Mindestnutzbreite von 7 Metern und am äußersten Ende einen 
Wendebereich von 20 Metern Durchmesser aufweisen. 
 
Artikel 8.4.3 – ERRICHTUNG DER HYDRAULIKVORRICHTUNG VON DEN 
FAHRZEUGEN AUS 
 
Von jedem Fahrweg aus wird ein Zugang zu allen Ausgängen des Gebäudes oder zumindest 
auf den beiden gegenüberliegenden Seiten der Anlage durch einen befestigten Weg von 
mindestens 1,40 Metern vorgesehen. 
 
KAPITEL 8.5 - ORGANISATION 
 
Artikel 8.5.1 – INTERNER BETRIEBSPLAN (POI) 
 
Der Betreiber erstellt vor der ersten Inbetriebnahme der Anlagen einen internen Betriebsplan 
(POI), aktualisiert ihn und setzt ihn bei Bedarf um. 
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Die erste Fassung wird auf Datenträger und Papier übermittelt: 
 

- in doppelter Ausfertigung an die DREAL, 
- in einfacher Ausfertigung an die Brandschutz- und Rettungsstelle des Departements 

(SDIS), 
- in einfacher Ausfertigung an den Zivilschutz der Präfektur (SIDPC). 

 
Genauso wird nach jeder Aktualisierung vorgegangen. 
 
Dieser POI legt die organisatorischen Maßnahmen, die Einsatzmethoden und die Mittel fest, 
die bei einem Unfall zum Schutz der Beschäftigten, der Bevölkerung und der Umwelt zur 
Anwendung kommen. Insbesondere legt er Folgendes fest: 
 

- den Alarmplan und die Alarmmittel der verschiedenen Strukturen und der 
verschiedenen betroffenen Stellen; 

- das Verwaltungsverfahren für Notsituationen bei Unfällen und insbesondere bei 
internen oder externen Unfällen, die Folgen für die ständigen Arbeitsplätze haben 
können; 

- Pläne des Standortes und der Anlagen, einschließlich der verschiedenen Netze 
sowie der Auffangbecken, um das Eingreifen der Rettungskräfte durch eine 
Beschreibung der Gefahren und eine Markierung der Sammelpunkte zu erleichtern; 

- den Plan und die Anweisungen gemäß Artikel 8.1.2 sowie die Aufstellung der 
eingelagerten Materialien gemäß Artikel 8.1.3; 

- die Bedingungen für den Einsatz der Feuerwehr des Gewerbegebiets im Rahmen der 
in Artikel 8.5.2 genannten unterzeichneten Übereinkunft. 

 
Der Brandbekämpfungsplan, der laut Punkt 1 Artikel 14 der vorstehenden 
Ministerialverordnung vom 1. Juni 2015 erforderlich ist und dessen erwarteter Mindestinhalt 
dem genannten Punkt zu entnehmen ist, wird in diesen POI aufgenommen. 
 
Ferner soll durch ein Verfahren, das im Rahmen des Sicherheitsmanagementsystems 
ausgearbeitet wird, Folgendes sichergestellt werden: 
 

- konsequente Aktualisierung des POI, 
- Schulung des Personals in Risikoprävention und Interventionen, 
- Häufigkeit, Inhalt und Feedback aus den Übungen. Diese Übungen werden geplant 

und organisiert, um die Effektivität des POI sicherzustellen. Die erste Übung wird in 
dem Quartal organisiert, das auf die Inbetriebnahme der Anlagen folgt, und 
mindestens einmal jährlich wiederholt. 

 
Der Betreiber vergewissert sich darüber hinaus, dass sein POI im Einklang mit den 
Bestimmungen von Datenblatt 1 im Anhang zum vorstehend genannten 
Ministerialrundschreiben vom 10. Mai 2010 mit jedem der Internen Betriebspläne (POI) der 
Standorte von AIR LIQUIDE FRANCE INDUSTRIE (ALFI), TOTAL PETROCHEMICALS 
France (TPF) und ARKEMA FRANCE kohärent ist. 
 
Der Betreiber verfügt unter anderem über ein Alarm- / Kommunikationssystem, mit dem 
rasch Alarm an seinem Standort ausgelöst werden kann, falls von einem der vorgenannten 
Unternehmen Alarm ausgelöst wird, und umgekehrt ein Alarm an diese Unternehmen sowie 
an die Firma VFLI weitergeleitet wird, sobald ihre Anlagen und/oder Mitarbeiter betroffen sein 
können. 
 
Der POI des Betreibers umfasst ferner eine Beschreibung der bei einem Unfall zu 
ergreifenden Maßnahmen, der seine Mitarbeiter und/oder seine Anlagen betreffen kann und 
eintritt: 
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- bei den oben genannten Unternehmen, 
- an den Gasleitungen und den damit verbundenen Anlagen, 
- an den VFLI-Gleisen. 

 
Eine gemeinsame POI-Übung zwischen den genannten Unternehmen (TPF, ARKEMA 
FRANCE, ALFI, VFLI) wird mindestens einmal jährlich organisiert. 
 
Ein Treffen der am Abgleich der POI beteiligten Standortleiter oder ihrer für die 
Notfallplanung zuständigen Vertreter wird mindestens einmal alle drei Jahre organisiert. 
 
Artikel 8.5.2 – GEMEINSAME NUTZUNG DER MITTEL DES GEWERBEGEBIETS 
 
Der Betreiber kann auf die personellen und materiellen Mittel des Gewerbegebiets zugreifen, 
vorbehaltlich der Unterzeichnung einer entsprechenden Übereinkunft mit der Firma TOTAL 
PETROCHEMICALS FRANCE. 
 
Diese Übereinkunft wird der Aufsichtsbehörde zur Verfügung gehalten. Gibt es keine 
derartige Übereinkunft, muss der Betreiber die notwendigen Maßnahmen ergreifen, um über 
die erforderlichen personellen und materiellen Mittel für die Verwaltung eines Alarms und 
eines Einsatzes zu verfügen. 
 
KAPITEL 8.6 – FESTSTELLUNGS-, ALARM- UND EINSATZMITTEL 
 
Artikel 8.6.1 – ALLGEMEINE FESTLEGUNG DER MITTEL 
 
Der Standort verfügt über für die vorhandenen Risiken geeignete Mittel, die ausgehend vom 
Ort dieser Risiken im Einklang mit einer geltenden Gefährdungsbeurteilung und ihren 
eventuellen Nachträgen sowie mit den für die betroffenen Anlagen geltenden Bestimmungen 
verteilt werden. 
 
Artikel 8.6.2 – ALLGEMEINE ALARM- UND MELDEMITTEL 
 
Es werden sämtliche Vorkehrungen getroffen, damit ein Feuerausbruch und das Austreten 
eines brennbaren und/oder giftigen Produktes rasch erkannt werden. 
 
Zu diesem Zweck ist ständig Personal am Standort zugegen, insbesondere in der 
Steuerzentrale des Tertiärgebäudes, in der die Alarmmeldungen zentral zusammenlaufen 
und mit der die Mitarbeiter ständig über Funk verbunden sind. 
 
Ein Netz mit gezielt platzierten Kameras, deren Bilder in die Steuerzentrale übertragen 
werden, ermöglicht zudem die Überwachung der Anlagen. 
 
Brandmelder werden gezielt in den vom Betreiber festgelegten Risikobereichen platziert. 
Dazu gehören unter anderem der Serverraum, der Hauptverteilerraum und die 
Lagerbereiche für unverpackte und verpackte Fertigprodukte. 
 
Fest installierte Gasmelder werden in vom Betreiber festgelegten Risikobereichen für 
Gasaustritte oder brennbare und/oder giftige Flüssigkeiten gezielt positioniert. 
 
Der Betreiber legt die Wartungsbedingungen und die Bedingungen für regelmäßige Tests 
dieser Anlagen fest. Die Daten und Modalitäten dieser Kontrollen sowie die dabei gemachten 
Feststellungen werden in ein Register eingetragen, das der Aufsichtsbehörde zur Verfügung 
gehalten wird.  
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Die Risikobereiche und der Ort und die Art der Melder werden auf einem Plan angegeben, 
der Teil des POI ist. Bei einer Meldung durch einen fest installierten Melder wird örtlich Alarm 
ausgelöst und an die Steuerzentrale weitergeleitet (Signalton und -licht). 
 
Ferner werden regelmäßige Rundgänge von den Mitarbeitern durchgeführt, die permanent 
über Funk mit der Steuerzentrale verbunden sind. 
 
Das interne und externe Alarmsystem wird im POI des Standortes erläutert. Insbesondere 
sind ein oder mehrere Kommunikationsmittel (Telefonlinien, Netze usw.) ausschließlich der 
Alarmverwaltung vorbehalten und der Betreiber verfügt über eine interne Sirene, die von der 
Steuerzentrale aus ausgelöst werden kann. 
 
 
Artikel 8.6.3 – AUTOMATISCHE MELDE- UND LÖSCHSYSTEME 
 
Technikräume, Technikschränke oder Teile der Anlage, die entsprechend den 
Bestimmungen von Artikel 8.1.2 auf Grund der Folgen eines möglicherweise eintretenden 
Schadenfalls erfasst sind, verfügen über ein Meldesystem für spezielle Substanzen / Rauch. 
Der Betreiber erstellt eine Liste dieser Melder mit ihrer Funktion und legt die 
Instandhaltungsvorgänge fest, die erforderlich sind, um ihre Effektivität langfristig zu 
gewährleisten. 
 
Der Betreiber ist in der Lage, die Stichhaltigkeit der für die Melde- und gegebenenfalls 
Löschsysteme gewählten Abmessungen vor Augen zu führen. Er organisiert die mindestens 
halbjährliche Wartungsüberprüfung und Tests, deren Berichte der Aufsichtsbehörde zur 
Verfügung gehalten werden. 
 
Bei Installation automatischer Löschsysteme werden diese im Einklang mit anerkannten 
Bezugsgrundlagen geplant, installiert und regelmäßig gewartet. 
 
Artikel 8.6.4 – ALLGEMEINE EINSATZ- UND BRANDBEKÄMPFUNGSMITTEL 
 
Die für die Anlagen erforderlichen Einsatz- und Löschmittel werden im Einklang mit den 
geltenden Vorschriften festgelegt (insbesondere Artikel 14 der vorgenannten 
Ministerialverordnung vom 1. Juni 2015 für brennbare Flüssigkeiten) und basieren ferner auf 
der Brandschutz-Berechnungsnotiz „C4833-T-NC-00-001“, Überarbeitung 1 vom 17.09.2020 
in Verbindung mit dem Plan C4833-P-PF-90-965, Überarbeitung 2 vom 24.07.2020. Sie 
werden im POI präzisiert. 
 
Die Anlagen werden durch ein spezifisches, vermaschtes und unterteilbares 
Brandschutznetz in nächster Nähe zur Pumpanlage gesichert. Dieses Netz kann auf einen 
Druck von 12 Bar gebracht werden, falls das Schadenereignis dies erfordert. Genormte 
Überflurhydranten werden angemessen in der Nähe der sensiblen Bereiche platziert, damit 
jeder Ort, an dem ein Schadenfall eintreten könnte, leicht zugänglich ist. 
 
Die Löschschaumreserve(n) sowie die manuellen Auslösungsventile des 
Brandbekämpfungssystems befinden sich außerhalb des 5 kW/m2-Bereichs bei gefährlichen 
Phänomenen mit Hitzeeffekt. Der Betreiber stellt sicher, dass die Art und Qualität des 
Löschschaums vereinbar ist mit: 
 
• den in den Anlagen eingesetzten Produkten, 
• dem für den Einsatz des Löschschaums verfügbaren Material, 
• der gewählten Brandbekämpfungsstrategie und der vorgenannten Brandschutz-
Berechnungsnotiz. 
 
Diese Brandbekämpfungsmittel werden ergänzt durch: 
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• das Vorhandensein von sinnvoll verteilten Feuerlöschern in ausreichender Zahl, die am 
gesamten Standort in den vom Betreiber identifizierten Risikobereichen in der Nähe von 
Korridoren gut sichtbar und leicht zugänglich verteilt werden. Die Löschmittel sind für die zu 
bekämpfenden Risiken geeignet und mit den gelagerten Stoffen vereinbar; 
• eine Reserve mit nicht brennbaren absorbierenden Produkten in für das Risiko 
ausreichender Menge, mindestens jedoch 100 Liter, und die für ihre Verwendung 
erforderlichen Mittel. Die Reserve an absorbierenden Produkten wird an sichtbaren und 
leicht zugänglichen Orten gelagert und verfügt über eine Abdeckung oder jede andere 
Vorrichtung, die den Schutz der absorbierenden Produkte vor Unwetter gewährleistet; 
• spezifische feste Mittel für die vier in der vorgenannten Notiz identifizierten Brandszenarios, 
die in KAPITEL 8.8 erläutert werden. 
 
Der Betreiber trifft alle Vorkehrungen, damit ein eventueller Brand keinen Dominoeffekt für 
die Rohrstrukturen hat (Isolierung der Rohrleitungen, Anhalten der Pumpen, Schutz der 
mobilen oder fest installierten Mittel, falls erforderlich, usw.). 
 
Die gesamten Einsatz- und Brandbekämpfungsmittel werden in gutem Zustand gehalten. Sie 
sind ferner in der Lage, effektiv zu funktionieren, unabhängig von der Temperatur der Anlage 
und insbesondere bei Frost. Der Betreiber stellt die regelmäßige Überprüfung und die 
Wartung der Sicherheits- und Brandbekämpfungsmittel im Einklang mit den geltenden 
Maßnahmenkatalogen sicher. Die Daten und Modalitäten dieser Kontrollen und die dabei 
gemachten Feststellungen werden in einem Register erfasst, das der Aufsichtsbehörde zur 
Verfügung gehalten wird. 
 
Artikel 8.6.5 – MITTEL FÜR PRÄVENTION UND BEKÄMPFUNG EINER 
UNBEABSICHTIGTEN VERSCHMUTZUNG 
 
Die Rückstände aus Entleerungen werden erfasst. 
 
Die Lagerbehälter für Rohstoffe, die Bioreaktoren und die Inokula, die Zwischenbecken, die 
Bestimmungsbecken und die Lagerbehälter für Fertigprodukte verfügen über 
Pegelstandsmesser. Bei Meldung eines Höchststandes geht eine entsprechende 
Alarmmeldung an die Steuerzentrale mit automatischer Sicherung der Ausrüstung und 
gegebenenfalls dem Stopp der Zufuhr. Bei den Ladevorgängen sind Füllstäbe mit 
Pegelsonden ausgerüstet, um jegliches Überlaufen der Behälter zu vermeiden (IBC, Isotank, 
Zisterne). 
 
Alle Bereiche, in denen das Risiko eines unbeabsichtigten Auslaufens besteht, werden 
abgedichtet und für jede eingelagerte Flüssigkeit, die zu einer Verschmutzung von 
Gewässern oder Böden führen kann, wird eine Auffangkapazität bereitgestellt, die für die 
Produkte, die sie möglicherweise enthalten kann, dicht und gegen die physikalische, 
chemische und kinematische Wirkung der Betriebsmedien beständig ist, auch bei Feuer. 
Insbesondere: 
 

- befindet sich das Lager für Kaliumhydroxid im Auffangbecken T18100 mit einem 
verfügbaren Fassungsvermögen von mindestens 188,7 m3; 

- ermöglicht eine dichte Bodenplatte das Auffangen jeglichen Auslaufens an den 
Entladestellen für Rohstoffe (Kaliumhydroxid, Nährlösung oder Melasse). Die auf 
dieser Platte aufgefangenen Abwässer werden in die versetzte, überdachte und 
unterirdische Grube T98100 mit einem verfügbaren Fassungsvermögen von 
mindestens 30 m3 abgeleitet; 

- ermöglicht eine dichte Bodenplatte das Auffangen jeglichen Auslaufens an der 
Arbeitsbühne und an den drei Ladestellen des Standortes, sowie jedes eventuellen 
Überlaufens des Auffangbeckens T98600. Die auf dieser Platte aufgefangenen 
Abwässer werden in die versetzte, überdachte und unterirdische Grube T98300 mit 
einem verfügbaren Fassungsvermögen von mindestens 99 m3 abgeleitet; 
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- befinden sich die Lagerbehälter für unverpackte Fertigprodukte, die nicht in die 
Rubrik 4331 fallen, und der Lagerbehälter für Schwefelsäure in einem Auffangbecken 
T98600 mit einem verfügbaren Fassungsvermögen von mindestens 141 m3; 

- befindet sich der Säuerungsbehälter in einem Auffangbecken T98400 mit einem 
verfügbaren Fassungsvermögen von mindestens 59,3 m3; 

- bildet der Lagerbereich für verpackte Fertigprodukte (IBC und Isotanks) seinerseits 
einen Auffangbereich T98700 mit einem verfügbaren Fassungsvermögen von 
mindestens 298,5 m3; 

- befinden sich die Lagerbehälter für unverpackte Fertigprodukte, die nicht in die 
Rubrik 4331 fallen, und die damit verbundenen Bestimmungsbehälter in einem 
Auffangbehälter T98500 mit einem verfügbaren Fassungsvermögen von mindestens 
105 m3; dieser Behälter ist mit einer versetzten, überdachten und unterirdischen 
Grube T98200 mit einem verfügbaren Fassungsvermögen von mindestens 124,6 m3 
verbunden; 

- besteht der Boden unter den Bioreaktoren, den Inokula, der Lagerung von 
Rübenmark, den Nährlösungs- und Melassebehältern und der Düngemittellagerung 
in Big-Bags aus einer dichten Bodenplatte. Dies gilt auch für die Böden der 
verschiedenen Gebäude, die Böden der Abfallzone, die Böden unter den anderen 
Ausrüstungen (Kühltürme und verbundene Lagerbereiche, thermische 
Oxidationsanlage usw.). Die auf diesen Bodenplatten aufgefangenen Abwässer 
werden in das Industriebecken T86000 mit einem verfügbaren Fassungsvermögen 
von mindestens 1.721 m3 geleitet; 

- sind die Warte- und Rangierbereiche für LKW und die Fahrzeugparkplätze 
asphaltierte Bereiche mit einem Ablauf in Richtung Industriebecken T86000.  

 
Diese dichten Bodenplatten sind gegenüber den Produkten beständig, die dort auslaufen 
können. Insbesondere kommt für Kaliumhydroxid und Schwefelsäure eine spezifische 
beständige Beschichtung im Umladebereich, unter dem Lagerbehälter und unter der 
Transferpumpe zur Anwendung. 
 
Die unterirdischen Gruben sind gemauerte oder vergleichbar gearbeitete Gruben. 
 
Die Mauerdurchbrüche sind auf die Rohrleitungen beschränkt, die für die Nutzung des 
Beckens oder seine Sicherheit absolut notwendig sind. Wenn ein Durchbruch nicht 
vermieden werden kann, wird er abgedichtet, um ein Auslaufen zu vermeiden. 
Rohrleitungen, die für den Betrieb der Becken oder ihre Sicherheit nicht unbedingt 
erforderlich sind, sind aus den Auffangbecken ausgeschlossen. 
 
Bei einer versetzten Grube werden die auf den wasserabweisenden Flächen aufgefangenen 
Abwässer durch Schwerkraft und über unterirdische Abflussrinnen zu dem Auffangbecken 
geleitet, das mit der betroffenen Platte verbunden ist. Insbesondere müssen die 
Ladebereiche für Fertigprodukte / Arbeitsbühnen und der Entladebereich für Rohstoffe so 
geplant werden, dass jegliches Auslaufen sofort in das verbundene versetzte Auffangbecken 
geleitet wird. Der Betreiber muss belegen können, dass das hierfür vorgesehene Gefälle 
ausreicht. 
 
Desgleichen ist das Auffangbecken T98500 ein „trockenes“ Auffangbecken, in dem jegliche 
Ansammlung von Flüssigkeit unmöglich gemacht wird. Der Betreiber muss belegen können, 
dass die entsprechend ergriffenen Vorkehrungen ausreichen (Gefälle, Siphondurchmesser 
usw.). 
 
Der Umgang mit dem Inhalt der Auffangbecken erfolgt im Einklang mit den Bestimmungen 
von ABSCHNITT 4 der vorliegenden Verordnung. 
 
Bei einem Schadenfall werden alle Maßnahmen ergriffen, um das gesamte möglicherweise 
verschmutzte Wasser und die Ableitungen aufzufangen, einschließlich Löschwasser, um es 
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aufzufangen und/oder zu behandeln und jede Verschmutzung der Böden, der 
Abwasserkanalisation, der Wasserläufe oder der natürlichen Umgebung zu verhindern. 
Diese Eindämmung erfolgt durch die im vorliegenden Artikel genannten Vorrichtungen 
(Auffangbecken / dichte Bodenplatten, Gruben, Sammelnetze und Industriebecken). Jedes 
Mittel wird eingesetzt, um die Ausbreitung eines Feuers durch dieses Auslaufen zu 
vermeiden. Das erfasste Löschwasser wird in die geeigneten Abfallverwertungssparten 
ausgeleitet. 
 
Ferner trifft der Betreiber unmittelbar nach der Einrichtung fester und/oder mobiler Einsatz- 
oder Brandbekämpfungsmittel alle erforderlichen Vorkehrungen, um ein Überlaufen der 
Auffangbecken zu vermeiden. Diese Vorkehrungen sind dem POI zu entnehmen.  
 
Generell trifft der Betreiber alle Vorkehrungen, um in regelmäßigen Abständen und so oft wie 
nötig die Maßnahmen und Mittel instandzuhalten und zu überwachen, die eingesetzt werden, 
um ein Eindringen in den Boden und ins Grundwasser zu verhindern, und hält der 
Aufsichtsbehörde die entsprechenden Belege zur Verfügung (Verfahren, Protokolle für 
Instandhaltungs- und Wartungsvorgänge an den Ableitungssystemen, Bodenplatten, 
Auffangbecken, Rohrleitungen, Ventilen, diverse Ableitungen, Schutzsysteme der Netze 
usw.). 
 
KAPITEL 8.7 – ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN FÜR DIE RISIKOKONTROLLE 
 
Artikel 8.7.1 - LISTE DER MASSNAHMEN FÜR DIE RISIKOKONTROLLE 
 
In Bezug auf die Gefährdungsphänomene, die den in Artikel L.511-1 frz. Umweltgesetz 
genannten Interessen direkten oder indirekten Schaden zufügen können, erstellt der 
Betreiber eine Liste der technischen und organisatorischen Maßnahmen zur Risikokontrolle, 
die in den Gefährdungsanalysen identifiziert werden. Die gewählten Maßnahmen besitzen 
eine Umsetzungskinetik, die im Einklang mit den zu kontrollierenden Ereignissen steht. Sie 
sind effizient, erprobt und so geführt, dass der Fortbestand ihrer Wirkung sichergestellt ist. 
Diese Liste wird in das Sicherheitsmanagementsystem aufgenommen. Sie wird der 
Aufsichtsbehörde zur Verfügung gehalten und ist Gegenstand eines disziplinierten Follow-
up. 
 
Die Parameter in Bezug auf die Leistungsfähigkeit dieser Maßnahmen zur Risikokontrolle 
werden festgelegt und beobachtet, jegliche Abweichung festgestellt und im Rahmen der 
Verfahren des Sicherheitsmanagementsystems des Betreibers korrigiert. Die Wartungs- und 
Prüfungsvorgänge werden erfasst und archiviert. 
 
Der Betreiber stellt der Aufsichtsbehörde sämtliche Unterlagen zur Verfügung, anhand deren 
die Einhaltung der vorstehend aufgeführten Kriterien belegt werden kann, darunter: 
 
- die regelmäßigen Testprogramme für diese Maßnahmen zur Risikokontrolle; 
- die Ergebnisse diese Programme; 
- die präventiven oder korrektiven Wartungsaktionen, die an diesen Maßnahmen zur 
Risikokontrolle durchgeführt werden. 
 
Bei Nichtverfügbarkeit einer Vorrichtung oder eines Elements einer Maßnahme zur 
Risikokontrolle wird die Anlage außer Betrieb gesetzt und gesichert, außer wenn der 
Betreiber Ersatzmaßnahmen festgelegt und eingerichtet hat, deren Effektivität und 
Verfügbarkeit er belegen kann. In jedem Fall muss die Dauer der Nichtverfügbarkeit so kurz 
wie möglich sein. 
 
Artikel 8.7.2 – SICHERER BETRIEB DER VERFAHREN, ALARME UND 
SICHERHEITSVORKEHRUNGEN 
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Der Betreiber legt unter seiner Verantwortung die Schwankungsbandbreiten der Parameter 
fest, die für die Sicherheit des Betriebs der Anlagen ausschlaggebend sind. 
 
Er ergreift Vorkehrungen, die die Einhaltung dieser Parameter innerhalb sicherer 
Betriebsbandbreiten gewährleisten. Die Anlage wird mit Alarmen ausgerüstet, wenn die 
Parameter möglicherweise die sicheren Betriebsbandbreiten verlassen. Die Auslösung des 
Alarms zieht automatische oder manuelle Maßnahmen nach sich, die für eine Korrektur der 
Abweichungen geeignet sind. 
 
Die Sicherheitsvorkehrungen, einschließlich der Maßnahmen zur Risikokontrolle, die 
Gegenstand von Artikel 8.7.1 sind, sind unabhängig von den Leitsystemen. Jede 
anderslautende Vorkehrung muss begründet werden und Gegenstand ausgleichender 
Maßnahmen sein. Die Sicherungssysteme der Anlagen verfügen über eine positive 
Sicherheit: Die Liste dieser Vorkehrungen wird der Aufsichtsbehörde zur Verfügung 
gehalten. 
 
Die Maßnahmen, Alarme und Sicherheiten der im vorliegenden Kapitel verlangten Parameter 
werden an die Steuerzentrale gemeldet.  
 
Nothalte, die von der Steuerzentrale aus durchgeführt werden können, ermöglichen die 
sichere Betriebsunterbrechung der gesamten oder eines Teils der Anlagen. 
 
Artikel 8.7.3 – ALLGEMEINE MASSNAHMEN ZUR PRÄVENTION VON EXPLOSIONS- 
UND BRANDRISIKEN 
 
Isobuttersäure ist am Standort nicht vorhanden, sondern nur als Mischung mit anderen 
Verbindungen, so dass die Mischung gemäß vorstehend genannter CLP-Verordnung nicht 
als brennbar eingestuft wird. 
 
Mit Ausnahme der Säulen D1 bis D3 und der verknüpften Dampfkessel werden Säuren unter 
Bedingungen gelagert und verwendet, unter denen sie keinerlei Entflammbarkeitsrisiko 
aufweisen (insbesondere Lagerung und Verwendung bei einer Temperatur unter dem 
jeweiligen Flammpunkt). 
 
Behälter, die brennbare Flüssigkeit oder Dämpfe enthalten, werden mit Stickstoff inertisiert 
und mit Sicherheitsventilen ausgestattet. 
 
Die Schutzvorrichtungen gegen Überdruckrisiken (Ventile, Berstscheiben usw.) sind 
entsprechend genormten Methoden korrekt bemessen. Die Belege für die richtige 
Bemessung (Rechennotizen, Zertifikate usw.) werden der Aufsichtsbehörde zur Verfügung 
gehalten. 
 
Sämtliche Pumpen werden vor Trockenlauf geschützt. 
 
Artikel 8.7.4 – VERHÜTUNG INTERNER AUSFÄLLE 
 
Anlagen, bei denen es zu Sicherheitsausfällen kommen kann, die Folgen auch außerhalb 
des Standortes haben, werden regelmäßig inspiziert. 
 
Eine Liste dieser Anlagen wird fortwährend aktualisiert und diese Inspektionen sind 
Gegenstand einer Nachbereitung. 
 
Artikel 8.7.5 – VERHÜTUNG VON GEFÄHRDUNGEN IN VERBINDUNG MIT 
NUTZUNGSAUSFÄLLEN 
 
8.7.5.1 – NOTSTROM 
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Die Geräte in der Steuerzentrale, allen voran Beleuchtung, SNCC-Leitsysteme sowie 
Regulierungs- und Automatisierungsapparate verfügen über eine Notstromversorgung durch 
batteriebetriebene Wechselrichter. 
 
Auch der Brandmelder im Schaltraum wird durch einen Teil des 230V-Notstomnetzes 
versorgt. 
 
Bei Ausfall der Stromversorgung stellen die Anlagen automatisch auf Notstromversorgung 
um (Schalter in Ruheposition). 
 
8.7.5.2 - DRUCKLUFT (AIR INSTRUMENT) 
 
Druckluft wird über das Netz des Gewerbegebiets im Rahmen einer Vereinbarung 
bereitgestellt. Um einem eventuellen Versorgungsausfall vorzubeugen, wird ein 
Pufferbehälter am Standort aufgestellt. 
 
Bei Ausfall des Air Instruments nehmen die automatischen Ventile ihre Ruheposition ein, die 
ihrer Sicherheitsposition entspricht. Diese Position wurde zuvor vom Betreiber analysiert. 
 
8.7.5.3 - STICKSTOFF 
 
Der Betreiber verfügt am Standort über eine Stickstoffreserve und ergreift die erforderlichen 
Maßnahmen, um sicherzustellen, dass permanent eine ausreichende Menge vorhanden ist. 
 
Das Stickstoffnetz wird mit einer durch Alarm gesicherte Niederdruckmessung ausgerüstet. 
 
Sicherheitsventile sind im Stickstoffnetz vorhanden. 
 
Bei Verlust oder Mangel an Stickstoff werden die Anlagen automatisch gesichert. 
 
8.7.5.4 – KÜHLWASSER (KÜHLWASSER 25-30°C AUS DEN KÜHLTÜRMEN, 
EISWASSER 6°C AUS DEN KÜHLAGGREGATEN) 
 
Die Pumpen am Ausgang der Kühlsysteme sind redundant. 
 
Bei Verlust oder Mangel an Kühlwasser werden die betreffenden Anlagen automatisch 
gesichert. 
 
8.7.5.5 – VAKUUMERSATZAGGREGAT 
 
Der Betreiber verfügt über ein Ersatzaggregat für die Vakuumerzeugung. Bei 
unzureichendem Vakuum wird automatisch auf das zweite Vakuumaggregat umgestellt. 
 
KAPITEL 8.8 – SPEZIFISCHE BESTIMMUNGEN FÜR BESTIMMTE VORGÄNGE ODER 
ANLAGEN 
 
Artikel 8.8.1 – BE- UND ENTLADEVORGÄNGE 
 
Be- und Entladevorgänge sind Gegenstand schriftlicher Verfahren. 
 
Sie sind nicht automatisiert und erfolgen unter ständiger Aufsicht: Anwesenheit von 
Personen, die in den Risiken in Verbindung mit diesen Vorgängen und den betroffenen 
Produkten geschult sind, die die zu ergreifenden Vorkehrungen bei einem Zwischenfall 
kennen und in der Lage sind, bei einem Unfall einzugreifen. 
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Die Verteilungs- oder Füllschläuche erfüllen die geltende Norm. Die Schläuche werden in 
gutem Betriebszustand gehalten und spätestens sechs Jahre nach ihrem Herstellungsdatum 
ausgetauscht. 
 
Das Befüllen der Lagerbehälter mit Rohstoffen erfolgt durch Tauchrohre. Der Betreiber 
ergreift die erforderlichen technischen und organisatorischen Maßnahmen, um jegliches 
Überfüllen der IBC-Container, Isotanks oder Zisternen zu vermeiden. 
 
Artikel 8.8.2 – BE- UND ENTLADEN MIT FLÜSSIGEN ROHSTOFFEN 
 
Der Entladebereich für Rohstoffe wie Nährlösung / Melasse / Kali ist für höchstens 2 LKWs 
gleichzeitig ausgelegt: 
 
• ein LKW am gemeinsamen Entladeposten für Nährlösung oder Melasse, 
• ein LKW am spezifischen Entladeposten für Kaliumhydroxidlösung. 
 
Der Entladebereich für Schwefelsäure und der Verladebereich für Fertigprodukte kann nur 
jeweils einen LKW aufnehmen. 
 
Artikel 8.8.3 – LAGERUNG UND VERWENDUNG VON RÜBENMARK 
 
Rübenmark wird in einem speziellen abgedichteten Bereich gelagert. Dieser Bereich befindet 
sich außerhalb der Bereiche mit Hitzeeffekten, die für andere Anlagen des Standortes oder 
externe Anlagen erzeugt werden können. Auch ist er so angelegt, dass die aus einem Brand 
resultierenden Hitzeeffekte bis hin zur Grenze der irreversiblen Effekte nicht über die 
Standortgrenzen hinausgehen. 
 
Die Lagerung ist auf zwei Ebenen und eine Menge von 1.000 Tonnen begrenzt. 
 
Das Rübenmark ist ausschließlich in vorverdichteter Form vorhanden, in hermetisch 
versiegelten Ballen. 
 
Der Bereich, der Hitzeeffekte über 8 kW/m2 im nächstgelegenen Bioreaktor (T21200) 
erzeugen kann, ist auf dem Boden markiert. Außerhalb des auf die jährliche Anlieferung des 
Marks folgenden Monats darf in diesem Bereich nichts gelagert werden. 
 
Es werden Verfahren oder Anweisungen umgesetzt, damit: 
 
•   jeder undichte oder beschädigte Ballen nicht auf den Standort gelassen wird, 
• jeder Ballen, der unbeabsichtigt durchlöchert wird, unverzüglich im Verfahren eingesetzt 
wird, 
• nach dem jährlichen Befüllen des Marklagers ausschließlich diejenigen Ballen verwendet 
werden, die dem Bioreaktor T21200 am nächsten liegen (mit Ausnahme jedoch anderer 
Ballen, die unbeabsichtigt durchlöchert wurden, in Anwendung des vorhergehenden 
Punktes), bis dieser Bereich ebenfalls vollständig leer ist; 
• eine verstärkte Überwachung des Lagerbestands erfolgt, solange sich Ballen mit Mark in 
diesem Bereich befinden; 
• der vorstehend genannte Bereich anschließend frei von jeglicher Lagerung gehalten wird. 
 
Artikel 8.8.4 – FERMENTIERUNGSAUSRÜSTUNG (BIOREAKTOR UND INOKULA) 
 
Die Prozessbedingungen sind dergestalt, dass keiner Zeit eine explosive Atmosphäre in den 
Bioreaktoren oder in den Inokula entstehen kann (verdünnte Verbindungen, unterhalb ihrer 
Explosivitäts-Untergrenze), mit Ausnahme der Endphase der Fermentierung in den Inokula. 
 
Daneben werden die folgenden Maßnahmen ergriffen: 
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• Aufbewahrung der Inokula in leichtem Überdruck, um jegliche Luftzufuhr zu vermeiden; 
• Druckmessung in den Inokula und Meldung an die Steuerzentrale; 
• Flanschabdeckungen an jeder Rohrabzweigung auf den Inokula, die genau beobachtet 
werden; 
• elektrische und elektronische Ausrüstungen in der Gaswolke der Inokula, begrenzt auf das 
absolute Minimum und in geeigneter ATEX-Klasse. 
 
Die Bioreaktoren und die Inokula werden jeweils mit einer Druckmessung ausgestattet, die 
an die Steuerzentrale gemeldet und mit einem Alarm versehen wird. 
 
Die Bioreaktoren werden jeweils mit einem Sicherheitsventil ausgerüstet, das unabhängig 
vom Ausgang ist, der mit dem Netz der biologischen und organischen Luftabzüge unter 
Stickstoff verbunden ist. 
 
Die Inokula werden mit einem gemeinsamen Sicherheitsventil ausgerüstet, das unabhängig 
vom Ausgang ist, der mit dem Netz der biologischen und organischen Luftabzüge unter 
Stickstoff verbunden ist. 
 
Die in diesem Artikel genannten Sicherheitsventile sind auf extreme Druck- und 
Unterdrucksituationen ausgelegt. 
 
Vor der ersten Inbetriebnahme der Anlagen leitet der Betreiber eine technisch-wirtschaftliche 
Analyse an die Aufsichtsbehörde weiter, die sich mit dem Risiko eines Welleneffektes bei 
Verlust der Abschottung eines Bioreaktors befasst und der gegebenenfalls ein Vorschlag für 
die zu ergreifenden Maßnahmen und einen entsprechenden Zeitplan beiliegt. 
 
 
 
 
 
Artikel 8.8.5 – DESTILLATIONSSÄULEN – ARBEITSBÜHNE 
 
Sämtliche Säulen funktionieren im Vakuum und sind mit einer Druckregulierung ausgerüstet, 
die ein Steuerventil auf der Verbindungsleitung mit einer Vakuumpumpe steuert. 
 
Jede Säule wird durch ein Sicherheitsventil vor Überdruckrisiken geschützt. Die Luftabzüge 
jeder Säule werden durch ein Sammelrohr in das Netz der organischen Luftabzüge geleitet. 
 
Der Bereich wird durch ein Sprinklernetz an den Säulen und Austauschern geschützt. Dieses 
wird nach Feststellung eines anormalen Temperaturanstiegs (durch ein Netz mit Kolben, die 
ab einer bestimmten Temperatur zerplatzen) automatisch ausgelöst und kann auch manuell 
von der Steuerzentrale oder lokal ausgelöst werden. 
 
Artikel 8.8.6 – TROCKNUNG 
 
Die Ausrüstungen der Trocknungsanlage sind durch Sicherheitsventile geschützt. 
 
Artikel 8.8.7 – ABFÜLLUNG UND LAGERUNG VERPACKTER FERTIGPRODUKTE 
 
Abfüllung und Lagerung in IBC-Containern von Produkten, die unter Rubrik 4331 der 
Nomenklatur für als umweltgefährdend eingestufte Anlagen fallen, sind unzulässig. 
 
Es steht höchstens ein IBC-Container im Abfüllbereich in IBC. 
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Der Abfüllbereich in Isotanks in der Nähe der Arbeitsbühne umfasst 3 separate Posten, jeder 
für ein Produkt. Es stehen höchstens drei Isotanks (einer pro Produkt in der Präparation oder 
in der Abfüllung) in diesem Abfüllbereich. 
 
Gegebenenfalls ist die Abfüllung in einen IBC-Container anstelle eines Isotanks möglich. 
 
Die Lagerzone für IBC-Container / Isotanks hat eine auf 500 m2 begrenzte Fläche und ihre 
äußersten Enden befinden sich über 20 Meter von den Standortgrenzen entfernt. 
 
Der Bereich ist in zwei separate Teilbereiche aufgeteilt: einer für die Lagerung der (leeren 
und vollen) IBC-Container, einer für die Lagerung der (leeren und vollen) Isotanks. In jedem 
Teilbereich werden die IBC-Container und die Isotanks in Gruppen gelagert. 
 
Es darf nur jeweils ein IBC-Container oder Isotank gleichzeitig in diesem Bereich bearbeitet 
werden (höchstens 1 Zugmaschine ODER 1 Gabelstapler). 
 
Standardmäßig sind die Behälter, die für die Lagerung in IBC-Containern verwendet werden, 
nicht schmelzbar (als schmelzbar gilt jeder Behälter, der insbesondere bei einem Feuer 
schmelzen und seinen Inhalt freisetzen kann. Behälter, deren Außenhülle, die die 
Eindämmung des Inhalts bei einem Feuer gewährleisten soll, aus einem Material besteht, 
dessen Schmelzpunkt unter 330°C liegt, gelten von vornherein als schmelzbar). Allerdings 
können bestimmte Behälter vom Typ IBC schmelzbar sein, falls der Betreiber belegt, dass 
sich die brennende Fläche bei einem Brand im Auffangbereich der verpackten 
Fertigprodukte nicht über die verbundene Auffangfläche hinaus ausbreitet. Ergänzende 
Maßnahmen können diesbezüglich vorgeschlagen werden. In dem Beleg werden 
insbesondere die Verflüssigung der Zahl der gewünschten schmelzbaren Behälter und ihr 
Eindämmungsverlust berücksichtigt. Er wird der Aufsichtsbehörde vorgelegt, deren positive 
Stellungnahme vor jeder Aufstellung schmelzbarer Behälter erforderlich ist. 
 
Die IBC-Container werden auf einer einzigen Ebene gelagert. 
Die Zahl der vollen IBC-Container ist auf 22 begrenzt (IBC mit 1.000 l). 
Die leeren IBC-Container befinden sich im selben Bereich. 
 
Die Menge der Isotanks ist auf 18 auf Basis von Isotanks mit 20 m3 begrenzt, davon 
höchstens 11 mit Produkten, die unter Rubrik 4331 der Nomenklatur für als 
umweltgefährdend eingestufte Anlagen fallen. Eine größere Zahl an Isotanks ist mit dem 
Vorbehalt zulässig, dass die Gesamtmenge an in Isotanks in diesem Bereich gelagerten 
Fertigprodukte 360 m3 nicht übersteigt, davon höchstens 220 m3 Produkte, die unter Rubrik 
4331 fallen. Die Isotanks bestehen aus Edelstahl mit doppeltem Boden und werden auf ihren 
Ladeflächen gelagert. 
 
Die Lagerzone der IBC-Container/Isotanks wird wie folgt gesichert: 
 
• Optische Flammenmelder mit Alarmweiterleitung an die Steuerzentrale; 
• Gasmelder mit Alarmweiterleitung an die Steuerzentrale; 
• Videoüberwachung, deren Bilder ebenfalls an die Steuerzentrale übertragen werden. 
 
Ferner erfolgt eine visuelle Kontrolle der Lagerzone mindestens einmal pro Schicht. 
 
Bei visueller Feststellung oder Auslösung eines Alarms durch die Melder, gegebenenfalls 
gefolgt vom Ausräumen jeglicher Zweifel mit Bestätigung eines Eindämmungsverlustes 
und/oder eines Feuerausbruchs wird menschliches Eingreifen organisiert, um, je nach 
Situation: 
 
• den Lagerbereich abzuspritzen 
oder 
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• einen Schaumteppich einzurichten. 
 
Zu diesem Zweck sind in der Nähe des Bereichs, allerdings außerhalb der 5 kW/m2-Zone, 
mindestens folgende Ausrüstungen vorhanden: 
 
• zwei gebrauchsfertige Wasserwerfer, die an eine Löschschaum-Reserve angeschlossen 
sein können; 
• ein Hydrant, der an eine autonome Löschschaum-Reserve und einen Wasserwerfer 
angeschlossen sein kann. 
 
Die vorstehende Einsatzstrategie und das genannte Verfahren müssen im POI erläutert 
werden. 
 
Artikel 8.8.8. – LAGERUNG UNVERPACKTER FERTIGPRODUKTE 
 
Unverpackte Fertigprodukte werden, je nach Brennbarkeit, auf zwei separate Auffangbecken 
verteilt (T98500 und T98600). Flüssige Produkte mit einem Flammpunkt kleiner oder gleich 
60°C werden im Becken T98500 aufbewahrt und dürfen nicht in das Becken T98600 
gelangen. 
 
Produkte, die aus der Herstellung kommen und ins Lager geschickt werden, müssen eine 
Temperatur unter 40°C haben. 
 
Für die Anwendung der Bestimmungen von Punkt 11.2 der vorstehenden 
Ministerialverordnung vom 1. Juni 2015 gelten folgende Hinweise: 
 
• das Befüllen von oben ist verboten; 
• nur Lagerbehälter vom Typ C2 Standard und C2 HP (T72000 bzw. T75000) verfügen über 
ein Erwärmungssystem; 
• die Behälter verfügen über eine unbewegliche Abdeckung; 
• alle Behälter haben einen Durchmesser unter 10 m; 
• die Belüftung der Behälter erfolgt über ein Druckventil (Split-Range-System); 
• die beiden Becken sind ausreichend voneinander entfernt, damit die durch den Brand in 
einem der beiden Rückhaltebecken ausgelöste Strömung, die auf einen anderen Behälter im 
anderen Auffangbecken trifft, unter 15 kW/m2 beträgt (ohne Einsatz von Mitteln); 
• bei Ausbruch eines Feuers in einem der beiden Auffangbecken werden innerhalb von 
weniger als 15 Minuten Kühlmittel eingesetzt, mit deren Hilfe der Wert der im 
vorhergehenden Absatz genannten Strömung auf höchstens 12 kW/m2 abgesenkt wird. 
 
Die vorstehenden Bestimmungen (vorstehender Punkt 11.2 und ergänzende Erläuterungen) 
gelten für die Lagerbehälter für Fertigprodukte von Becken T98600. 
 
Im Übrigen verfügen sämtliche Behälter über einfache Wände und sind zerbrechlich. 
 
Die Ventile an der Unterseite der Behälter verfügen über einen Brandschutz. 
 
Die Sicherheitsventile sind großzügig unter Berücksichtigung des Brandrisikos ausgelegt. 
Diese Ventile können bei der Berechnung der kumulierten Fläche vorhandener Luftabzüge 
berücksichtigt werden (vgl. I.E von Punkt 11.2 der vorgenannten Ministerialverordnung vom 
1. Juni 2015). 
 
Die Behälter im Becken T98500 befinden sich unter Stickstoffatmosphäre. 
 
Unbeschadet der Bestimmungen der vorgenannten Ministerialverordnung vom 1. Juni 2015 
wird der Lagerbereich für unverpackte Produkte wie folgt geschützt: 
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• Meldung von Flüssigkeiten verknüpft mit einem Gasmelder in jedem Auffangbecken 
(Komplex T98500/T98200 und T98600); 
• sämtliche Behälter, Kessel und Pumpen, die sich in einem der beiden Becken befinden, 
sind mit Löschanlagen mit Wasser oder Schaum ausgerüstet; 
• ein Feuermeldesystem (mit Sicherungskolben, die bei einer bestimmten Temperatur 
zerplatzen) löst automatisch die Sprinkleranlage der Kühlungsanlage der gesamten 
vorgenannten Ausrüstungen aus (in beiden Becken); 
• die Inbetriebnahme der Sprinkleranlagen kann auch von der Steuerzentrale aus oder 
manuell erfolgen. Im letztgenannten Fall befinden sich die Ventile außerhalb der 5 kW/m2-
Zone; 
• bei Bestätigung des Eindämmungsverlustes wird die Einspeisung von Schaum in die 
Sprinkler manuell von der Steuerzentrale aus ausgelöst. 
 
Artikel 8.8.9 BELADEN VON ZISTERNEN UND ISOTANKS IM SÜDEN DES 
STANDORTES 
 
Der Ladebereich für Zisternen und Isotanks im Süden des Standortes umfasst eine einzige 
Zisternenbefüllungsanlage, verfügt aber über eine spezielle Linie pro Säure, einschließlich 
des Verbindungsschlauchs mit der Zisterne. Es darf jeweils nur ein LKW oder ein Isotank 
befüllt werden. 
 
Der Bereich wird durch eine Sprühflutanlage geschützt, die nach optischer Feststellung einer 
Flamme automatisch ausgelöst wird oder manuell von der Steuerzentrale aus und lokal 
ausgelöst werden kann. 
 
Artikel 8.8.10 – BEHANDLUNG DER LUFTABZÜGE 
 
8.8.10.1 – ERDGASLEITUNGEN 
 
Die Erdgasleitungen, die die thermische Oxidationsanlage speisen, verlaufen unter der Erde. 
Ein Isolierventil innerhalb des Standortes ermöglicht im Bedarfsfall die Isolierung. Die 
Modalitäten für das Schließen des Ventils bei Unfällen sind dem POI zu entnehmen. 
 
8.8.10.2 – SAMMELN DER LUFTABZÜGE 
 
Die thermische Oxidationsanlage wird über zwei vollkommen unabhängige Netze mit 
gasförmigen Ableitungen beschickt, die behandelt werden müssen: 
 
- Netz der biologischen und organischen Abzüge (luftleeres Netz); 
- Netz der organischen Abzüge mit Luft, an das keinesfalls Abzüge angeschlossen werden, 
die am Entstehen explosiver Atmosphäre beteiligt sein können. 
 
Jedes Abzugsnetz befindet sich in leichtem Unterdruck. 
 
Das Sammelnetz der biologischen und organischen Abzüge unter Stickstoff ist im Vorlauf 
zum Ansaugventilator mit einem Sauerstoffanalysierer ausgerüstet. Bei Vorhandensein von 
Sauerstoff in den Abzügen werden diese automatisch am Ventilator und an der thermischen 
Oxidationsanlage vorbeigeleitet (Schließen des TOR-Isolierungsventils in jedem Netz im 
Vorlauf zum Ansaugventilator und im Nachgang zur Rohrabzweigung in Richtung Bypass). 
 
Das Sammelnetz für biologische Abzüge ist auf Ebene des Kondensatkastens mit einem 
H2S-Melder mit Alarm und Weiterleitung an die Steuerzentrale ausgerüstet, um jegliches 
Austreten am unteren Ende des Sammelnetzes festzustellen. 
 
Ein Verfahren erläutert die bei einem Alarm zu ergreifenden Maßnahmen. Die erforderlichen 
persönlichen Schutzausrüstungen stehen für die eingesetzten Mitarbeiter zur Verfügung. 
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8.8.10.3 – THERMISCHE OXIDATIONSANLAGE 
 
Der Brenner der thermischen Oxidationsanlage verfügt über ein System, das die Anlagen bei 
einem Betriebsausfall der Flamme automatisch sichert und einen Alarm auslöst. 
 
Ferner wird eine Vorrichtung eingerichtet, um jegliche Gefahr einer Ausbreitung der Flamme 
der thermischen Oxidationsanlage in Richtung der Abzüge zu verhindern (Flammensperre, 
hydraulischer Schutz oder gleichwertig). 
 
Artikel 8.8.11 – DÜNGEMITTEL 
 
Die Einlagerung von unverpackten Düngemitteln ist unzulässig. Düngemittel werden in 
dichten Big-Bags im betreffenden Bereich aufbewahrt. 
 
Die Merkmale der erzeugten Düngemittel sind dergestalt, dass die Entstehung einer 
explosiven Atmosphäre in Verbindung mit Düngemittelstaub nicht möglich ist. Der Betreiber 
kann dies belegen. 
 
ABSCHNITT 9 – AUSFÜHRUNGSMODALITÄTEN, RECHTSMITTEL 
 
KAPITEL 9.1 – FRISTEN UND MÖGLICHKEITEN FÜR RECHTSMITTEL 
 
In Anwendung von Artikel R 181-50 frz. Umweltgesetzbuch gilt: 
 
Die in Artikel L. 181-12 bis L. 181-15 genannten Entscheidungen können der 
Verwaltungsgerichtsbarkeit unterbreitet werden: 
 
1° Von den Antragstellern oder Betreibern innerhalb einer Frist von zwei Monaten ab dem 
Tag, an dem ihnen die Entscheidung mitgeteilt wurde; 
 
2° Von auf Grund der Belästigungen oder der Gefahren für die in Artikel L. 181-3 genannten 
Interessen betroffenen Dritten innerhalb einer Frist von vier Monaten ab: 
 
a) Bekanntmachung der in 2° von Artikel R. 181-44 vorgesehenen Bedingungen im Rathaus; 
 
b) Veröffentlichung der Entscheidung auf der Webseite der Präfektur, die in 4° desselben 
Artikels vorgesehen ist. 
 
Die Frist beginnt mit der letzten erfüllten Formalität. Falls die Bekanntmachung diese letzte 
Formalität darstellt, beginnt die Frist mit dem ersten Tag der Bekanntmachung der 
Entscheidung. 
 
Gegen die im ersten Absatz genannten Entscheidungen können innerhalb einer Frist von 
zwei Monaten kostenlose oder hierarchische Rechtsmittel eingelegt werden. Diese 
Rechtsmittel vor dem Verwaltungsgericht verlängern die unter 1° und 2° genannten Fristen 
um zwei Monate. 
 
Privatpersonen und privatrechtliche juristische Personen, die nicht mit der Erbringung eines 
öffentlichen Dienstes betraut sind, können ihr Rechtsmittel elektronisch über die Anwendung 
Telerecours auf der Website http://www.telerecours.fr/ einreichen. 
 
KAPITEL 9.2 - UNTERRICHTUNG DRITTER 
 
1) Eine Abschrift der vorliegenden Verordnung (nicht vertrauliche Fassung) wird im Rathaus 
von SAINT-AVOLD hinterlegt und kann von jedem Interessenten eingesehen werden. 

http://www.telerecours.fr/
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2) Ein Auszug aus dieser Verordnung, der insbesondere die Vorschriften enthält, die für die 
Anlage gelten, wird während einer Frist von mindestens einem Monat im Rathaus der 
vorstehend genannten Gemeinde ausgehängt. 
 
Ein Protokoll über die Erfüllung dieser Formalitäten wird durch die Bürgermeister der 
genannten Gemeinden erstellt und an die Präfektur geschickt. 
 
Der genannte Auszug wird vom Betreiber in der Anlage sichtbar und permanent ausgehängt. 
 
3) In das Internet-Portal der staatlichen Dienststellen im Departement Moselle 
(Veröffentlichungen und gesetzliche Bekanntmachungen über als umweltgefährdend 
eingestufte Anlagen und ohne diese Anlagen – Bezirk Forbach-Boulay-Moselle) wird 
mindestens einen Monat lang eine entsprechende Bekanntmachung gestellt. 
 
KAPITEL 9.3 – AUSFÜHRUNG 
 
Der Generalsekretär der Präfektur, der Bürgermeister von SAINT-AVOLD, der für die 
Inspektion von als umweltgefährdend eingestuften Anlagen zuständige Regionaldirektor für 
Umwelt, Raumordnung und Wohnungsbau sind, jeder in seinem Bereich, für die Ausführung 
der vorliegenden Verordnung zuständig, die der Gesellschaft AFYREN NEOXY zugestellt 
wird und von der eine Kopie informationshalber der Unterpräfektin des Bezirks FORBACH-
BOULAY-MOSELLE zugeleitet wird. 
 
Metz, den 23. November 2020 
 
Der Präfekt 
 
Für den Präfekten 
Der Generalsekretär 
 
[Unterschrift unleserlich] 
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ANHANG 1: Standort der freigegebenen Fläche für „Le Crapaud vert“ 
 
Zur VERORDNUNG DCAT/ BEPE/ Nr. 2020-196 
vom 23. November 2020 
 
(in Anwendung von Artikel 2.2.2.) 
 
 
Grundstücksgrenze 
 
VORHANDENER WALD 
 
Mindestfläche von 500 m2 in Weiterführung des Waldes, mit positiver Aufrechterhaltung und 
Verwaltung von Le Crapaud Vert 
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ANHANG 2: Standort der Kontrollpunkte an der Grundstücksgrenze und in den ZER 
(Bereiche mit Lärmregulierung) 
 
Zur VERORDNUNG DCAT/ BEPE/ Nr. 2020-196 
vom 23. November 2020 
 
(in Anwendung von Artikel 7.2.1 und Artikel 7.2.2) 
 
 
 


